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Krise in Bonn | Wem nützen 
die Bomben? 


Am 27. April unternahm die CDU/CSU den in der Bundesrepublik erst- 
maligen Versuch, die Regierung durch ein sogenanntes Konstruktives Miß- 
trauensyotum — d.h. durch die Wahl eines neuen Kanzlers — zu stürzen. 
CDU/CSU-Kandidat Rainer Barzel sollte mit Hilfe erhoffter Überläufer aus 
der FDP „Friedenskanzler“ Willy Brandt ablösen. Die versuchte Machter 

greifung scheiterte nur knapp: Barzel fehlten zwei Stimmen an der not- 

‚wendigen Mehrheit. Und außerdem schien eine der Stimmen gegen Barzel 
aus den Reihen der CDU/CSU selbst gekommen zu sein. In der Abstimmung 
über den Bundeshaushalt am folgenden Tag erlitt die SPD/FDP-Regierung 
ihre erste Niederlage. Die Stimmen standen 147:147, und damit. war der 
Haushalt zunächst einmal abgelehnt. Diese Abstimmung bewies endgültig, 
daß zur Zeit weder Regierung noch Opposition über eine Mehrheit im Bun- 
destag verfügen. Damit stellt sich zwingend die Alternative entweder von 
Neuwahlen, oder aber von einer stllschweigenden faktischen Rückkehr zur 
‚Großen Koalition. 


jaden- Die CDU, die in Baden-Württem- 
berg die absolute Mehrheit erhieit 
bezeichnete.‚sich- als, Siegerin. der 
Wahl, sprach von einem großen, Er- 


folg, 


Das Vorspiel: Wahlen in 
Württemberg. 

Am 23. Apfil wurde/in. Baden- 
Württemberg der Landtag gewählt, 
Die neonazistische NPD hatte auf 


= 


gleich zeigt, daß auf die rechten 
Parteien (CDU und NPD) 1968 
zusammen 54 % der Stimmen ent 
fielen, 1972 aber nur noch 53 % 
Die CDU hat also gerade eben 
die Stimrhen der Nazi-Wähler ein- 
heimsen können, und keine Stimme, 
mehr. Wahrlich ein „großer Erfolg’ 
auf den Strauß und Barzel stolz 
sein können! . . . Andererseits ent- 
fielen auf die jetzigen Bonner Rı 
gierungsparteien. (SPD und FDP) 
1968 zusammen 43,4 % — 1972 
aber 44 %. Vor allem unter den Ar- 
beitern der Industrie-Zentren(Mann- 
heim und Stuttgart) gewann die SPD 
weit überdurchschnittlich an Stim- 
men, nämlich um 12-15 °% (im 
Landesdurchschnitt nu: 
7,5%) 

‚Am Montagabend nach den ba- 
den-württembergischen Landtags- 
wahlen  beschloß die CDU/CSU- 


Bremerhaven: Demonstration der Werft-Kollegen 


die Aufstellung eigener Kandidaten 
verzichtet und zur Unterstützung 
der CDU aufgerufen. Die NPD hat- 
te bei den letzten Landtagswahlen 
(1968) noch 9,8 % der Stimmen 
erhalten, die somit der CDU zugute 
kamen. Hartnäckig hält sich das 
Gerücht, daß die Unterstützung der 
NPD von der CDU durch, einen an- 
Sehnlichen Geldbetrag erkauft wor- 
den ist, ——— 
Die Aufstellung zeigt die Wahl- E 
ergebnisse zum baden-württember- 
gischen Landtag 1968 und 1972, = 


Diese, Behauptung entsprach kei- 
neswegs den Tatsachen, der Ver- 


Baden-Württ. 
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Fraktion, mit dem Konstruktive 
Mißtrauensvotum zum Sturz der 
SPD/FDP-Regierung anzutreten. Das 
wurde besonders mit dem angeb- 
lichen Wahlsieg der CDU/CSU in 
Baden-Württemberg begründet" Tat 
sächlich jedoch dürfte es eher um- 
gekehrt gewesen sein: die Wahlen 
dort hatten nochmals klar gemacht, 
daß die Chancen der CDU/CSU 
durch Wahlen in die Regierung zu. 
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Bombenanschläge und Bomben- 
drohungen haben in den letzten 
Wochen bei großen Teilen der Be- 
völkerung Unsicherheit, Angst und 
‚Empörung hervorgerufen. 


15 auf dies Webe _ boler 
D Von den Kampfes der Arr 
ie — U geelschafit 
chen Verhätnise nicht zum Beue- 
ven zu verändern sind het af der 
Hand. Immerhin kongien aber As 
Schligetgesen märche Eiche 
Hungen der USA Im Westdeutschland 
(wien Frankfart um I Mai und 1a 
Heidelberg am,24, Mai) noch pol 
isch moin sh vn den Wilen, 
ie Imperaliten und ihre Agenten 
exemplarkch” zu eff Dose 
Bi ar die Anschläge au de Auge 
Burger Polzeifräsium und den 
Parkplatz des Landeskriminalms 
inMknchenam 12. Ma 
Evan ander Lig der Fall schon 
bei den Bomben im Hamburger 
Springeritaus am 19, Mai. Daß 
Springer ich Auch die etrem ren 
Honite Poli scnes Preschaner 
Veit Feinde in’der yoamıcn Be 
Yölkerung semacht hatt baanst 
Wenn jemand den Springer Konzern 
Smalih tnifen weile > gute 
Sir gecgneie Sin, $r 28 
as Reshenzentnm m 1.810 des 
Spüngerilaues: Die Bomben wur 
Gen Jedoch sattesen an Sıcken 
Best wo nicht der Yerlaer Spr 
Bet sondern nur die be m An 
Tendenzu Wellen waren Mindestens 
17. Arbeser warden verktn auei 
Auch wenn sich gäter ein sope- 
vantes ‚Kommande 2. Jan fr 
die Bomben verntworich eklne 
(am 2. Jan 1967 wurde während 
Siner Demonsiakon gegen den 
Schb-Bessch der Student Benso 
Ohnesng von einem Polziten «r 
schonen), Bit di Tatche, daß 
En weiches Vorgehen ach be 
tem Vertändise nicht mehr ai 
Ausdruck ein den Antenaie 
Sicn dienenden Foitik zu mer 
en 
Die Sache wird mich dadarch 
nich vie Besen, daß die Bomben. 
Iser mah opinen Ang zn 
Springeriaus wechzeie nimbeh 
indes 10 Minuten vorher ie 
Ilonich geramt. hai. 30 db 
She Rlumung mögen genen «a 
1 Waren Ui BambenLege so nur. 
Bicht zu wien, da einem Kap 
üen da Leben und dir Genen 
einer Leute” ohnehin km PA 
Üaing ven and? Bi Bombe 
in ein Betrieb lügen und Sana des 
Kapiaiten tefonsch auffordern 
Peer 
heist eben alte wem, aledisLe 
Ben und die Gemmdbet der don 


Arbeitenden 
Spiel zu setzen. 
Wer die Bomben bei Springen 
gelegt hat, ist zur Zeit noch unge- 
klärt. Es ist nicht. auszuschließen, 
daß cs tatsächlich Leute waren, die 
zum Kreis der sogenannten „Baader. 
Meinhof-Gruppe” gehören oder die 
sich deren Ideen verbunden fühlen. 
Auf jeden Fall haben die Bomben 
bei Springer den Kapitalisten micht 
geschadet, sondern haben ihnen so 
gar einen Riesengefallen getan. Sie 
helfen den reaktionären Kräften, de- 
nen es um die Schaffung eines Kh- 
mas von Furcht und Hysterie geht. 
In diesem Sinn erklärte auch der 
Kommunistische Bund in einem 
Flugblatt, das einige Tage nach dem 
Anschlag in Hamburg verteilt wurde. 
=... Im einem so erzeugten Kli- 
ma von Angst, Unsicherheit, 
Spannung sicht das Großkapital 
die geeignete Grundlage für den 
Ruf nach dem ‚starken Staat‘, 
mach dem ‚starken Mann”. In ei- 
ner Situation, wo der versuchte 
Regierungssturz mar kuapp ge- 
scheitert ist und die Möglichkeit 
von Neuwahlen im kommenden 
Herbst sich abzeichnet, entspricht 
der mörderische Anschlag gegen 
die Springer-Arbeiter auffallend 
genau den Interessen des Groß- 
kapitals. Aller Erfahrung nach 
wird dieser Anschlag noch nicht 
die letzte und gefährlichste der. 
artige Provokation gewesen sein.” 
Diese Voraussage erwies sich lei 
der als richtig. Am 27. Mai erschien 
ie BILD mit einer Schlagzeile, wo- 
rin behauptet wurde, nunmehr seien 
Bombenanschläge gegen Banken ge- 
plant. Angeblich lägen der Polizei 
eindeutige Hinweise” dafür w 
Wieso die Polizei zwar angeblich 
nicht in der Lage war, die Bomben- 
ieger zu fassen, aber andererseits 
‚eindeutige Hinweise” über deren 
nächste Pläne habem sollte, blieb 
wieder einmal schleierhaft. Nahelie- 
gender ist der Verdacht, daß hier ein 
Gerücht bewußt in die Welt gesetzt 
wurde, um die Angst zu schüren. 
Bomben in Banken — das ist haarge- 
nau die Methode, die das italienische 
Großkapital bereits einmal mit 
folg.durchgespielt hat. Dort in Italien 
in der Mailänder Landwirtschafts- 
bank, explodierte am 12. Dezember 
1969 eine Bombe. 16 Tote und fast 
100 Verletzte wurden aus den Tri: 
mern geholt.: Es begann eine Jagd 
auf die Anarchisten und zuf die me- 
volutionäre Linke, die als Urheber 
des Attentats bezeichnet wurden 
Die Sache hatte mar einen kleinen 
„Schönheitsfehler": Es ließ sich auf 
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die Dauer nicht verbergen, daß hin- 
‚ter dem Bombenanschlag durchaus 
keine Anarchisten oder Linke ge- 
standen hatten, sondern eine faschi- 
stische Gruppe, deren Mitglieder 
inzwischen zum Teil verhaftet wur- 
den. £ 

Mit. der story von den angeb- 
lichen geplanten Bomben auf Ban- 
ken verstärkte das Großkapital die 
Einschüchterung der Bevölkerung er- 
heblich. Und es sollte noch toller 
kommen. Zwei Tage später, am 29. 
Mal, wußte BILD in großer Aufma- 
hung zu berichten, daßdie „Baader- 
Meinhof-Bande” am 2. Juni mittags 
zwischen 13 und 14 Uhr drei Bom- 
ben mitten in Stuttgart hochgehen 
lassen wollte, jede davon mit einem 
Sprengstoffgewicht von 30 kg. Der- 
artige Anschläge hätten mit großer 
Wahrscheinlichkeit mehrere Tote 
oder zumindest Schwerverletzte zur 
Fol 

Ein Vorhaben, wie es hier ange- 
kündigt wurde, hat auch bei großzü- 
igster Auslegung absolut nichts 
mehr zu tun mit dem Kampf gegen 
den Kapitalismus, für die Befreiung 
der Arbeiterklasse von Ausbeutung 
und Unterdrückung. Eine solche 
Vorgehensweise erinnert dagegen 
stark an diejenigen, die die KZ’s er- 
richten ließen, die die Bomben auf 
Dresden, auf Hiroshima und Naga- 
saki werfen ließen, die heute ein 
mörderisches Bombardement gegen 
Vietnam richten. Es ist die Hand- 
schrift der Imperialisten, denen Men- 
schenleben gleichgültig sind. 

Wer heute in anonymen 
derartige Anschläge auch nur ankün- 
digt, ist entweder ein Wahnsinniger 
‚oder aber ein bezahlter Agent des 
Großkapitals. 

Im Übrigen hat auch die „Baader- 
Meinhof-Gruppe” den Brief mit der 
Bombendrohung gegen Stuttgart als 
niederträchtige Fälschung bezeich- 
inet, die dazu dienen soll, von den. 
tatsächlichen Zielen und Vorstellun- 
gen dieser Gruppe abzulenken. Auch 
die Polizei hat anerkannt, daß der 
Drohbrief gegen Stuttgart aller Wahr 
scheinlichkeit nach nicht aus dem 
Kreis er „Baader-Meinhof-Gruppe” 
stammt, 


Wer auch nur gelegentlich einmal 
‚ein Flugblatt der Kommunisten oder 
eine ihrer Zeitungen gelesen hat, 
weiß, daß solche Anschläge wie bei 
Springer und gar Bombendrohungen 
gegen eine ganze Stadt der Politik 


der Kommunisten genau entgegen- 
gesetzt sind. Aber sind derartige An- 
schläge vielleicht der sogenannten 
„Baader-Meinhof-Gruppe” zuzutrau- 
en, die sich selbst als „Rote-Armee- 
Fraktion” bezeichnet? Um diese 
Frage beantworten zu können, wol- 
len wir kurz ihre politischen Vor- 
stellungen betrachten, wobei wir 
uns in erster Linie auf deren Bro- 
schüre „Der bewaffnete Kampf in 
Westeuropa” beziehen. 

Die RAF geht — ebenso wie auch 
Kommunisten — davon aus, daß der 
Imperialismus einen friedlichen, un- 
blutigen Übergang zum Sozialismus 
nicht zulassen wird, und daß daher 
die Notwendigkeit des bewaffneten 
Kampfes, der Revolution, gegeben 
ist. Aber während die Kommunisten 
davon ausgehen, daß der bewaffnete 
Kampf eine Sache der Massen ist, 
also der Zustimmung und Unter- 
stützung von breiten Teilen der Ar- 
beiterklasse und der übrigen werk- 

tigen Bevölkerung bedarf, will die 
RAF den bewaffneten Kampf hier 
und heute beginnen. Nicht als Ak- 
tion der Dewußten und entschlosse- 
nen. Volksmassen also, sondern als 
isolierte Taten einer Minderheit, die 
sich selbst alselitäre Vorhut begreift. 

Allerdings geht auch die RAF da-, 
von aus, daß die Aktionen der Min- 
derheit so angelegt sein müssen, zu- 
nehmendes Verständnis und Sympa- 
hie des Volkes zu gewinnen. Ein- 


schüchterung der Bevölkerung, gar 
‚die Ermordung und Verstämmelung 
von Arbeitern, ift mit den Vorstel- 
lungen der RAF nicht vereinbar. In 
der Broschüre „Der bewaffnete 
Kampf in Westeuropa” heißt es 
dazu: 

m: +. Dieser (gemeint ist der 

Terror) richtet sich selbstrer- 

ständlich nicht gegen das Volk, 

‚gegen die Massen, auch nicht ge- 

'gensolche Schichten, die nach ih- 

ren Lebensbedingungen und ihrer 

Klassenlage dem Proletariat zwar 

nahe stehen, sich aber nicht zur 

Teilnahme an der revolutionären 

Bewegung entschließen können. 

‚Der revolutionäre Terror richtet 

sich ausschließlich ge- 

gen Exponenten des Ausbeu- 
fungssystems und gegen Funktio- 

'näre des Unterdrückungsappara- 

tes, gegen die zivilen und mil 

tärischen Führer und Hauptleute 

der Konterrevolution.” 

Völlig unvorstellbar ist es, daß 
sich Mitglieder der RAF, Anarchi- 
sten oder ähnliche, etwas davon 
versprechen sollten, eine ganze 
Stadt in Angst und Schrecken zu 
versetzen und mitten in einer be- 
Iebten Großstadt Bomben zu legen, 
deren Opfer rein zufällig unter der 
Bevölkerung fallen würden. Das hat 
nichts mit revolutionärer Politik zu 
tun, das ist Wahnsinn oder bestell 
ter Mord, 

An diesem Punkt wird aber auch 
schon der zentrale Fehler der RAF 
deutlich. Sie will Politik ohne die 
Massen des Volkes machen, weil sie 
im Grunde ein arrogantes, überheb- 
liches und zutiefst mißtrauisches, 
Verhältnis zur Arbeiterklasse hat 
Weil die RAF sich bewußt von den 
Kämpfen der Arbeiterklasse isoliert, 
wird es der Kapitalistenklasse immer 
wieder gelingen können, mörder! 
sche Provokationen in Szene zu set- 
zen und.der RAR in die Schuhe zu 
schieben, womit sie zugleich die ge- 
samte Linke treffen will 

Es ist gar nicht notwendig, daß 
die „Baader-Meinhof-Gruppe” tat- 
sichlich hinter allen Bombenan- 
schlägen und vor allem den unge- 
heuerlichen Drohungen der letzten 
Wochen steckt. Der Kapitalisten- 
‚klasse. reicht es vollauf, wenn die 
Massen der „Baader-Meinhof-Grup- 
pe" derartige Handlungen z u - 
trauen. Wenn die BILD zB. 
am 2. Juni den festgenommenen 
den „Mann, 
land in die Luft spren- 
"dann ist das ganz sicher 
‚eine Unverschämtheit. Aber ebenso 
sicher ist, daß die BILD mit derart 
gen Schauermärchen ihr Publikum 
findet. Und die Gruppe tut leider 
schr wenig, um derartigen Provoka- 
tionen und Verleumdungen entge- 
genzutreten und sie zu enikräften. 
Mit dem Anschlag auf das Springer 
Haus — von dem sich die Gruppe, 
‚jedenfalls nicht distanziert hat — ist 
eine gewisse Grenze überschritten 
worden. Wer eine Bombe bei Sprin- 
ger legt und die dort Arbeitenden 
‚gefährdet — warum sollte der nicht 
auch eime Bombe in einer Bank, in 
einem Postamt, in einer Bundes- 
‚wehrkaserne usw. für gerechtfertigt 
halten ...? Bei dieser Angst großer 
Teile des arbeitenden Volkes setzt 
das Großkapital überaus geschickt 


Unabhängig davon, wer nun die Ur- 
heber und Drahtzieher der Bomben 
sind — klar ist, daß das Großkapital 
‚davon profitiert 

Mit dem Bomben-Terror soll der 
‚Ausbau des Staatsapparats, die wei- 
tere Faschisierung von Staat und Ge- 
sellschaft, glaubwürdig vor der Be- 
völkerung begründet werden. 

Es ist doch wohl kaum ein Zu- 
fall, daß die Hamburger Folizei 
gerade am 16. und 17. Mai — also 
mitten in der Bomben-Serie! — ein 
Großmanöver machte. „Zum ersten 
Mal wurde eine so umfangreiche 


Übung in einer Großstadt der Bun- 
desepublik gestartet”, wie die Ham- 
burger „Morgenpost” dazu schrieb. 
Was wurde da geprobt? Der „Ernst- 
. wie es in der „Morgenpost” 
weiter zu lesen steht. Nämlich die 
Erstürmung von Fabriken durch 
schwer bewaffnete Polizei-Truppen. 
Geübt wurde angeblich die Jagd auf 
Rauschgifthändier und Waflen- 
schmuggler. Sehr lobenswert! Aber 
seit wann verschanzen sich solche 
Verbrecher ausgerechnet in Fabri- 
ken? Und wer beobachten konnte, 
wie stundenlang Polizei-Konvois mit 
dutzenden von Mannschaftswagen 
und Jeeps durch Hamburg fuhren, 
wird ebenfalls sich des Verdachts. 
nicht erwehren können, daß es 


Polizeimanöver: Sturm auf 


wohl kaum nur um die Erprobung 
einer Jagd auf Rauschgiftschmuggler 
etc. ging. Viel cher sah es danach, 
aus, als würde hier die Niederschla- 
gung von Arbeiterunruhen, die ge: 
waltsame Erstürmung von Fabriken 
einstudiert, falls diese von den Ar- 
beitern besetzt werden sollten. 


Das Großkapital kann sich nicht _ 


damit zufrieden geben, einfach 
seinen Staatsapparat auszubauen, 
die Polizei zu verstärken, die demo. 
kratischen Rechte abzubauen usw. 
Esversucht, in der Bevölkerung eine 
Stimmung für diese Maßnahmen zu 
schaffen. Dazu ist es nötig, den Men- 
schen weiszumachen, daß ihr Leben 
und Gesundheit durch anarchisti- 
sche und revolutionäre Kräfte in 
ständiger Gefahr sind, denen nur 
‚durch einen „starken Staat” wirk- 
sam begegnet werden kann. 

Das bisher Erreichte reicht dem. 
Großkapital und seinen Agenten 
längst noch nicht aus. Daher die 
Beschwerden, daß die Bevölkerung 
sich nicht intensiv genug an der 
„Saader-Meinhof”.Jagd _ beteilige, 
daß immer noch zuviele diese Grup- 
pe „indirekt unterstützen” usw. Die 
Kapitalistenklasse will ein Klima 
wie im Nazi-Reich: jeder bespitzelt 
jeden, Nachbarn denunzieren einan- 
der beim kleinsten „Verdachtsmo- 
ment.” 


Die Kapitalistenklasse braucht 
ein Blutbad, nach dem Vorbild des 
Mailänder 12. Dezember 69, um die 
Volksrerhetzung auf eine neue Stu- 
fe zu heben. Die Imperislisten, die 
Millionen deutscher und ausländi- 
scher Menschen in zwei Kriegen ver- 
heizt haben, die heute den mörderi- 
schen Bombentetror der USA gegen 
Vietnam. ideell billigen und mate- 
riell unterstützten — diese Verbre- 


Wie es die Kapitalistenklasse und 
ihr Staatsapparat anscheinend gern. 
hätten, plauderte Bundeswehr-Ober- 
leutnant Mölier-Borchert in der Zeit- 
schrift „Die Polizei“ aus. Er unter- 
stellt nämlich „Aktionen“ wie etwa: 


© Sprengung von Wohnblocks 

© Ermordung von Krankenhausper- 
sonal 

© Unterbrechung der Energie- und 


Wasserversorgung 
© Anschläge auf Schulen 


lfentliche Verkehrsmittel 
Ein derartiger Krieg gegen die Be- 
völkerung, wie Müller-Borchert ihn 
sich ausmalt, hat nichts mit den 
Vorstellungen der „Baader-Meinhof- 
Gruppe“ oder ihnen verwandter 
Kräfte zu tun. Diese mörderischen 
„Aktionen“ sind vielmehr Ausdruck 
der Phantasie von Leuten wie 
Müller-Borchert 

Auf derselben Linie liegt die 
BILD-Zeitung, die zu dem Droh- 
brief gegen Stuttgart mit drei Fotos 
demonstrierte, wo sie die Bomben 
tte, um die größte Wir 


gerne 
kung für ihre Hetze gegen die Lin- 


ken herauszuholen: auf dem, Rat- 
hausmarkt, in einer Hauptgeschäfts- 
straße, im Hauptbahnhof 


andere Uı 


Am ı 
Andreas Baader und zwei weitere 
Mitglieder seiner Gruppe in Frank- 
furt festgenommen. In den ersten 
Rundfunkmeldungen am Vormittag 


Juni morgens wurden 


berichtet am 2. Juni von der Ver- 
haftung eines vierten Mannes, der 
allerdings rasch wieder freigelassen 
worden sei. Die „Morgenpost“ 
knüpft daran den Verdacht, es habe, 
sich bei diesem vierten Mann wohl 
um einen V-Mann der Polizei ge- 
handelt, also einen bezahlten Spit- 
zel und Provokateur. Das würde 
heißen, daß die Polizei über die 
letzten Aktivitäten der Gruppe zu- 
mindest informiert war. Bekannt 
sind aber auch Fälle, in denen die 
Polizei durch solche bezahlten Leute, 
erst selbst Aktivitäten in Gang 


genug! Am selben Tag - 2. Juni — 
zitiert die „Morgenpost“ einen Po- 
izeiSprecher mit folgenden Wor- 
ten: „Es ist mit einiger Wahrschein- 
lichkeit anzunehmen, daß die Bom- 
ben für die letzten Sprengstoffan- 
schläge — auch die in Hamburg — in 
diesem Frankfurter Unterschlupf ge- 
bastelt worden sind...“ — Und 
weiter heißt es dort, die Polizei 
habe bei der Festnahme Banders 
„eine Werkstatt“ gefunden, „in der 
Offenbar die Sprengkörper für die 
Anschläge in Augsburg und Heidel- 
berg gefertigt wurden.” 
Gleichzeitig jedoch schreibt die 
„Morgenpost“: 
„Vor einigen Wochen _ _. hatte 
die Sicherungsgruppe Bonn den 
Tip erhalten, daß mit den Haus- 
bewohnern offenbar ‚etwas nicht 
stimmte‘. 
Polizisten hätten daraufhin „seit 
einigen Wochen“ das Versteck der 
Gruppe „beobachtet“, Diese Be- 
hauptung wird unterstützt durch 
die Angaben einiger Bewohner die- 
ser Gegend, denen die postenstehen- 
‚den Zivi-Beamten aufgefallen sind. 
Die BILD vom 2. Juni bringt 
eine abweichende Version, indem 
sie aus den „einigen Wochen“ 10 
Tage macht.” Vor 10 Tagen, am 


® Anschläge auf Warenhäuser und das Versteck erhalten. 


In diesem Fall ergibt sich eine 
erschreckende Konsequenz: wenn 
die Bomben, die am 24. Mai in 
Heidelberg explodierten, tatsächlich 
in diesem Frankfurter Versteck der 
„Baader-Meinhof-Gruppe“ _ herge- 
stellt wurde, so wurde die Tat mit 
Wissen und Willen der Polizei durch- 
geführt, die das Versteck bereits. 
Berwachte und zußerdem mögli- 
cherweise durch einen V-Mann di- 
rekt in der Gruppe vertreten war. 


BERICHT DER 
BETRIEBSZELLE SPRINGER 


Allgemein ist unter den Arbei- 
tern und Angestellten bei Springer 
die entschiedene Verurteilung des. 
Bombenanschlags auf das Springer- 
Haus, 

Niemand, und wäre er noch so 
wirklichkeitsfremd, wird ernsthaft 


die Maschine oder in den Wasch- 
raum gelegt wird. Allerdings wurde 
in den Diskussionen immer wieder 
auch darauf hingewiesen, daß Sprin- 
ger denkbar wenig für die Sicher- 
heit „seiner Leute” getan hat. Nach 
‚den Anschlägen in Frankfurt usw. 
hätte Springer nach Meinung vieler 
Kollegen unbedingt sofort Kontrolle. 
an den Eingängen durchführen las- 
sen müssen. Denn die „Baader-Mein-. 
hof-Gruppe“ hätte ja immer klar 
zu verstehen gegeben, daß sie den 
5 


wie viele Kollegen sagen. In Ge- 
sprächen hieß es auch: das Ge- 
bäude hätte nach der Bomben-War- 
‚nung noch rechtzeitig geräumt wer- 


wesen, so großes Gewicht auf die 
Alarmierung der Polizei zu Icgen, 
anstatt rechtzeitig Vorkehrungen für 
eine rasche Räumung des Gebäudes. 
zu treffen. Sehr bitter sind in die- 
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rückzukehren, nach wie vor gering 
‚sind. Auch die von der Springer- 
Presse und dem Großkapital bestell- 
‚ten. „Meinungsumfragen” können 
nicht därüber hinwegtäuschen, daß, 
CDU/CSU keine Mehrheit in der, 
Bevölkerung finden würden. Die! 
Hetze der CDU/CSU gegen die Ver- 
träge mit der Sowjetunion und VR 
Polen und gegen die gesamte Außen- 
und Innenpolitik der Bundesregie- 
rung hat wenig Zustimmung im 
Volk gefunden, sondern hat cher 
als Bumerang gegen ihre Urheber 
gewirkt. Daher der Versuch der 
CDU/CSU und der hinter ihr stehen- 
den großkapitalistischen Kräfte, die 
Regierung noch vor den nächsten 
Wahlen (1973) durch Herüberziehen. 
von Abgeordneten der FDP im Bun- 
destag zu stürzen. 


Barzels Fehlstart. 

Die Ankündigung der CDU/CSU 
löste eine wohl von kaum jemandem 
erwartete Welle des Proiestes aus, 
In zahlreichen Großbetrieben legten 
die Arheiter die Maschinen still 
und diskutierten . die Situation 
Spontane Demonstrationen fanden 
statt, an denen sich am Dienstag 
und Mittwoch insgesamt weit über 
100.000 Menschen beteiligten. In 
Resolutionen von Vertrauensleuten 
und Betriebsräten wurde der DGB 
aufgefordert, gegen eine Machter- 
greifung der CDU/CSU gegebenen- 
falls zum Generalstreik aufzurufen. 

Diese spontane Massenbewegung 
gegen die offensten und konse- 
quentesten Agenten des Großkapi- 
tals, Barzel und Strauß, war die be- 
deutendste politische Aktion der 
Arbeiterklasse und des übrigen werk- 
tätigen Volkes seit der Anti-Atom- 
Bewegung Ende der 50er Jahre. 

Gewerkschafter und Betriebsräte, 
auch einzelne SPD-Mitglieder, stell 
ten sich in großer Zahl auf die Seite 
dieser Massenbewegung und orga- 
‚nisierten sie in vielen Fällen. Tru- 
gen sie damit auch zur Breite der 
Bewegung bei, so doch auch zu 
deren Desorientierung im Sinne ei- 
ner bloßen Unterstützung der SPD 
(„Willy muß bleiben“). 

Andererseits nahmen aber die 
Spitzen von DGB und SPD dieser 
Massenbewegung gegenüber, eine 
scharf ablehnende Haltung ein. Hier- 
an wurde deutlich, daß die SPD 
von einer Massenmobilisierung noch 
weit mehr Angst hat als vor ihrer 
Ablösung durch die CDU/CSU. 

CDU/CSU gar und die gesamte 
kapital-hörige Presse jammerten über 
den „Druck der Straße“ — d.h. den 


Auf der selbstverständlichen all- 
gemeinen Ablehnung der Bomben- 
anschläge versucht die Geschäfts- 
leitung einen Angriff gegen die Lin- 
ken im Betrieb durchzubringen. Es 
wurde eine Unterschriftensammlung 
organisiert. Das vorgelegte Papier 
verurteilte zunächst, „daß die de- 
mokratische Ordnung mit Mitteln 
verändert werden soll, die Mord 
als legitim anerkennen“, Im weite- 
ren wird dann aber darüber hinaus 
gefordert, alle fortschrittlichen Kol- 
legen zu „durchleuchten” mit dem 
Ziel, sie zu entlassen. 

Dieses Papier wurde zuerst von 
einer großen Zahl von Kollegen un- 
terschrieben, die annahmen, daß es 
sich einfach nur um eine Distan- 
zierung von den Bomben handelte, 
Nachdem in Gesprächen auf den 
Inhalt und die Stoßrichtung des 
Papiers hingewiesen worden war, 
zogen viele Kollegen ihre Unter- 
schrift nachträglich zurück. Insge- 
samt läßt sich jedoch eine nicht 
unerhebliche Verhetzung im Sinne 
der faschistoiden BILD-Propaganda. 
bei sehr vielen Kollegen feststellen. 
Die Positionen der Linken, der fort- 
schrittlichen Gewerkschafter im Be- 
trieb sind erheblich geschwächt wor- 
den. Viele von ihnen sind derzeit 
in ihren Abteilungen isoliert, 


demokratisch zum Ausdruck ge 
brachten Willen des arbeitenden 
Volkes; jammerten über das „Signal 
zum Klassenkampf“ _(Springers 
WELT am 27. April), beschimpften 
Streiks und Demonstrationen als 
‚„undemokratisch“. Ihrer Auffas- 
Sung nach hat sich das Volk darauf 
zu beschränken, einmal in vier 
Jahren zur Wahlurne zu trotten und 
alles übrige den „Politikern“ zu 
überlassen. 

In Bonn herrschte unterdessen 
Unklarheit über das am Donneı 
zu erwartende Ergebnis 

Die Hoffnungen der CDU/CSU 
stützten sich in erster Linie auf 
drei schwankende Gestalten aus der 
FDP — nämlich Kienbaum, Kühl- 
mann und Helms. Diese sollten, 
zusätzlich zu den früher schon her- 
Übergezogenen ehemaligen FDP-Ab- 
geordneten, für Barzel stimmen. 
Seit der „Geldner-Affäre“ von Ende 


1970 ist bekannt, wie die CDU/CSU 
und ihre Hintermänner so etwas 
aufziehen. Nachweilich waren da- 
mals dem FDP-Abgeordneten Geld- 
ner 400.000 Mark für einen Übeı 
tritt zur CDU/CSU angeboten wot 
den! Mit einigen weiteren 100.000. 
Mark — spendiert u.a. vom Rü- 
stungskonzern Messerschmidt-Böl 
kow und dem Kaufhauskonzern 
Horten wurden rechtsradikale Ab- 
‚geordnete wie Mende und Zogl- 
mann aus der FDP her sgebrochen 
und mit ihnen die „„Nationallibetale 
Aktion“ (NLA) aufgemacht. 

Ganz ging am 27. April die 
Rechnung für die CDU/CSU nicht 
auf, zwei Stimmen fehlte Barzel. 

Während der entscheidenden Ab- 
stimmung hingen Hunderttausende 
an den Radios und atmeten er- 
leichtert auf, als die Niederlage der 
CDU/CSU schließlich feststand. In 
vielen Betrieben und Büros wurde 
das. Ergebnis sogleich. begossen. 
Nicht so sehr der Sieg von Willy 
Brandt und seiner Regierung wurde 
gefeiert, sondern in erster Linie die 
‚Abwendung einer allgemein empfun- 
denen Bedrohung, eines Generalan- 
geiffs des "Großkapitals und seiner 
wildesten Agenten auf die Arbeiter- 
bewegung. 


Der Kuhhandel 

"Nach der Niederlage der CDU/ 
CSUam 27. April und der Stimmen- 
‚gleichheit in der Haushaltsabstim- 
mung am 28. April begann das 
Feilschen zwischen Regierung und 
Opposition um die Ratifizierung der 
Verträge von Moskau und Warschau. 
Noch am 28. April fand auf“Ein- 
Iadung Brandis ein Gespräch statt, 
an dem die Führer der Regierung“ 
und Oppositionsparteien  teilnah- 
men. Brandt schlug vor, eine „Ge- 
meinsame Erklärung“ zu den Ost- 
verträgen abzufassen. Durch diese 
Gemeinsame Erklärung sollten die 
Verträge in einem auch für die 


) 


CDU/CSU annehmbaren Sinn „Kom- 
mentiert“ werden. Außerdem bot 
Brandt der CDU/CSU an, zu einer 
Verständigung über Fragen der „. 
neren Sicherheit“ der Bundesrepu- 
blik — vor allem der Kommunisten- 
jagd! — zu kommen. Auch in Wäh- 
Tungs- und Finanzfragen sollten Re- 
gierung und CDU/CSU enger zu- 
ammenarbeiten 

Die CDU/CSU gab allgemein ihr 
Interesse an derartiger Zusammen- 
arbeit und Verständigung zu ver- 
stehen, setzte aber zunächst eine 
zweimalige Verschiebung der ur- 
sprünglich für die ersten Mi 
geplanten Debatte und Abt 
Über die  Vertrags-Ratifizierung 
durch. 

In dieser Erklärung wird gesagt 
daß die Verträge einen „modus 
Vivendi“ (d.h. soviel wie Übergangs 
ösung) darstellen, und eine „frie- 
densvertragliche Regelung nicht 
vorwegnehmen” sollen. Die Ver- 


träge stellten ‚keine Rechtsgrund- 


Frankfurt: 10.000 Arbeiter protestieren gegen den geplanten Regierungsputsch der CDU/CSU 


vor allem von Franz-Josef Strauß 
entwickelt worden is. 

Daß nunmehr die Vorstellungen 
der aggressirsten imperalistischen 
Kräfte der Bundesrepublik — pob- 
tisch repräsentiert durch die Kräfte 
derCDU/CSU um Strauß und Schrö- 
der — berücksichtigt worden sind, 
wird auch durch das Verhalten der 
CDU/CSU in der Abstimmung über 
die Verträge von Moskau und War- 
schau deutlich. Zwar konnten CDU 
CSU den Verträgen schlechterdings 
nicht offen zustimmen, nachdem 
sie diese monatelang in übelster De- 
magogie als „Verrat“ und „Ausver- 
kauf Deutschlands“ beschimpft hat- 
ten. Die CDU/CSU enthielt sich je- 
doch bei der Abstimmung über die 
Verträge geschlossen der Stimme, 
Damit erspart sie sich einerseits im 
öffentlichen Bewußtsein die klare 
Rolle des _Entspannungsfeindes; 
hält sich aber auf der anderen Seite 
für später alle Türen offen, um wei- 
terhin gegen die Ostpolitik der SPD/ 


Protststreik der Duisburger Mülarbeiter: deutliche Warnung an CDU/CSU 


lage für die heute bestehenden Gren- 
zen“ dar und bedeuteten noch kei- 
ne „Lösung der deutschen Frage”. 
Das’ „Selbstbestimmungsrecht“ und 
eine „friedliche Wiederherstellung 
der nationalen Einheit im europd- 
ischen Rahmen“ sei von den Ver- 
trägen nicht berührt. Schließlich 
wird versichert, daß zwar die Bun- 
desrepublik „keinen Gebiets- oder 
Grenzveränderungsanspruch“ stellt 
ber diese Verpflichtung nur „im 
eigenen Namen“ abgibt. 

Sinn dieser Erklärung ist: Die 
Verträge werden gerade in. ihrem 
zentralen und wesentlichen Inhalt, 
nämlich der Sicherung der nach 
1945 entstandenen Grenzen und 
Staaten, abgewertet und in Frage 
gestellt. Die Verträge erscheinen als. 
Übergangslösung, von der unter ver- 
änderten Umständen wieder abge- 
gungen werden kann. Vor allem 
soll der Weg offen gehalten werden, 
mit einem günstigeren Kräftever- 
hältnis die alten Gebietsansprüche 
z.B. im Namen eines „Vereinigten 
Europa“ wieder zu erheben. Das 
ist die lngfristige Konzeption, die 


FDP-Regierung zu hetzen. Die Ge- 
meinsame Erklärung allerdings fand, 
abgesehen von einer Handvoll Ge- 
genstimmen, die Zustimmung der 
gesamten CDU/CSU. 


unserer bisherigen Politik. Die Bun- 
desrepublik hat auch in der Ver- 
gangenheit keine Gebietsansprüche, 
geltend gemacht, weder auf die Ge- 
biete jenseits von Oder und Neiße, 
noch auf das Gebiet der DDR”. 

Nanu? Hat die Bundesregierung 
nicht jahrelang, besonders zu Zeiten 
Adenauers, die „Befreiung unserer 
mittelleutschen Brüder und Schwe- 
stern”,also die Annektion der DDR, 
auf ihre Fahnen geschrieben? Wie 

es her, daß sich „Friedens- 
* Brandt angewähnt hat, 
die Existenz zweier deutscher Stas- 
ten wenigstens in Worten zur Kenn- 
tnis zu nehmen und von der DDR — 
statt von der „Zone“ — zu reden? 
Kaum fünf Jahre! - Und wurden 
nicht die polnischen Westgebiete 
jenseits von Oder und Neiße jahre- 
lang ganz offen beansprucht? Wur- 
de nicht am „Deutschland in den 
Grenzen von 1937”. d.h. am Ge- 
bietsstand des Hitler-Reiches, fest- 
gehalten? Wie lange ist es her, daß 
noch in allen bundesdeutschen Amt- 
räumen größenwahnsinnige Karten 
hingen, die eben dieses Deutschland 
in den Grenzen von 1937 zeigten? 
Ist nicht eine ganze Generation auf 
den Schulen in diesem Geiste er- 
zogen worden? 

Was also meint Scheel mit seiner 
befremdlichen Behauptung. die Bun- 
‚desrepublik hätte in der Vergangen- 
heit. „keine Gebietsansprüche gel- 
tend gemacht, weder auf die Ge- 
biete jenseits von Oder und Neiße 
och auf das Gebiet der DDR”? 
Der Trick dabei ist: die Bundesre- 
ierung hat zwar ständig ganz offen 
Anspruch auf das „Deutschland in 
den Grenzen von 1937“ erhoben, 
also auf die DDR und die heutigen 
Polnischen Westgebiete. Sie tat das, 
aber nicht als Regierung der Bundes- 
tepublik, sondern in ihrer ange- 
maßten Rolle als „Rechtsnachfol- 
gerin“ des 1945 zusammengebroche- 
nen Nazi-Reichs. In derselben Rolle 
maßte sie sich auch z.B. an, Rechts- 
sprechungen über Bürger der DDR 
zuüben. 

Dieses verlogene, doppelzängige, 
diplomatische Spiel setzt die Bun- 
desregierung mit den Ostverträgen 
und der zusätzlichen Gemeinsamen 
Erklärung fort: Als Regierung der 
Bundesrepublik erklärte sie ihren 
Verzicht auf die Gebietsansprüche 
und Grenzveränderungen, während 
sie als  „Rechtsnachfolgerin des. 
Deutschen Reiches“ sich weigert, 
die Grenzen als endgültig anzuer- 
kennen. Im Hintergrund steht die 
Hoffnung, zu einem späteren Zeit- 
punkt — zB. wenn die Sowjet- 
union durch einen Krieg gegen China 
gebunden. ist — doch noch Gebiets- 
Veränderungen verwirklichen zu 
können und die Ergebniwe des vom 
deutschen Imperialismus begonnen- 
en und verlorenen Weltkriegs rück- 
Eingig zu machen... 

‚Hier wird mit dem Wunsch und 
‚det Sehnsucht der großen Mehrheit 
der Menschen in beiden deutschen 
Staaten, in der Sowjetunion und 
Polen, im übrigen Europa, nach 
Entspannung und gesichertem Frie- 


Forts. nächste Seite 


Kalter Krieg und „Neue Ostpoick" 


In den Verträgen von Moskau 
und Warschau erklären die Vertrags- 
partner, „daß sie keine Gebietsan- 
sprüche gegen irgend jemand haben 
und solche in Zukunft auch nicht 
erheben werden“. Eine entsprechen- 
de Zusicherung enthält auch die von 
CDU/CSU mitverfaßte und gebillig- 
te Gemeinsame Erklirung (s0.). 
Also, alles in Butter? „Reab- 
täten anerkannt“, wie die DKP 
icht müde wird zu behaupten, 
einschbeßlich Souveränität der DDR 
und polnischer Westgsenze? Leider 
mein! FDP-Außenminister Scheel 
nämlich erklärte am 23. Februar 
dieses Jahres vor dem Bundestag: 

- . Ferner haben in dem 
deutschsowjetischen Vertrag beide 
Seiten erklärt, daß sie keine Gebiets- 
ansprüche haben. Das entspricht 
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den ein niederträchtiges Spiel ge- 
trieben. Was Inhalt der Ostverträge 
und Grundlage einer europäischen 
Friedehsregelung sein sollte, nämlich, 
die Anerkennung bestehender Gren- 
zen und Staaten, wird von der 
Bundesregierung im selben Atem- 
zug wieder aufgehoben. 

Die Geschichte lehrt, daß Ver- 
träge und Versprechungen imperi- 
alistischer Regierungen ohnchin 
immer nur einen begrenzten Wert 
haben, weil die Imperialisten sich 
nicht an Verträge zu halten pflegen. 
Die Nazis haben sich weder an den 
mit Polen abgeschlossenen „Gewalt- 
verzicht‘“ noch an das Nichtangriffs- 
abkommen mit der Sowjetunion 
gehalten. — Allerdings haben bisher 
nur die Trotzkisten und Super- 
„Linken“ ‚aus dieser Tatsache die 
Schlußfolgerung gezogen, Verträge 
mit. imperialisischen Staaten seien 
überhaupt in Bausch und Boden 
abzulehnen, 

‚Aber hier, in den Ostverträgen, 
liegt das erste Beispiel dafür vor, 
daß eine Regierung schon bei Ab- 
schluß. eines Vertrages ganz offen 
ausspricht, daß sie ihn nicht für 
rechtlich verbindlich hält und ihn 
nicht einhalten wird. Denn das und 
nichts anderes ist der Sinn und 
Inhalt der Gemeinsamen Erklärung 
Nur so ist die stllschweigende Zu 
stimmung der CDU/CSU zu den 
Verträgen und ihre offene Zu- 
stimmung zur Gemeinsamen Erklä- 
rung zustande gekommen. 

Die DKP in erster Linie hat 
von Anfang an wahre Wunderdinge 
über die Ostverträge verbreitet; 
sichere Grenzen, gesicherter Friede, 
sichere Arbeitsplätze und der“ 
gleichen Schmus. Sie hat das so 
schön gemacht, daß man beim Lesen. 
derartiger Lobeshymnen meinen 
konnte, den soziaklemokratischen 
„Vorwärts“ oder die Hamburger 
Morgenpost“ vor sich zu haben. 
Damit hat sich die DKP wieder 
einmal in die von CDU/CSU bis SPD 
reichende, Front derjenigen einge 
reiht, die dem, arbeitenden Men- 
schen Sand in die Augen streuen 
wollen. Die DKP hat sich aber 
darüberhinaus auch über die ein- 
fachsten Erkenntnisse hinwegge- 
setzt, was.die Bedeutung der „Neuen 
Ostpolitik‘* des Großkapitals angeht 

Es liegt doch wohl auf der Hand, 
daß in der gegenwärtigen intern 
tionalen Lage die jahrelang einge- 
setzte Waffe des Kalten Krieges 
nicht mehr uneingeschränkt an- 
wendbar ist. Alleinvertretungsan- 
maßung, offen vertretener Revan- 
chismus und _Gebietsforderungen 
hatten die BRD Mitte der S0er 
Jahre in eine außenpolitische Iso- 
lation manöveriert. Das war einer 
der Gründe für die Einbeziehung 
der SPD in die Regierung, also 
für die Bildung der Großen Koali- 
tion Ende 1966. Willy Brandt wur- 
de damals Außenminister. 

Die Regierungserklärung des Alt- 
Nazis Kiesinger vom 13. Dezember 


hielt u.a. folgende Aussagen: 
‚Es liegt uns daran, das Ver 

hältniszu unseren östlichen Nach- 

barn, die denselben Wunsch ha- 

ben, auf allen Gebieten des wirt- 

schaftlichen, kulturellen und po- 
litischen Lebens zu verbessern.” 


„Die letzte Bundesregierung 
(&.h. die kleine Koalition von 
CDU/CSU und FDP unter Er- 
hard) hat in der Friedensnote 
vom März dieses Jahres auch der 
Sowjetunion den Austausch von 
Gewaltverzichtserklärungen ange- 
boten, um erneut klarzustellen, 
daß sie nicht daran denke, unsere 
Ziele anders als mit friedlichen 
Mitteln anzustreben. Die Bundes- 
regierung wiederholt heute dieses. 
auch an die anderen osteuropd- 
ischen Staaten gerichtete Ange- 
bot.” 


„In weiten Schichten des deut- 
schen Volkes besteht der lebhafte 
Wunsch nach einer Aussöhnung 
Polen, dessen leidvolie Ge- 
schichte wir nicht vergessen ha- 
ben und dessen Verlangen, end- 
lich in einem Staatsgebiet mit ge 
sicherten Grenzen zu leben, wir 

im Blick auf das gegenwärtige 

Schicksal unseres eigenen geteil- 

ten Volkes besser als in früheren 

Zeiten begreifen." 

Daß es beider sogenannten „Neu 
en Ostpolitik” um die alten Ziele im 
neuen Gewand geht, wurde nicht 
einmal verheimlicht. "Rainer Barzel 
sagte am 1, Februar 67 vorm Bun- 
destag: „Unsere rechtlichen, mora- 
tischen und historischen Positionen 
bleiben unverändert. Unsere Me - 
thoden können und müssen wech- 
sein.” — Und Guttenberg (CSU) sag: 
te am 28, Juli 67 voreinem Treffen 
von Sudeten-Deutschen: „Es gibt 
keine andere Osıpolitik der Bundes 
republik als bisher. Die Welt hat sich 
‚gewandelt. Darauf hat der Wesien 
mit der Entspannungspolitik — ich 
sage der sogenannten Entspannung 
politik — geantwortet, Dazu gehört 
daß sich die deutsche Politik der ver. 
änderten Landschaft anpaßt. Man 
muß die Methoden den jeweiligen 
Gegebenheiten anpassen..." 


‚benen”). Das heißt: 
die CDU/CSU und NPD gegen die 
Ostverträge hetzen, umso mehr kann 
die SPD/FDP-Regierung unter Beru- 
fung auf diese „innere Opposition 
bei der sowjetischen Regierung her- 
ausholen 

Eine jimmerliche Statisten-Rolle 
in diesem zynischen Spiel hat die 
DKP übernommen. Sie hat von An- 
fang an Illusionen über die Konse- 
quenzen der Verträge mit der Sow 
jetunion und Polen verbreitet. Aber 
während der Bonner Auseinander- 
setzungen der vergangenen Woche 
übertraf die DKP alles, was sie sich 
bis dahin an Ungereimtheiten und 
Traumtänzereien geleistet hatte. Ei 
nen Höhepunkt erreichte die DKP in 
ihrer „UZ" vom 28. A, 
doch tatsächlich hieß 


wogs 


„Krupp-Arbeiterund Manager 
für" Ratifizierung der Verträge‘ 
Breite Bewegung .. „Mit 53 Per- 
sönlichkeiten aus Wirtschaft, Wis 
senschaft, Kultur- und Geistesie- 
bentst Krupp-Generalbevollmäch. 
tigter Beitz für die Annahme der 
Verträge, weilihre Abichnung die 
BRD .in die internationale Isolie 
rund treiben . . . und unser Frie- 
denswille unglaubhaft würde", 

Das zeigt die Breite der Bewe- 
gung für einen sicheren Frieden 
in Europa, an deren Zustande- 
‚kommen die DKP aktiv mitge- 
wirkt hat.” 


Abschaffung, von dem Vorteilen des 
Sozialismus überzeugt werden. 

Das Kindische und Utopische der- 
artiger Vorstellungen legt auf der 
Hand. Und um die „Breite der Be- 
wegung? nicht aufs Spiel zu setzen. 
verzichtet die DKP natürlich auch 
darauf, zu sagen, dab die Arbeiter 
einerseits und die „Persönlichkeiten 
der Wirtschaft”andererseits aus ganz 
verschiedenen Gründen für die Ost- 
verträge eintreten 
® Die Arbeiterklasse will ehrlich 

Frieden und Entspannung, weil 

ie stets die größten Opfer impe- 

ialisicher Kriegspoliik zu tra- 
gen hat. 

© den Kapitalisten dagegen geht es 
darum ihre alten expansiven und 
aggressiven Ziele - politische und 

Wirtschaftliche Vorherrschaft in 

Europa — auf neuen Wegen zu er- 

reichen. 


Für die DKP spielt es auch keine 
Rolle, daß die Verträge von Moskau 
und Warschau durch die dazu abge- 
ebene Gemeinsame Erklärung von 
Regierung und Opposition ihrer oh- 
nein mageren Substanz völlig be- 
raubt worden sind. Noch billiger 
konnte sich der BRD-Imperialismus 
nicht vom Ruf des internationalen 
Störenfrieds und Entspannungsfein- 
des befreien. Noch billiger konnte 
Brandt nicht zum Titel des „Frie- 
denskanzlers” kommen. Das ist nun 


Besteht demnach zwischen CDU; 
CSU und SPD/FDP gar kein prinzi- 
peller Gegensatz über die Notwen- 
digkeit der Abkehr von der geschei- 
terten Politik des Kalten Krieges, des 
Frontalangriffs, so gibt es doch un- 
terschiedliche Konzeptionen über die 
konkrete, Ausgestaltung der einge- 
schlagenen „Neuen Ostpolitik”. Die 
„Neue Ostpolitik” des Großkapitals 
steht ja im Widerspruch, auf der ei 
nen Seite möglichst große Illusionen 
über den angeblichen Friedenswillen 
des westdeutschen Imperialismus er- 
wecken zu wollen, und auf der ande- 
ren Seite möglichst wenig „Rechts- 
positionen” des Imperialismus auf- 
zugeben. Betont die SPD in diesem 
Widerspruch stärker die erste Seite, 
so die CDU/CSU (unterstützt von 
der NPD) die zweite Seite 

Zum Teil handelt es sich dabei 
allerdings auch einfach nur um The- 
ater, ein Spiel mit verteilten Rollen. 
Walter Becher, Mitglied der CSU und 
bekannter Revanchistenführer, plau- 
‚derte schon 1967 aus, die opposi 
tionellen” Rechtsradikalen müßten 
immer um „zwei Stärken lauter sein 
als die Bundesregierung. damit die 
Bundesregierung einen Ton stärker 
werden kann” (vorm Wiesbadener 
Bundeskongress des „Bundes der 


Für die Arbeiterklasse sollte es 
immer ein Grund zur Aufmerksam- 
keit'und Vorsicht sein, wenn sie sich. 
in einer Front mit Managern und 
„Persönlichkeiten der Wirtschaft” 
Zu deutsch: Vertretern des Großka- 
pitalst — sicht. Die DKP aber sieht 
darin nichts weiter als die „Breite 
Bewegung”, an deren Zustandekom- 
men sie selbst ‚aktiv mitgewirkt 
hat”. Heißt es da doch in dem ge- 
nannten Artikelnoch weiter: „... Es 
Sb! bereits zum gegenwärtigen Zeit- 
punkt keine gesellschaftliche Schicht 
mehr. die sich nicht mehrheitlich für 
die Ratifizierung engagiert hat.” 
Die Sache ist die, daß hier eben 
nicht einfach mur ein revisionisti- 
scher Schreiberling. dem die histori- 
sche Gesetzmäßigkeit des Klassen- 
kampfs zutiefst unsympatisch ist, in 
der UZ einmal seiner Phantasie die 
Zügel schießen lassen durfte. Son- 
dern hier sind wir am „Kern” des 
Revisionismus und grenzenlosen Op- 
portunismusder DKP: die Ersetzung 
des Klassenkampfs durch die „brer 
te Bewegung”, die Einheit aller 
„gesellschaftlichen Schichten” (frü- 
Ber sagte man: Klasen?). Die Mana- 
ger, Kapitalisten und anderen „Per- 
sönlichkeiten der Wirtschaft” sollen 
von der Notwendigkeit ihrer eigenen 


wirklich etwas, woran die DKP „ak- 
tiv mitgewirkt’ hat". Wahrlich, ein 
stolzer Erfolg! 


Dürfen die Arbeiter gegen die CDU/ 
CSU kämpfen? 


Die Zuspitzung des politischen. 
Massenkampfes konfrontiert die 
kommunistische Bewegung mit e+ 
‚ner Reihe von Fragen, zuf die sie 
eine konkrete Antwort geben müs- 
sen. Die grundigenden Meinungs- 
verschiedenheiten innerhalb der 
kommunistischen Bewegung mögen 
bei einem „friedlichen” Gang der 
Dinge unklar, kaum bestimmbar sein. 
Die Zuspitzung des Massenkampfes. 
indessen läßt die besichenden Wi 
dersprüche scharf und unversöhn- 
lich hervortreten. 

Die Reaktion auf die politischen 
Massenkämpfe der Arbeiterklasse ge- 
gen die versuchte Machtergreifung 
der CDU/CSU hat micht nur gezeigt, 
daß die kaum noch zählbaren „ML”- 
Parteichen aus den Fehlern der Ver- 
gangenbeit nichtsgelernt haben. Lei- 
der haben sogar solche Gruppen 
und Organisationen den Kopf ver- 
ioren, von denen man es Ahrer bir- 
berigen Politik nach nicht unbedingt 
zu erwarten brauchte. 


Duiften die Arbeiter gegen die 
versuchte Machtergreifung der CDU] 
CSUkämpfen? Hätten se sich sztt- 
dessen ücber pasın verhalten sollen 
oder hätten sie am Ende gar die 
CDU/CSU unterstützen müssen? — 
Diese Frage sicht im Mittelpunkt 
der Auseinandersetzung 

Die Super-.Linken“ betrachte- 
ten die Vorgänge in Bonn ausschleß- 
ich als „Parteiengerangel“, als „Kon- 
kurrenzkampf um die Regierungs 
pfründe“ - mit dem einzigen Ziel, 
Tidie Ministerposten zu ergattern‘ 

'om daher mußte es bestenfalls 
nutzlos und überflüssig sein, daß 
die Arbeiterklase gegen die CDU} 
CSU Stellung nahm. E 

Aber mehr noch: da die Super- 
„Linken“ die SPD für den „viel ge- 
Führlicheren Agenten des Kapitals“, 
für die „elfektivere“ (wirksamere, 
gecignetere) Regierungspartei der 
Kapnalistenklasse halten, so wäre 
das Eintreten der Arbeiter gegen die 
CDUJCSU micht mur sinnlos, son- 
dern sogar falsch und schädlich ge- 
wesen. Wenn die Super-„Linken“ 
ehrlich und konsequent wären, so 
hätten sie die Arbeiter zur Unter- 
stützung der ihrer Meinung nach 
weniger gefährlicheren, weniger „ef- 
fektiven“ Partei, ale der CDU/CSU, 
aufrufen mässen; hätten jedenfalls 
im Sinne der Arbeiterklasse eine 
Ablösung der SPD/FDP-Regierung 
begrüßen möwen. 

Diex Iogsche Konsequenz wurde 
natürlich mcht gezogen. Einzig der 
KB Göttingen brachte immerhin den 
traurigen Mut (den Mut des Selbst- 
mördens!) auf, offen gegen die Ak- 
onen der Arbeiterklasse Stellung 
zu nehmen und zu erklären 

=». „ Daher kann des Gerungel 

der Beiden Parteien, SPD und 

CDU, um die Regienungsgewalt 

auch nicht der Anlaß sein, dem 

Kampf gexen den Abbau demo- 

kraticher Rechte des Volkes zu 

n und zu 

MeSonßezupchen... = 

Repierungsperunges uf die 

Straße zu gehen und gegen den 

Abbau der demokratischen Rech- 

te des Volkes zu demonstrieren? 

Das. bedeuter eben dach, für die 

Erhaltung der SPD/FDP-Regie- 

rung zu demonstrieren...” 
Folgerichtig rief der KB Göttingen 
zum Boykott der in Göttingen satt- 
Tindenden Demonstration gegen die 
versuchte Machtergreifung der CDU/ 
CSU auf, 

Auf gleicher Wellenlänge liegen 
ihre Freunde vom KB Bremen, die 
in ihrer Zeitung „Wahrheit“ vom 
Mai 72 schreiben. 

(„Es wurde die  Haupiperole 

‚Stoppt Strauß und Barzei!‘ auf 

kemwllt, was angenichts der Ter- 

sache, daß die Arbeiterklasse heu- 

ix micht den bürgerlichen Stast 

zerschlagen kann, um Ihre eigene 

Macht zu errichten, michtr an- 

ders heißt, als ‚Unzersizt 

Brandı!" 

Dieser setumen Logik zufolge dürf- 
te dic Arbeiterklasse im Kapitalis 
mus überhaupt nicht gegen eie Ver- 
Schlechterung ihrer Lage kämpfen, 
da ein solcher Kampf gleichzeitig 
ein Eintreten für die bestehenden 
Zustände wäre. Dabei it es doch 
sehr einfach zu begreifen, daß die 
Arbeiter schr wohl gegek Strauß 
und Barzel sin können, ohne des 
halb für Brandt. Schiller umd Scheust 
zu sein. Aber vieleicht meinen die 
Genossen vom KB Bremen, dab die 
Arbeiter vor 1933 bemer daran ge- 
tan hätten, nicht gegen die Taschi- 
sische NSDAP zu kämpfen, um 
nicht etwa die bürgerliche Reperun- 
Sen Bräning etc. zu unterstzen? 

Daß die Aktionen gegen die ver- 
suchte Machtergreifung der CDU/ 
CSU teihweise den Charakter von 
Unterstitzungsaktionen für die SPD 
FDP-Regierung hatten, beweist nicht 
die Falchheit oder Nutzlosgket 
dieser Aktionen. Wie bätte es ange- 
Sichts der Zerspliterung und Kos- 
fuson der kommunistischen Bewe- 
ung anders scin können? Der So- 
Biallenchratie st es weitgehend ge- 
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ungen, die Bewegung auf ihre Par- 
teMühlen zu lenken, weil die 


'kommunistische Bewegung noch. 
immer zu schwach ist, um dieser 
Desorientierung entgegenzutreten 


und die Illusionen über die Rolle 
der SPD mit Erfolg zu bekämpfen. 
Und daraus ziehen nun einige super- 
linke“ Schlaumeler die Schlußfol- 
gerung, sich grollend in den Schmoll- 
winkel zu verkriechen und den So- 
zialdemokraten (zusammen mit ihr- 
em kleinen Ableger, der DKP) das 
Feld zu überlassen! Für die größ- 
ten politischen Massenkämpfe seit 
der antimilitaristischen Bewegung. 
Ende der S0er Jahre haben diese 
Schlaumeler nur ein verächtliches. 
Achselzucken und sblehnende Be- 
merkungen übrig. 

In seinem immer noch lesens- 
werten Artikel gegen den „Linken 
Radikalismus“ (1920) bemerkte 
Lenin: 

„Die Differenzen zwischen den 

verschiedenen. bürgerlichen Par- 

teien und Politikern sind ‚vom 

Standpunkt des reinen, d.h. ab- 

strakten, d.h. zur praktischen 

politischen Massenaktion noch 
nicht herangereiften Kommunis- 
mus ganz belanglos und gering- 

‚fügig. Aber vom Standpunkt die- 

ser praktischen Aktionen der 

Massen aus gesehen sind diese 

Unterschiede äußerst, äußerst 

wichtig”, 

Vom Standpunkt des Schreibtisch- 
Strategen aus genügt es vollständig, 
die SPD und CDU/CSU als „Best 
und Cholera“ darzustellen, zwischen 
denen gar kein Unterschied besteht, 
und sich folgerichtig aus den Mas- 
senkämpfen zurückzuhalten. Für die 
Praktische Politik der kommunist 
schen Organisationen aber ist es von 
entscheidender Bedeutung, solche 
Massenbewegungen wie die gegen 
die versuchte Machtergreifung der 
CDU/CSU zu unterstützen, an ihnen 
teilzunehmen, sie vorwärts zu trei- 
ben. 

Die Komrhunisten müssen es ver- 
‚stehen, sehr genau und konkret die 
Widersprüche zwischen den bürger- 
lichen Parteien und innerhalb der 
Kapitalistenklasse zu erkennen, Klar- 
heit über diese Widersprüche zu 
schaffen, diese Widersprüche auszu- 
nutzen für eine proletarische Poli- 
tik. 


Letzten Endes können auch die 
‚Super-,Linken“ nicht ihre Behaup- 
tung aufrechterhalten, daß es gleich- 
gültig sei, ob SPD oder CDU/CSU 
regieren. Sie wenden es aber so, als 
sei eigentlich die CDU/CSU die an- 
genehmere von beiden für die Ar- 
beiterklasse, da sie weniger gefähr- 
lich und „effektiv" sei als die SPD. 


„Die SPD ist die Partei, die die 
Interessen der Bourgeoisie am plan- 
mäßigsten durchzusetzen vermag“. 
hieß es in einem Flugblatt der sog. 
„KPD“, das in Hamburg. verteilt 
wurde, In ihrer Zeitung „Rote Fah- 
ne“ schreibt dieselbe Gruppe, „die 
Existenz der CDU in ihrer heutigen 
Form“ sei „gefährdet“. „Schon 
jetzt gibt es für die Existenzge- 
fährdung der CDU deutliche An- 
zeichen: Die Spenden aus Großka- 
pital und Großfinanz schwinden, 
die Parteikasse ist leer.” („Rote 
Fahne“, 3. Mai 72) 


Wäre dieser Blödsinn richtig, so 
wäre es in der Tat sinnlos, daß 
Arbeiter gegen die CDU/CSU, gegen 
Strauß und Barzel auf die Straße 
gegangen sind. Wäre doch angeblich 
das Großkapital gerade auf dem 
besten Wege, die Partei, auf die sie 
sich 20 Jahre lang gestützt hat, 
‚nunmehr einfach verhungern zu las- 
Das Kapital würde sich damit 
Überhaupt langfristig der Möglich- 
keit berauben, eine zur SPD alter- 
native Politik durchzusetzen. 
Allerdings. zeigt die historische 
Erfahrung, daß der deutsche Impe- 
ialismus sich immer nur in ganz be- 
stimmten Situationen und immer 


nur vorübergehend, der SPD als 
Regierungspartei bedient hat; näm- 
lich in kritischen Momenten wie 
nach dem verlorenen Krieg 1918 
angesichts der Arbeiteraufstände für 
ein sozialistisches Deutschland, und. 
1966 in der ersten größeren Wirt- 
schaftskrise seit 1945. 

Heute zeichnet sich bereits deut- 
lich ab, daß eine solche Etappe 
wieder einmal ihrem Ende entgegen- 
geht, Das Großkapital hat einige 
Jahre lang die SPD als Regierungs- 
Partei eingesetzt, um die Politik 
der Faschisierung und der „Neuen 
Ostpolitik besser getarnt durchzu- 
setzen. Nunmehr abergeht es darum, 
eine schärfere Gangart einzuschla. 
gen, die Rückkehr der CDU/CSU 
in die Regierung und eine noch 
direktere Regierungsführung durch 
das Großkapital selbst vorzuberei- 
ten. 

„Gefährlicher“ als die CDU/CSU 
ist die SPD in derselben Weise, in 
der ein freundlicher, „sozialer“ Ka- 
pitalist mitunter gefährlicher ist als 
ein offener Ausbeuter und Vertreter 
des „Herr-im-Haus‘-Standpunktes. 
Gefährlicher deshalb, weil er besser 
versteht, die Arbeiter zeitweise über 
sein wahres Wesen zu täuschen. Des- 
halb müssen die Anstrengungen der 
Kommunisten darauf gerichtet sein, 
die ganze Arbeiterfeindlichkeit und 
Verlogenheit, die ganze Dienstfer- 


Massen auf die Politik verbunden 
ist.” Die SPD rief zur „Besonnen- 
heit“ auf; der DGB erklärte, er 
werde „nicht gegen das Parlament 
streiken", 

Schr aktiv waren allerdings einige 
sozialdemokratische Gewerkschafter 
Betriebsräte und SPD-Betriebsgrup- 
pen, Deren rechte Flügelleute aller- 
dings waren vor allem bemüht, so- 
zialdemokratische, _regierungs- 
freundliche Parolen in die Bewegung 
hineinzutragen („Unser Land braucht 
Willy Brandt“), was mangels Wider- 
stand anderer Gruppen auch schr 
weitgehend gelang. 

Einen Großteil der rein orga- 
nisatorischen Arbeit, die mit den 
Massendemonstrationen zusammen- 
hing, übernahm die DKP, die sich 
von Anfang an voll hinter die, Be- 
wegung stellte.“ „Hinter“ die Be- 
wegung aber auch in dem Sinze, 
daß sie hinter deren spontanem 
und soziakdemokratischen Charak- 
ter völlig verschwand. Die DKP 
beschränkte sich darauf, Parolen 
für die Ratifizierung der Ostver- 
träge stärker in den Vordergund 
zurücken. 

Die „antirevisionistischen“‘ Grup- 
pen — vor allem die diversen 
„KPD/ML“s und „KPD“s — kapi- 


Massandemonstration in Hamburg mit 15.000 Menschen gegen die Putschversuche der CDU/CSU-Reaktionäre 


Aufmerksamkeit, mit der Hundert- 
tausende am Arbeitsplatz die ent- 
scheidende Abstimmung im Radio 
verfolgten, und stand hinter der 
Erleichterung, die sich nach Be- 
kanntwerden des Ergebnisses in 
Feiern, Freudenkundgebungen usw. 
Luft machte. 

Die Massenbewegung hatte auch 
den Charakter einer Unterstützung 
für die SPD. Das konnte gar nicht 
anders sein, denn die veale Alter- 
native zu Strauß und Barzel war 
in der gegebenen Lage nun einmal 
nicht die Diktatur des Proletariats 
oder eine „demokratische Erneu- 
rung“ sondern war die Erhaltung 
des Bestehenden, also der Regie- 
rung von SPD und FDP. Daraus 
schlug die SPD politisches Kapital 
indem sie ihre „Wily, Willy 
olen hineintragen ließ 

Ganz gewiß sind ilusionen über 
die "SPD weit verbreitet, obwohl 
daslmerständnis der Arbeiter für den 
unsozialen Charakter der Regie- 
rungspolitik nicht so groß ist, wie 
viele Gruppen anzunehmen. schei- 
nen. Aber unabhängig von diesen 
Illusionen wurde die SPD tatsäch- 
lich als das „kleinere Übel“ gegen. 
über CDU/CSU begriffen. Die SPD 
tut wenig für uns und besorgt 
das Geschäft des Großkapitals, aber 
mit der CDU/CSU würde, alles für 
uns noch viel schlimmer — diese 


tigkeit dieser Partei und Regierung 
gegenüber dem Großkapital aufzu. 
zeigen, 

Dennoch ist eine solche Partei 
das „kleinere Übel“ — ebenso wie 
der „freundliche“ Kapitalist das 
„kleinere Übel“ gegenüber dem of- 
fenen und brutalen Ausbeuter dar- 
stellt. Diese Unterscheidung bede 
tet jedoch keineswegs ein Arrange 
ment, „friedliche Koexistenz“ mit 
dem kleineren Übel, 


Das arbeitende Volk macht Front 
‚gegen Strauß und Barzel 

Die versuchte Machtergreifung 
‚der CDU/CSU rief die bedeutend- 
sten und breitesten politischen. 
Kämpfe seit der Anti-Kriegsbew 
gung Ende der SOer Jahre. her- 
vor. Das ist umso beachtlicher, weil 
diese Bewegung nicht zentral vor- 
bereitet und organisiert war, son- 
dern spontan entstand. 


SPD- und DGB-Führung, der die 
Massenbewegung _ parteipolitisch 
durchaus gelegen kam, hatten doch 
andererseits Angst vor einer „zu 
weit gehenden“ Massenbewegung. 
Nur in Ausnahmefällen wurden sie 
direkt für Aktionen aktiv. Ihre all- 
gemeine Marschlinie war ungefähr: 
„Demonstrationen für die Regierung 
sind uns sympathisch, falls gesichert 
bleibt, daß damit kein Einfluß der 


tulierten völlig vor der Situation 
Sie bemühten sich nicht einmal 
in die Bewegung eine antikapita- 
listische Stoßrichtung hineinzutra- 
gen, sondern ignorierten sie besten- 
falls. Eine Gruppe wie der KB 
Göttingen, dem man bisher Besseres 
zutrauen durfte, verlor völlig den 
Kopf und rief zum Boykott der in 
Göttingen. stattfindenden Demon- 
stration auf. Es zeigte sich, daß 
die irrsinnige These vom „Haupt- 
feind SPD", die unprünglich nur 
von einem Teil der „KPD/ML“ 
vertreten wurde, inzwischen breite 
‚Anhängerschaft in den linken Grup- 
pen außerhalb der DKP gefunden 
hat, 


ie ist der Charakter der Be- 
wegung gegen die versuchte Macht- 
ergreifung der CDU/CSU einzuschät- 
zen? 


In erster Linie ging es um Kampf 
gegen den Versuch der CDU/CSU, 
die Regierung zu übernehmen. Denn. 
von einer solchen Regierung wurde 
eine Verschlechterung der wirt- 
schaftlichen Lage, ein weiterer Ab- 
bau demokratischer Rechte und eine 
außenpolitische Rückkehr zum Kal- 
ten Krieg befürchtet. Diese Befürch- 
tung stand hinter der gespannten 


Stimmung war weit verbreitet 

Es muß allerdings damit gerech- 
net werden, daß die Auseinander- 
setzung in Bonn zumindest vorüber- 
gehend der _SPD/FDP-Regierung 
Luft verschafft hat, indem von deren 
arbeiterfeindlichen Maßnahmen sb- 
gelenkt wurde. Verstärkt wurde die- 
se Tendenz noch durch die Schwäche 
und schwerwiegende Fehler der 
Linken, 


Ereignisse in Hamburg 
Hamburg fand am Vorabend 
der Abstimmung über das MIB- 
trauensvotum eine Kundgebung und 
Demonstration statt, an der etwa 
15.000 Menschen teilnahmen. Re- 
Hativ hoch war dabei die Beteiligung 
von Arbeitern und Angestellten. 
Aufgerufen zur Veranstaltung 
hatte eine sogenannte „SPD-Wähler- 
initiative“, bestehend in erster Linie 
aus sozialdemokratischen und links- 
iberalen Schriftstellern und Intel- 
lektuellen. Unterstützt wurde dieser 
Aufruf neben der betrieblichen Mo- 
bilisierung durch die SPD-Betriebs- 
gruppen u. vor allem durch die 
DKP. Die DKP verteilte vom frühen 
Morgen bis zum Abend — „aner- 
kennenswert die Kondition der 
DKP-Venteiler, die ZT. den ganzen 
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Tag ausharrten-vor Betrieben und 
Bahnhöfen eine Erklärung des Par- 
teivorstandes, der ein Aufruf zur 
Demonstration am Abend angefügt 
war. 

‚Auf der Kundgebung wurden die 
Zuhörer durch insgesamt sieben Re- 
den systematisch angeödet. Erst 
sprachen sechs Schriftsteller und 
ähnliche Kleinbürger, bevor als letz- 
ter Redner ein Arbeiter die richti- 
gen Worte fand. Leider fand gerade 
diese Rede nach dem vorangegange- 
nen seicht-süßlichen Geschwätz nur 
‚noch gedämpfte Aufmerksamkeit. 

Die zunächst angesagte Demon- 
stration zur CDU/CSU-Geschäfts- 
stelle hatten die Veranstalter be- 
reits abgeblasen. — „weil das nicht 
unser Adressat ist“, wie es hieß; 
tatsächlich aber aus Angst vor hef- 
tigen Aktionen der Demonstran- 
ten gegen das Büro der CDU/CSU. 
Stattdessen wurden die Demonstran- 
ten zunächst eine dreiviertel Stun- 
de lang durch ein Vällenviertel ge- 
schleppt, bevor sich der Zug dann 
in die mittlerweile fast menschen- 
Icere Innenstadt bewegte. 

Unverkennbar war es die Ab- 
sicht der Veranstalter, den Protest 
des arbeitenden Volkes gegen die 
CDU/CSU auf die parteipolitischen 
Mühlen der SPD umzuleiten und 
die Empörung der Massen zu kana- 
isieren. 

Dieser Absicht hätte dann nur 
Zumindest ansatzweise entgegenge- 
treten werden können, wenn die 
Kommunisten — in Hamburg also. 
in erster Linie der Kommunisti- 
sche Bund — mit ihren Parolen. 
und Vorstellungen eingewirkt hät- 
ten. 

Das war jedoch nicht der Fall. 
Die Leitung beschränkte sich darauf, 
‚den Freitag (also den Tag nach der 
Abstimmung) als geeignetsten Tag 
für ein massenhaft: zu verteilendes 
Flugblatt festzulegen. Dieser Ter- 
min war deshalb der beste, weil es 
so möglich wurde, aufgrund der in 
Bonn gefallenen Entscheidung die 
Ergebnisse zusammenzufassen und 
vor allem auf das Kommende zu 
orientieren. 

Nötig gewesen wäre jedoch da- 
Tüberhinaus, daß von der Leitung 
klare Anweisungen für das Ver- 
halten der Genossen gegenüber der 
Demonstration, in der betrieblichen 
Diskussion usw. gekommen wären. 
Da das nicht erfolgte, mobilisierten 
nur einige Genossen im Betrieb 
für die Demonstration, während an- 
dere unsicher waren, der Demon- 
stration nur wenig Bedeutung bei- 
maßen oder sich vorübergehend so- 
gar sektiererisch verhielten. Das Ge- 
sagte gilt entsprechend für das ge- 
samte Verhalten in der betrieblichen 
Diskussion. Das unterstreicht noch- 
mals die Notwendigkeit, daß die 
Handlungsfähigkeit des Kommuni- 
stischen Bundes durch eine. Ver- 
besserung der Leitungstätigkeit 
ee 
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In Griechenland herrscht eine faschistische Militärdiktatur. Sie wurde 
vor 5 Jahren mit Hilfe von CIA und NATO errichtet, um das Land weiter- 
hin den Interessen der Imperialisten zu unterwerfen. 

Das Ziel ist nicht nur die Ausbeutung des griechischen Volkes. Das Land 
dient auch als Stützpunkt für die aggressive Politik des USA- und BRD-Im- 
perialismus im Mittelmeerraum und in Europa. Vor kurzem wurde bekannt. 
daß die USA an die griechischen Faschisten 36 Phantom-Düsenbomber 
liefern und in Piräus einen Flottenstätzpunkt eröffnen wollen. 


ie reaktionäre Herrschaft des 
Militärs war natürlich nicht gebro- 
(chen worden. Sie trat nur vorüber- 
gehend in den Hintergrund. Das 
griechische Militär wird von der 
NATO-Militärmaschinerie_ politisch 
und personell gesteuert. Es ist die 
Machtbasis für die Kontrolle Grie- 
chenlands durch die Imperialisten. 
Die Offiziere zählen zu den Privile- 
giertesten des Landes. Sie erhalten 
hohe Bezüge und Pensionen und 
nach ihrer Dienstzeit Verwaltungs 
und Industrieposten. 

Die immer deutlicher vorgetra- 
genen Forderungen des griechischen 
Volkes waren mit dem Ausbeuter- 
system der Imperialisten nicht zu 
vereinbaren: Unabhängigkeit Grie- 
chenlands, insbesondere Austritt aus. 
‚der NATO, Entmachtung der reak- 
tionären Offiziere, Verwandlung des. 
Militärs in ein Volksheer, Verbes- 
serung der sozialen Lage. Auch der 
künstlich geschürte Antikommunis- 
mus verfing nicht im gewünschten 
Maße. Deshalb wurde Mitte 1965 


Griechenland hat ca. 9 Mill. Ein- 
wohner, 48 % leben von der Land- 
wirtschaft. Das mittlere Einkommen 
pro Kopf beträgt ca. 2000 DM im 
Jahr. Das starke Einkommensgefälle 
zwischen Stadt und Land sowie zwi- 
schen wenigen Reichen und vielen 
Armen ist hierin enthalten, so daß 
das wirkliche Einkommen der Masse 
der griechischen Bevölkerung noch 
wesentlich geringer ist. Zum Ver- 
gleich: EWG-Durchschnitt S100 DM. 

Griechenland zeigt alle Merkmale 
eines Entwicklungslandes: Totale 
Abhängigkeit von den Imperialisten, 
erzwungene stagnierende Unterent- 
wicklung der einheimischen Indu- 
strie, Export von Rohstoffen und 
landwirtschaftlichen Erzeugnissen, 
Import von Fertigwaren, hohe Ver- 
schuldung. 

Eine dünne Schicht von einheimi- 
schen Kapitalisten, das Königshaus, 
der korrupte Staatsapparat und die 
hohen Militärs vertreten die Interes- 
sen. der USA- und EWG-Monopole 
und verdienen gut daran. 


Putsch-Patroille 1967 
Putsch nach NATO-Plan die Regierung Papandreou zum 
Rücktritt gezwungen. 


Während ein Regierungschef dem 
anderen folgte, bereiteten die Im- 
Perialisten einen Militärputsch vor, 
um zur offen faschistischen Herr- 


Anfang 1964 hatte die relativ li- 
berale Regierung Papandreou auf 
(Grund eines Überwältigenden Wahl- 
sieges das rechtsradikale Regime 


Karamanlis abgelöst schaftsform überzugehen. In vom 
Die Regierung Papandreou sollte USA-Imperialismus beherrschten 
durch Reformversprechen eine auf- Ländern, werden solche „Kursin- 


derungen” mit Hilfe des CIA durcl 
geführt. In Griechenland konnte 
man dabei auch’der Hilfe der NATO 
sicher sein. 

Ende Mai 1967 sollten die Wah- 
len stattfinden. Im griechischen 
Volk wurde -die Forderung nach 
Beendigung der Mitgliedschaft in 
der NATO immer stärker. Ein 
sicherer Wahlsieg Papandreous auf 
dieser Basis hätte den Imperili- 
sten ernste Schwierigkeiten berei- 
tet. Am 21. April wurde deshalb der 
Putsch durchgeführt. 

‚Zur konkreten Ausführung des 
Unternehmens konnte man auf den 
NATO-Plan „Prometheus” zurück- 
greifen. Er enthielt:. Vollständige 
Pläne zur Verteilung von Truppen 
mit Panzern auf alle strategisch 
wichtigen Punkte (Regierungsgebäu- 
de, Rundfunk, Bahnhöfe, Stra- 
Benknotenpunkte), Besetzung aller 
Parteibüros, Verhaftung aller wich- 


kommende demokratische und anti- 
imperialistische Massenbewegung in 
für die Kapitalisten ungefährliche 
Bahnen lenken. In einer solchen 
‚Aufgabe hatte sich, nach Kriegsen- 
de, Papandreou schon einmal her- 
vorgetan, 

Eine liberalere Herrschaftsform 
in einem völlig abhängigen Land — 
in Worten demokratisch, in der Tat 
reaktionär — bietet den Imperiali- 
sten in gewissen Situationen wich- 
tige Vorteile, Sie bedeutet auf wirt- 
schaftlichem Gebiet eine Schwer- 
punktverlagerung, auf die Entwick- 
lung des einheimischen Kapitalis- 
mus. Das ist die Grundlage für eine 
intensivere Ausbeutung durch die 
Imperialisten. Auf politischem Ge- 
biet besänftigt eine solche Herr- 
schaftsform. die Widersprüche, die 
sich z.B. in Griechenland seit 1949, 
dem Ende des Bürgerkrieges, neu ver- 
schärft hatten. 


Faschismus in Griechenland 
—— Profit für die Kapitalisten 


tigen Mitglieder der politischen Or- 
ganisationen auf Grund von jahre- 
lang vorbereiteten Listen und Er- 
richtung von Konzentrationslagern. 

Die dauernden Regierungswech- 
sel, die Korruptheit der Beamten 
und die ständig steigende Inflation 
waren von den Faschisten propa- 
gandistisch aufbereitet worden. Die 
stärkste „linke” Partei, die Ver- 
einigte Demokratische Linke EDA, 
hatte eine Politik der Kapitulation 
"betrieben: Vertrauen auf die „de- 
mokratischen” Institutionen, Abich- 
nung jeder Gewalt. Das Volk war 
ohne Waffen und ohne politische 
Kraft 

So dauerte der Herrschaftswech- 
sel nur 2 1/2 Stunden. Die Gegen- 
wehr war so gering, daß sie nicht 
einmal ausreichte, um irgendwelche 
„Beweise für die kommunistische 
Gefahr” konstruieren zu können, 
der dann die Faschisten mit ihrer 
„nationalen Revolution” gerade 
noch zuvorkommen konnten. 

Über 6000 Menschen wurden 
verhaftet und in Zuchthäuser oder 
auf die KZ-Insel Jaros verschleppt. 
Freigelassene berichten über Folte- 
rungen. Die EDA, die Jugendorgani- 
sationen aller Parteien sowie 279 
andere Organisationen und Vereine 
wurden verboten. Vor allem sollte 
die Arbeiterklasse unter Kontrolle 
gebracht werden: Alle Arbeiteror- 
@anisationen bzw. Gewerkschaften 
wurden aufgelöst. Zur Aburteilung 
aller „Straftaten” wurden Miltär- 
gerichte eingeseizt. Die Todesstrafe 
wurde wieder eingeführt. Alle Wah- 
len, auch z.B. Gemeindewahlen, wur- 
den verboten. Jeder Bürger kann 
ohne Begründung auf unbestimmte 
Dauer festgenommen werden. Eine 
totale Pressezensur wurde einge- 
führt. Die Schulbücher, besonders. 
die Geschichtsbücher wurden umge- 
schrieben. 

In allen NATO-Ländern gibt es 
entsprechende Pläne für den Fall 
eines „Notstands”, auch für die BRD. 
Sie werden in Zusammenarbeit von 
Militär und Geheimdiensten ständig 
auf dem neuesten Stand gehalten. 
Die Notstandsgesetze derBRD sollen 
ihre Anwendung in den Rahmen 
bürgerlicher Demokratie stellen. 


Internationales faschi 
[Zentrum 


Die Errichtung des Faschismus 
in Griechenland war nur ein Teil 
der Strategie der Imperilisten im 
Mittelmeerraum und in Europa. 

Griechenland, die Türkei, Israel 
und der Iran sind die Statzpunkte 
des Militärs, der Geheimdienste und 
der Erdölgesellschaften zur Beherr- 
schung des Nahen Ostens. 

Nur zwei Monate nach der Er- 
richtung der Diktatur in Gtiechen- 
land folgte der israelische Aggres- 
sionskrieg gegen die arabischen Völ- 
ker und besonders das palästinen- 
sische Volk. Von griechischen Flug- 
plätzen aus flogen getamte US- 
Flugzeuge Einsätze gegen arabische 
Stellungen. 

Von Griechenland aus wird die 
Spionage im Naben Osten betrieben. 
So wurde zB. 1959 ein Offizier 
der griechischen Armee nach Ägyp- 
ten eingeschleust, um ein Spionage- 
netz für den CIA aufzubauen. 27 
Griechen wurden in Kairo durch ein 
Militärgericht abgeurteält. 

Die Niederschlagung der palästi- 
nensischen Revolution, der reaktio- 
näre Wandel der ägyptischen Poli- 
tik und der neue Stützpunkt der 
6. US-Flotte in Piräus ebenso wie 
das Vordringen der BRD-Kapitz- 


listen im Iran sind Teile des heutigen 
Gesamtbildes, das den Druck der 
Imperialisten auf den Nahen Osten 
zur. 

Die zypriotische Regierung wird 
offen erpreßt, weil sie nicht bereit 
ist, die Unabhängigkeit Zyperns auf- 
zugeben. Die Miltärdiktaturen in 
Griechenland und der Türkei be- 
treiben die gewaltsame Zweitedung 
Zyperns und seine Verwandlung in 
einen riesigen NATO-Stätzpunkt. 

Ende März fand ein Geheim- 
treffen statt, bei dem neue USA- 
Waffenlieferungen für Griechenland 
vereinbart wurden. Es sollen 36 
Phantom-Jagdbomber geliefert wer- 
den, um die griechische Luftwaffe 
„zur Stärkung der sädlichen NATO- 
Flanke“ zu modernisieren. Die Ko- 
sten trägt das griechische Volk: 
8 Mil DM für jeden Bomber. 
Auch die „Waffenhäfe im Rahmen 
der NATO" durch die BRD ist wie- 
der aufgenommen worden. 

Vor einiger Zeit wurde der 
Brief eines griechischen Agenten 
an den Premierminister Papadopou- 
los bekannt. Er schildert darin Ge- 
spräche mit Angehörigen der italieni- 
schen Armee und Polizei Dabei 
wurde eine Zusımmenarbeit und 
Aktionen vereinbart. Diegriechische 
Armee habe nach Meinung der ita- 
lienischen Militärs Erfolge gehabt, 
die auch in Italien angestrebt wer. 


brief von Pattakos an Strauß wurde 
allerdings bekannt. In kaum ver- 
hällenden Worten werden darin die 
gemeinsamen Aufgaben beschworen 
Errichtung einer fzschistischen Herr- 
schaft, Niederschlagung der Arbei- 
terklasse. 


[Ausländische Arbeiter — durch 
(Terror 


Die Vorteile, die die Kapitali- 
sten aus der Ausbeutung auslän- 
discher Arbeiter ziehen, lassen sich 
durch Terror noch verstärken. Des- 
halb ist es nicht verwunderlich, da8 
sich Abgesındte der griechischen 
Militärjunta in der BRD frei bewe- 
gen können. Sie genießen vielfach 
konsularischen Schutz oder arbeiten 
mit den Geheimdiensten zusammen. 
Sie versuchen, mit Terror, Bespit- 
zelung und Drohungen "die ca 
250.000 griechischen Arbeiter und 
Arbeiterinnen in der BRD einzu- 
schüchtern 

So wurden zB. in Vaihingen 
Griechen durch Angehörige eines. 
sogenannten „Griechischen Zen- 
trums“ bedroht und zusammenge- 
schlagen. Aus Angst um ihre Fa- 
miien und um sich nicht eine 
Rückkehr nach Griechenland un- 
möglich zu machen, verzichteten 
die Opfer auf polizeiliche Verfol- 


Faschisten nach dem Sig 1967: 
Oberst Papadopouos (1). Brigadegeneral Parıakos IM, General Zain Ir) 


den müßten. Die Polizei habe die 
Vorschläge mit großem Interesse 
studiert und sei schr beeindruckt 
gewesen von der Rolle der griech; 
schen Miitärpolizei. Der Agent be- 
Tichtet weiter von „der Entwi 
unserer Aktionsgruppen in Itz- 


gung der Täter. 
Der griechische Geheimdienst 
KYP hat die Miitärmission in Bonn 
angewiesen, gegen „juntafeindliche 
Personen“ vorzugehen. Es wird 
meist mit dem Entzug des Reim- 
iechische Orgr- 


Drehpunkt der griechisch-italieni- 
schen faschistischen Zusammenar- 
beit ist der NATO-Stätzpunkt in 
Neapel. Doch der Erfahrungsaus- 
tausch dieser Kreise geht auch noch 
auf andere Weise vor sich. Der 
italienische Faschist Pino Rauti or- 
ganisierte Studienreisen italieni- 
scher Jungfaschistengruppen nach 
Griechenland. Auf der Insel Korfu 
gibt es eine Kolonie von italieni- 
schen Faschisten und Aristokraten. 
Dazu gebört ein militärisches Trai- 


So wurde versucht, den griechi- 
schen Studentenbund „Fleäss“ in 
Hamburg faschistisch zu unterwan- 
dem. 

Es wurde‘ zuch bekzmat, daß 
griechische Agenten ohne deutsche 
Kontrolle mit amerikanischen Ge- 
räten in der BRD Telefone abge- 
hört haben. 

Gestütz! auf entsprechende Aus- 
lindergesetze verlolgen such die 
deutschen Behörden im Interesse 
der Kaptalisten das Ziel, die zus 
indischen Arbeiter gefügig zu ma- 
hen: 


Bombenattentate angeklagt, die die 
Malienische Linke belasten und ds In Baden Württemberg wurde 
Klima für einen faschistischen Um- ein Grieche, der mehrfach um pol- 
sturz schaffen sollten. Die in den tisches Asyl gebeten hatte, verhaf- 
letzten Wochen in der BRD ex- 
piodierten Bomben dienten dersel- 
ben Absicht. 

Am 29.10.71 besuchte Franz 
Josef Strauß Griechenland in ge- nelle und finanzielle Verantwortung 
beimer Misson. Der Einladungs- 
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Kinder in der BRD. Deshalb ist 
$ besonders bezeichnend, daß die 
16,000. grieschischen Schulkinder 
in deutschen S chulen von junta- 
treuen Geheimdienstichrern an fa- 
schistischen Schulbüchern unterrich- 
tet werden. Demokratische Lehrer 
finden keinen Schutz, wenn sie un- 
ter Druck gesetzt werden. Lehrer- 
konferenzen fanden im griechischen 
Konsulat statt. 

In Hilkerode im Harz isolierte 
ein Kapitalist. 100 griechische Ar- 
beiterinnen in einem Arbeitslager. 
ör verweigerte ihnen das Recht auf 
gewerkschaftliche Organisierung und 
verstieß gegen Tarifverträge und Ar- 
beitsschutzbestimmungen. Die Vor- 
fälle wurden bekannt, als 40 dieser 
Arbeiterinnen in die IG Metall ein- 
traten. Sie wurden nun damit be- 
droht, sie bei der Militärjunta als 
Kommunisten anzuzeigen. Fast alle 
traten wieder aus und verloren auch 
bald ihre Arbeitsplätze an neu an- 
gekommene Griechinnen. 

Die westdeutschen Kapitalisten. 
sorgen dafür, daß die griechische 
Pressezensur auch auf die BRD 
ausgedehnt wird: 

In den Sonderprogrammen für 
Griechen im 3. Programm der ARD 
dürfen keine Kommentare mehr ge- 
sendet werden. Dies war von di 
Militärjunta als Gegenleistung für 
den Abschluß bestimmter Geschäfte 
mit: westdeutschen Firmen angeb- 
lich gefordert worden. Mit Hilfe 
der CDU wurde die Forderung 
durchgesetzt, 

Der Leiter der griechischen Sen- 
dungen im bayrischen Rundfunk, 
Bakojannis, wurde gemaßregelt. Er 
hatte in einer Nachrichtensendung 
über die Krise der griechischen. 
Wirtschaft berichtet. Daraufhin wur- 
‚den die Firmen AEG und Siemens 


Solidarität mit demKam 


in Bonn vorstellig und forderten 
Maßnahmen gegen Bakojannis und 
gegen die griechischen Sendungen 
der „Deutschen Welle‘. Sie wiesen 
hin auf die wohl erwünschte „Au 
rechterhaltung guter wirtschaftli- 
cher Beziehungen zu Griechenland. 


Die Militärclique hat nicht die 
Unterstützung der Massen des grie- 
chischen Volkes. Sie versucht nun 
auf verschiedene Weisen mit den 
inneren Widersprüchen fertig zu wer. 
den. Perioden scheinbare Demo- 
kratisierung wechseln ab mit Peri- 
oden des Terrors. Nachdem es im 
Frühjahr zu den ersten offenen 
Streiks nach dem Putsch gekommen 
war, begann im Herbst letzten 
Jahres eine neue Verhaftungswelle 

‚Am 18.10.71 wurden 37 Demo: 
kraten und Sozialisten verhaftet, 
darunter zwei ZK-Mitglieder der 
Kommunistischen Partei Griechen- 
lands (Inlandsfraktion) sowie Mit- 
glieder der PAM (Patriotische An 
diktatorische Front). 

Am 24. 1. 72 wurden 8 Mit 
glieder der PAK (Panhellenische Be- 
freiungsbewegung) zu Gefängnis 
und Zuchthausstrafen verurteilt. Sie 
erklärten vor Gericht, sie seien ge- 
foltert worden. 

‚Am 2. 5. 72 wurde 25 Studen. 
ten in Athen und Saloniki verhaf- 
tet, weil sie Demonstrationen gegen 
das Regime geplant und damit ge- 
gen das Kriegsrecht verstoßen hät- 
ten, 

‚Anfang Mai wurden drei Griechen 
unter der Anschuldigung verhaftet, 
19 Bombenattentate verübt zu 


Einncung von Parka an SP 


haben. 

Am 72 befahl ein Gericht 
die Auflösung zweier gemäßigt de 
mokratischer Organisationen. Die 
Vorsitzenden und mehrere Mit 
der wurden verhaftet 

Der griechische Widerstand ist 
organisatorisch und politisch stark 
zersplittert. Dies ist zurückzuführen 
auf die Erfahrungen der „Arbeiter 
klasse in ihrer Niederlage im Bür 
gerkrieg und beim Putsch. Die dau- 
ernden | arten Maßnahmen der Mili- 
tärjunta können jedoch nicht da- 
rüber hinwegtäuschen, daß Wider- 
stand möglich ist und ständig statt- 
findet. Fast täglich explodieren 
Bomben, werden Flugblätter 
teilt oder Versammlungen abgehal- 
ten. Die von den Imperilisten ge- 
wünschte politische Totenstile ist 
nicht eingetreten. Die Widerstands- 
Organisationen versuchen jetzt den 


Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 


Die Grischische Regierung beehrt sich die an Sie 
auıgerprochene Einladung zu erneuern. Die Vertreter 
Snserer Regierung ind bereit. Sie am 29. und 30. Okto- 

ber in Athen zu empfangen. Es it fucr was eine growe 
Freude, das Sie gerade in der gepemwnertigen paiischen. 
Situation der Wiederaufnahme und Stuerkung unserer Verbin- 
Gungen gone Bedeutung beimenen. Unserwacits haben wir 
oeier betont, das Sie Zummmenarbei (ver Sie Erhaltung 
der inneren Sicherheit unserer Staaten sowie des Schutzes 
CT Interessen der Freien Weit ur Senlich sein wuerde. 
Unsere Probleme sind achnlich peagert, ie Feinde ind 
ienciben. die Aufgaben tragen gemeinsame Zuege. 


in Griechenland haben wir mit dem politischen Chaos 
aufssracumt. Die Mehrzahl unserer Freunde schen heute 

ein dass dies ein unumgsenglicher Schritt war. 

Unsere Regierung st der Ansicht, dam die ich entwickelnden. 
sefachrlichen polkischen Tendenzen auch in der Bunder- 
(Spublik Deutschland aufgehalten werden mucusen. Mi Immer 
Sächsenden Bedenken beobachten wir die geachrlichen. 
Politischen Tricks Ihres Kanzler Daher unterstuetzen. 

Wie Sie in allen Ihren Bemuchungen. 


Herr Vorsitzender, erlauben Sie mir 
dass wir lles unternehmen werden, um in den Reiben unserer 
Verbuendeten fuer Ihre Vorstellungen und Demuchungen Immer 
(mehr Anhsenger zu gewinnen, damit der Geist des Unverstaend. 
Alsen, der unsere Fisene verhindert, gebrochen wird. 


Ihrer Ankunft und den Verhandlungen gehen wir mit. 
Interesse entgegen. 
Ihr 
STYLIANOS PATTAKOS 


STELLVERTRETENDER 
MINISTERPRAESIDENT 


Herrn Franz Fon Strauß 
Vorsitzender der 
Orristich Sorislen Union 


Bess 


langen Weg der Überzeugung und 
‚der Organisierung der Massen zu 
gehen. 

Aus der faschistischen Ausbeu- 
tung des griechischen Volkes zieht 
die Kapitalistenklasse der USA und 
der BRD einen Teil ihrer Macht, 


Die Arbeiter Griechenlands stehen 
deshalb auf einer Seite mit den 
Arbeitern Westdeutschlands im 
Kampf gegen den gemeinsamen 
Feind, gegen Imperialismus und Re- 


aktion. 1 


des 


vietnamesischen Volkes 


m 9. Mai begannen die USA- 
Keen 
|der Küsten und Häfen und einer 
noch stärkeren Bombardierung der 

Demokratischen Republik Vietnam. 

In Südvietnam wurde der Bomben- 

terror gegen das im Aufstand be- 

findliche Volk verstärkt 

Die USA führen diesen Krieg, 
um die Befreiung der Völker Indo- 
hinas zu verhindern und ihren Ei 
fluß über die wirtschaftlichen Schät- 
ze dieses Gebietes aufrechtzuerhal- 
ten. Sie führen diesen Krieg zur Auf- 
rechterhaltung ihres. politisch-m 

ischen Brückenkopfes in Asien, 
ihres Aufmarschgebietes gegen die 

Volksrepublik China. Sie führen da- 

rüberhinausdiesen Krieg, um andere 

von ihnen unterdrückte Völker di 

von abzuschrecken, dem Beispiel 

des indochinesischen _Befreiungs- 
kampfes zu folgen. 

Die von Nixon angeordneten 
Maßnahmen werden den vietname- 
sischen Befreiungskampf nicht auf- 
halten. Sie treffen aber mit brutaler 
Grausamkeit die Bevölkerung dieses 
Landes und provozieren militärische 
Zusammenstöße mit der Volksre- 
publik China und der Sowjetunion. 

In aller Welt lösten diese neuen 
Verbrechen des USA-Imperialismus. 
Empörung und Proteste aus. Alle 
antiimperilistischen Kräfte waren 
über auch voll Freude und Zu- 
versicht angesichts der Erfolge des 
Vietnamesischen Volkes. 

In Demonstrationen zeigten sie 
ihre Solidarität. Einige Beispiele aus 
aller Welt: 

* USA: In 23 Staaten fanden De- 
monstrationen statt, in vielen 
Städten wurden Verwaltungsge- 
'bäude besetzt. Die Polizei ver- 


haftete mehrere Täusend Men- 
schen und schoß auf Demon- 
stranten. In einigen Städten wur. 
de der Belagerungszustand ver- 


hängt. 

* Südamerika: US-Botschaften 
gingen in Flammen auf. 

* 


Australien: In Sidney und an der 
ganzen australischen Küste tra- 
ten Hafenarbeiter und Seeleute 
in Proteststreiks. 

Italien: In Rom demonstrierten 
60.000 Menschen gegen den 
USA-Imperialismus. 

‚Auch überall in Westdeutschland gab. 
es Protest- und Solidaritätsdemon- 
strationen, 


Aktionseinheit notwendig, 


Gerade die antiimperialistischen 
Demonstrationen gegen die ver. 
brecherische Politik Nixons und die 
Solidaritätsbekundungen mit dem 
um seine Freiheit kämpfenden viet- 
namesischen Volk machen es:not- 
wendig, daß sich demokratische, 
sozialistische und kommunistische 
Organisationen und Gruppen zu- 
sammentun. Notwendig ist es, auf 
möglichst breiter Basis, in möglichst 
großen und eindrucksvollen Demon- 
strationen das gemeinsame Anlie- 
gen aller fortschrittlichen Kräfte, 
nämlich Protest gegen die Uf-impe- 
rialistische Kriegspolitik und Soli- 
darität mit der vietnamesischen Re- 
volution, zum Ausdruck zu bringen. 

Alle fortschrittlichen Organisa- 
tionen hätten die Pflicht, partei- 
politische und weitanschauliche Dif- 
ferenzen gegenüber anderen Grup- 
pen hinter dieses gemeinsame An- 
liegen zurückzustellen .. . wenn sie 
es wirklich ehrlich meinen mit ihrem 
Protest gegen die imperilistischen. 


Verbrechen und mit ihrer Solidari- 
tät gegenüber der vieinamesischen 
Revolution. Die verschiedenen Orga- 
nisationen werden es sich gefallen 
lassen müssen, wenn die Ernsthaf- 
tigkeit und Ehrlichkeit ihrer Poli- 
tik gerade auch an dieser Frage 
gemessen wird, 


Wir berichten hier über Viet- 
nam-Demonstrationen der letzten 


mit anderen Gruppen: 


Wochen in verschiedenen westdeut- Westberlin 
schen Städten und Westberfin und _Korrsspondentenbericht 


untersuchen dabei auch das Ver- 
halten verschiedener Organisationen 
hinsichtlich ihrer Bereitschaft zur 
Zusammenarbeit in diesem Punkt 


Anfang April gründete sich in 
Westberlin ein „Initistivkomitee für 
eine Vietnam-Demonstration" aus 


Westberlin: Massenkundgebung von 15.000 Menschen gegen Bomben- 
terror der US-Imperialisten 
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Vertretern verschiedener fortschritt- 
licher Studentengruppen, Ziel des 
Komitees war die Herstellung einer 
möglichst breiten Aktionseinheit für 
eine Solidaritätsdemonstration. am 
22. 4., dem Welt-Vietnamtag. 

Auf der 2. Sitzung des Komitees 
überraschte die „KPD“ mit dem 
Schnack, sie selber habe „zufäl 
Just am selben Abend beschlossen, 
auch eine Demonstration zum 22.4 
zu organisieren, Sie habe ‚schon 
Verhandlungen geführt mit dem 
KSV und der „Liga gegen den 
Imperialismus“ (mitsich selber also, 
denn was sind diese Organisationen 
anderes als Ableger der „KPD“) 
Da ihnen die Einheit plötzlich sehr 
am Herzen zu liegen schien, for- 
derten sie die anderen Organisı- 
tionen auf, sich ihrem Parteiladen 
anzuschließen 
"Das Iniiativkomitee ist natürlich 
auf diese Frechheit nicht einge- 
gungen. Die Demonstration fand 
ohne „KPD“ statt. 

Auch die SEW__(westberliner 
Schwesterpartei der DKP) beteiligte 
sich nicht, Ihre Begründung war, 
es würde die Arbeiter verwirren, 
wenn eine Woche vor dem 1. Mai 
noch eine Demonstration staltfin- 
den würde, 

Trotz. dieser. Spaltungsversuche 
war die Demonstration ein voller 
Erfolg, Fast 15.000 Menschen de- 
monstrierten unter den Parolen 
„Frieden in Vietnam“, „Stop dem 
Bombenterror“, „Amis raus aus 
Vietnam“, „Sofortige Rückkehr der 
USA an den Verhandlungstisch 
„Abzug der USA aus Indochina‘ 
ind „Solidarität mit dem vietname- 
sischen Volk“. 

Weitere Demonstrationen fanden 
am 12. und 13. Mai statt. Zur. 
Demonstration am 12. Mai war 
erst ein Tag vorher vom Inititiv- 
Komitee aufgerufen worden. Darum 
fanden sich nur ca. 2.000 Demon- 
stranten ein. 


Am 13, Mai veranstalteten di 
‚Allüerten wie jedes Jahr eine Trup- 
penparade, Anläßlich dieser Parade 
war es schon mehrmals in den 
letzten‘ Jahren zu zum Teil blutigen. 
‚Auseinandersetzungen zwischen De- 
monstranten und der Polizei gekom- 
men. 


In diesem Jahr säumten wieder 
viele Demonstranten die Aufmarsch- 
straße. Sie hißten Vietcong-Fahnen 
und riefen antilmperialistische Ps 
rolen. Zuschauer und sogar franzö 
sische Soldaten solidarisierten sich 
mit den Demonstranten gegen den. 
Vietnamkrieg und den Terror der 
britischen Truppen in Nordirland. 
Am Nachmittag beteiligten sich ca. 
10.000 Menschen an einer weiteren 
Solidaritätsdemonstration. Es kam 
zu Übergriffen der Polizei, wobei 
sich die Bevölkerung mit den De- 
‚monstranten solidarisierte, 


Frankfurt 


In Frankfurt beteiligten sich am 
9. Mai über 3.000. Menschen an 
einer spontanen Demonstration. 
Trotz polizeilichem Verbot gab 
es am 12. (3.000 Teilnehmer) und 
18. Mai (über 3.000) weitere De- 
monstrationen, die auch unter der 
Losung standen: „Kampf dem De- 
monstrationsverbot, für demokra- 
tische Rechte!“ An diesen Demon- 
strationen beteiligte sich teilweise. 
auch die DKP, die in Frankfurt 
vergleichsweise schwach ist 


Flensburg 


Auf der Grundlage einer ein- 
heitlichen Linie für die Agitation 
und Propaganda wurde in Flens- 
burg ein Aktionskomitee „Vietnam 
Solidarität” von 11 Organisationen 
— ua. KB und DKP - gebildet. 
Es handelte sich um das breiteste 
Bündnis, das: in Flensburg. bisher 
zustandegekommen ist. Durch die- 


e Politik wurden die Super-.Lin- 
ken!“ in Flensburg („KPD/ML’-ZB) 
bis an den Rand der politischen 
Liquidierung lie. 

Vom 15. bis 19. Mai wurde 
ein. Informationsstand aufgestellt 
Am 19. Mai fand eine Kundgebung 
und Demonstration satt, die ua. 
die folgenden Losungen führte 


„Solidarität mit dem Befreiungs 
kampf desvietnamesischen Volkes!" 
„Für den Sieg der Völker Ind 
Chinasgegen den US-Imperialismus! 

Das Bündnis und die Aktionen 
werden vom KB/Gruppe Flensburg 
als wichtiger Erfolg angesehen. 


Hamburg 


Selbstdarstellung statt Solidarität 
Sektierortum statt Massenlinie. 


In Hamburg dagegen kam es 
zu drei verschiedenen Demonstra- 
tionen. Die Gründe hierfür sind 
typische Beispiele „linken“ und 
rechten Sektierertums. 


Frankfurt: Tausende protestieren gegen US-Terror in Vietnam 


Gleich am 9. Mai hatte eine 
verdienstreiche demokratische Stu- 
dentenorganisation (ESG) alle in 
Hamburg vertretenen Gruppen zu 
einem breiten Bündnis eingeladen. 

Die Revisionisten beteiligten sich 
am ersten Gespräch mit mehreren 
‚Gruppen aber ohne die „leider ver- 
hinderte® DKP und entlarsten die 
Unehrlichkeit ihrer Politik durch 
ein wahrhaft dummdreistes Mand- 

Sie erklärten einen ebenfalls 
nicht anwesenden „Arbeitskreis 
Vietnamaktion“ (AKV) zum ein- 
zig legitimierten Träger einer Viet- 
nam-Demonstration, die er auch 
bereits vollständig vorbereitet habe, 
Am Ende des schr mühsımen Ge. 
sprächs stellte sich dann heraus, 
daß erstens der Vorsitzende des 
AKV von einer Demonstration 
(„noch“) gar nichts wußte und 
daß zweitens alle übrigen Verire- 
ter im AKV sich gar nicht in 
Hamburg aufhielten und also weder 
etwas beschlossen noch vorberei- 
tet haben konnten. Es hat dann 
auch später keine vom AKY ge- 
Iragene Demonstration statigefun- 
den. 


Im weiteren. Gesprächsverlauf 
täuschten die Revisionisten einer- 
seits Bündnisbereitschaft. vor. So 


wurde u.a. darüber verhandelt, die 
Parole „Für den Sieg im Volks- 
krieg“ durch „Für den Sieg des 
vietnamesischen Volkes“ zu erset- 
zen. Stimmte aber der KB zu, 
dann zogen sie sich auf die „prin- 
zipielle“ Aussage zurück, daß sie 
zusammen mit dem KB sowieso 
nicht unterzeichnen würden, daß 
eine Aktionseinheit mit dem KB 
für die Revisionisten „prinzipiell 
nicht in Frage kommt“. Was diese 
Herrschaften auf solchen Bündnis- 
verhandlungen wohl überhaupt wol- 
len? 

Am zweiten Gesprächstag serz- 
ten die Vertreter dieser Organisa- 
tionen eine solche Politik des Hin- 
haltens und der Spaltungsversuche 
fort. Deshalb schlug der KB eine 
Abstimmung über die folgende Re- 
Die hier vertretenen Organi- 
‚nen verhandeln. gleichberech- 
t über die gemeinsame Durch. 
führung einer Solidaritätsdemonstra- 
tion für den Kampf des vietname- 
sischen Volkes. Sie bemühen sich 
um eine möglichst breite Basis für 
diese Aktion. Sie stellen für diese 
Aktion keine Vorbedingungen, außer 
daß sie gegen die Verbrechen des 
US-Imperialismus kämpft und den 
Kampf des vietnamesischen Volkes 


sat 


propagiert 

Wir schlagen vor, ein Aktions- 
komitee zu bilden, das für die 
Durchführung der Demonstration 
verantwortlich ist 

Der zechtsopportunistische Block 
von 13 Organisationen erklärte, daß 
er an der Abstimmung nicht teil- 
nehme und schloß sich damit selbst 
aus dem Bündnis aus. Er führte 
‚dann einige Tage später (17. Mai) 


im Universitätsgelände eine Kund- Die Linkssektierer veranstalteten 
gebung und anschließend eine De- am 15. Mai eine „Demonstration“ 
monstration in die Innenstadt mit mit 500 Teilnehmern. 
©. 200 Teilnehmern durch. Diese Demonstration war die 
Die unterschiedlichen Ergebnis- reihste Selbstdarstellung ihrer Ver- 
se in Hamburg und Flensburg er- anstalter und hatte mit Solidarı- 
klären sich aus dem unterschied- tät gegenüber der vietnamesischen 
lichen Kräfteverhältnis zwischen KB Revolution nicht das Geringste mehr 
und DKP. Ziel der Politik der zu tun: Die erste (kleinere) Hälfte 
rechtsopportunistischen Führer ist des Zuges war in 3 licherlich kler- 


inHamburg eine Spaltung des Bünd- ne Blocks aufgeteät. Im ersten 
nisses von Demokraten und Sozis- Block marschierte dic sog. „KPD”. 
listen und, wo sie dabei Nieder- im zweiten Block die „KPD/ML- 


lagen erleiden, eine Verhinderung ZK-, im dritten schliätch die 
oder Verzögerung der Aktionen. Es „KPD/ML-ZB“. Jede. dieser drei 
wird unsere Aufgabe sein. darauf Seibsternannten „Avantgarden des 
in Zukunft mit einer Politik zu Proletariats" war bemaht, durch 
antworten, die noch konstruktiver überdimensionale Transparente, zuf 
ist und die noch mehr dem der jeweilige Name ihrer Grup- 
entwickelt. pe prangte, sich selbst hörauszu- 
Alle übrigen anwesenden Orga- putzen. Parolen, die die Solidari- 
nisationen, stimmten der Resolu- ja mit der vieinamesischen Reı 
tion zu. volution ausdrücken sollten, ver- 
Kernpunkt der weiteren Aus- 
einandersetzung war, daß linkssek- ten größeren te des Zuges 
tiererische Gruppen die Parole „Nie- marschierten in 2 Blöcken versc 
der mit dem sowjetischen Sozial- dene trotzkistische Organisationen, 
Imperialismus!“ in den Vordergrund ebenfallsmit riesigen Parteischildern. 
der Agitation und Propaganda rik- vornweg 
ken wollten. Dazu ist folgendes Die rechtsopportunistischen und 
zu sagen. inkssektiererischen Organisationen 
Das vietnamesische Volk erhält gehen von einer falschen Einschät- 
von der Sowjetunion eine beträcht- zung unserer Politik aus. Sie über- 
liche materielle Unterstützung. So- schen, daß der KB im Interesse der 
Arbeiterklasse notwendige Aktio- 
nen, gestützt auf seine eigenen Kräf- 
te, durchführen kann und wird. 
Gerade bei der Veranstaltung von 
Solidaritätsdemonstrationen halten 
wir jedoch ein breites Bündnis von 
Demokräten und Sozialisten für er- 
foderlich. Damit ein solches Ründ- 
nis zustandekommt, führen wir eine. 
ehrliche konstruktive Politik. Dies 
hat der KB bei früheren Anlässen. 
ebenso wie bei dieser Vietnamde- 
monstration unter Beweis gestellt 
Aus diesem Grunde werden sic 
Organisationen, für die Selbstdar- 
stellung wichtiger als Solidarnät und 
Sektierertum wichtiger als Massen- 
linie ist, unweigerlich sowohl vor 
den demokratischen und sozialisti- 
schen Bündnisorganisationen al 
auch vor den Massen entlarven und 
sich isolieren. 


Die Demonstration 


Getragen von einem Bündnis von 
8 Organisationen fand schließlich 
am 18. Mai eine Solidaritätsdemon- 
stration für den Kampf des vietna- 
mesischen Volkes mit ca. 1.200. 
Teilnehmern statt. 

Sie stand unter den Losungen: 
den Sieg im Volkskrieg! 

Für nationale Umabhängigkeit und 
Souveränität der Völker Indochinas! 
Sofortiger und bedingungsioser Ab- 
zug aller US-Truppen zus Indo- 
china! 

Sofortige Aufhebung der Blockade 
Nordvietnams! 

wietische Schiffe sind im Hafen von Sofortige Einstellung der Bomben- 


Haiphong von amerikanischen Bom- angriffe auf Indochinat 
benangriffen getroffen worden und Einheit der Völker im Kampf gegen 
durch die Vermimung der Seewege aukleare Erpressung! 

aktuell gefährdet. In dieser Situ- Kampf dem Bändais von US- und 


An und de) dee Aal zum BRD eremeEeeE 
Kamp! gegen di Sovjcunen a Es Le” er anämpeilitiche 
fuer zu wolen, none Pakz, Kampf der Vlkerer Bett 
Benenngtungf un der wendese 

ne u 


— Soeben erschienen! 


Als die 
Nacht 
verging 


eilt 


Der Roman umfaßt einen kurzen Zeitraum gegen Ende der „Stoh a 
Reaktion“, dieser schwersten und finstersten Zeit für das russische Proletz- 
riat, die auf die Revolution von 1905 folgte. Wie immer in Zeiten, in denen 
die Arbeiterklasse den härtesten Schlägen der Reaktion ausgesetzt ist, 
machen sich auch in ihren Reihen Tendenzen der Resignation und der 
Schwankungen geltend, für die besonders die bürgerlichen und kleinbür- 
gerlichen Elemente anfällig sind, die sich in Zeiten des Aufschwung auf 
die Seite der Arbeiterklasse gestellt haben. Der Kampf gegen die Liguide- 
toren und Menschewiki, der Wiederaufbau des weitgehend zerschlagenen 
Perteiapparates unter den schwierigsten Bedingungen der Illegalität, das. 
Wiedergewinnen der revolutionären Arbeiter durch die Bolschewiki, al 
das — und daher auch der Titel: „Als die Nacht verging” — wird in diesgen 
Roman eindringlich dargestellt. Wir geben diesen Roman sowohl wegen 
seines hohen politischen Niveaus heraus, als auch um der Lehren willen, | 
die aus ihm für die zukünftige Arbeit gezogen werden können. 
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In großen und vielen Demonstrationen, Kundgebungen und. 

anderen Veranstaltungen trat ein Teil der westdeutschen 

‚Arbeiterklasse dieses Jahr am 1. Mai für seine Forderungen 

ein. Hunderttausende von Arbeitern, Angestellten und 

forischrittlichen Menschen aus anderen Schichten hielten. 
der Kapitalistenklasse ihre Parolen entgegen. vielen 

Städten rief der DGB zu Demonstrationen und öffentlichen 

Kundgebungen auf: 

= 90.000 demonstrierten. in Dortmund in 2 gewaltigen 

Hier fand die zentrale Kundgebung des. DGB 

Es war zugleich die größte Demonstration am 

1. Mai in Westdeutschland, 

25.000 versammelten sich in München auf dem Königs- 
platz zu der anschließenden größten Demonstration 
seit Ende der SOer Jahre in dieser Stadt. Allein in Bayern 
führte der DGB rund 350 Veranstaltungen durch, die 
von zigtausend Arbeitern besucht wurden. So in Augs- 
burg, Nürnberg, Fürth, Würzburg, Regensburg, Nörd- 
Jingen und vielen anderen Städten. 

@ 14.000 demonstrierten in Bremen, 3,000 davon in 
Bremen-Nord, unter meist klassenkämpferischen Transpa- 
renten und roten Fahnen. 10,000 Arbeiter sangen in 
Mannheim nach einer mächtigen. Demonstration am 
Ende der Abschlußkundgebung die „Internationale“, 
das Kampflied der Arbeiterklasse. 8.000 Arbeiter führ- 
ten in Köln die größte Mai-Demonstration seit Kriegs- 
ende durch, 10.000 Kollegen demonstrierten in Braun- 
schweig, 

Neben diesen größten Demonstrationen der westdeutschen 

Arbeiter führte der DGB noch eine große Zahl von kleineren 

Demonstrationen durch. Allein in Hessen beteiligten sich 

ca. 100.000 Arbeiter an 120 Maiveranstaltungen des DGB, 

davon 3.000 an einer Demonstration in Frankfurt. Im 

Ruhrgebiet wurden, außer der zentralen Demonstration 

des DGB in Dortmund, noch viele weitere Demonstrationen 

durchgeführt, so u.a. in Essen mit 3.500 und in Oberhausen 
mit 3.000 Arbeitern. In Norddeutschland wurde — neben 
dengrößten Veranstaltungen in Bremen und Braunschweig — 
noch in vielen weiteren Städten demonstriert: u.a, in Han- 

.nover (4.000), Göttingen (2.500), Wilhelmshaven (2.500), 

Preetz (2.000), Bremerhaven (1.000) usw. 
in vielen Städten sind diesen Mal-Demonstrationen. 

heftige innergewerkschaftliche Kämpfe vorausgegangen. 

Vielfach wurden die DGB-Führer durch den „Druck der 

Basis" zu diesen für die Arbeiterbewegung «0 wichtigen 

Demonstrationen und Öffentlichen Kundgebungen gezwun- 

sen. Zu gefn hätten sich viele örtliche DGB-Führungen 

auch diesen 1, Mai wieder zu „Saalveranstaltungen mit ge- 

Indenen Glsten“ zurückgezogen. In einigen Städten gab cs 


heftige Auscinandersetzungen zwischen den Arbeitern und 
den DGB-Führern um die aufzustellenden Kampfparolen 
und die Inhalte der Reden (vgl. Bericht aus Göttingen). 

Überall versuchten die Gewerkschaftsführer die Demon- 
strationen der Arbeiter in soziaklemakratische Wahlver- 
anstaltungen umzufunktionieren. Sie versuchten damit die 
Forderungen der Kollegen — seien sie nun politisch oder 
wirtschaftlich — auf Bahnen umzuleiten, die die Kapita- 
listen nicht schmerzen. So wurde von den offiziellen 
Rednern auf DGB-Kundgebungen die „Reform- und Frie- 
denspolitik“ der SPD/FDP-Regierung in den Himmel ge- 
lobt. In den Reden dieser Sprecher — alles sogenannte 
„Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens“, tatsichlich 
hohe SPD-Politiker und Gewerkschaftsführer - erschienen. 
‚dann das arbeiterfeindliche BVG als ein Geschenk einer 
„Arbeiterregierung” an die Arbeiter und die „Neue Ost- 
Politik“ wurde dargestellt als Politik, die einzig und allein 
gemacht wurde, um den Arbeitern „Frieden und Aus- 
gleich mit dem Osten“ zu bescheren usw. Häufig hatten 
die Redner — Brandt, Schiller und Vetter z.B. in Dort- 
mund - bei den Arbeitern noch Erfolg, häufig kam 
ihre soziale Demagogie aber nicht mehr an und sie ernte- 
ten Pfeifkonzerte und Buhrufe, 


Leider weigerten sich auch dieses Jahr wieder die 
DGB-Führungen in wichtigen IndustrieStädten zu De- 
monstrationen aufzurufen. Stattdessen führten sie geschlos- 
sene Saalveranstaltungen mit geladenen Gewerkschafts- 
funktionären und „Persönlichkeiten des öffentlichen Le- 
bens“ durch. Die "Arbeiter sollten ausgesperrt bleiben. 
In dieser Situation haben sich kommunistische und fort- 
schrittliche Gruppen und Organisationen vielfach ent- 
schlossen, zu gewerkschafts-oppositionellen Demonstratio- 
nen aufzurufen. Naturgemäß sind solche Demonstrationen. 
2.T. wesentlich kleiner, als offizielle DGB-Demonstrationen.. 
Dies zeigt den noch immer bestehenden Einfluß der rc- 
aktionären DGB-Führung in der Arbeiterklasse. Dennoch 
ab es auch hier&eachtliche Demonstrationen. 

® In Westberlin demonstrierten über 30.000 Menschen 
auf einer-Demonstration, die von SEW und einer Reihe 
'kommunistischer und sozialistischer Gruppen durchgeführt 
wurde. Es ist dies die größte Demonstration der Westber- 
iner Linken seit vielen Jahren. Die DGB-Führer feierten 
derweil im Saal, 

® In Hamburg folgten 4.000 Demonstranten dem Mai- 
Aufruf des KB und fast 3.500 Demonstranten dem Auf- 
ruf eines „Aktionszentrums“ (vgl. Bericht). 

® Kleinere gewerkschafts-oppositionelle Demonstrationen 
und Kundgebungen wurden noch durchgeführt in Frei- 
burg vom BKA mit 700 Menschen, in Kiel von der „Roten 
Garde“ mit 1.000, in Wolfsburg vom KB mit ca, 300 und 
in Flensburg vom KB mit ca. 250 Personen, In Rüssels- 
heim riefen sozialistische Ausländergruppen zu einer De- 
monstrationen auf. 

Insgesamt gingen an diesem 1. Mai sehr viel mehr Men- 
schen auf die Straße als noch im letzten Jahr. Der Druck 
der Arbeiter auf die DGB-Führungen hat sich gesteigert. 
Den DGB-Führern ist es schwerer gefallen, die Arbeiter 
mit Saalveranstaltungen an der Nase herumzufähren, Die 
Kritik der Arbeiter an den Reden und Ausführungen der 
DGB-Führer ist deutlicher und lauter geworden. 


Hamburg 


In diesen Demonstrationen dräckt sich eine erhöhte 
Bereitschaft für politisches Engagement bei vielen Arbei- 
tern aus. Die aktuelle Regierungskrise in Bonn schaffte 
darüberhinaus bei vielen Kollegen erhöhte politische Auf- 
merksamkeit und auch Mobilität 

Darin schen nun verschiedene Gruppen einen „macht- 
vollen Aufschwung der Arbeiterbewegung und kommu- 
mistischen Bewegung in Westdeutschland“ und einen,ge- 
waltigen Schritt zur Einheit (der Arbeiter) gegen die um- 
fassenden Angriffe des Monopolkapitals“, (KAZ München, 
Nr. 23 der Arbeiter-Basis-Gruppen) Der KB-Bremen meinte 
gar in völliger Überschätzung seines Einflusses in der 
Bremer Arbeiterschaft: „Die Massen am 1. Mai folgten 
mehrheitlich den Aufrufen und Losungen des KBB”, 
während die „große Zahl (der 14.000 Bremer Demon- 
stranten) ... . nicht durch die Aktivität des DGB zustande 
gekommen“ war. (vgl. „Wahrheit“ Nr. 4 des KBB) 

Derartige Jubelberichte, die zudem den Einfluß der re- 
aktionären DGB-Führungen in der Arbeiterklasse völlig 
falsch einschätzen, dienen niemandem und trüben nur den 
Blick für die Realitäten des Klassenkampfes in West- 
deutschland. 

Esdarf nicht übersehen werden, daß es bisher nur ein ver- 
Bleichsweise kleiner Teil der westdeutschen Arbeiterklasse 
war, der dieses Jahr am 1. Mai auf die Straße ging Es darf 
auch nicht übersehen werden, daß es den Gewerkschafts- 
führern zumeist noch gelungen ist, Parolen und Inhalte der 
Reden allein und im Sinne der „Sozialpartnerschaft“ mit 
‚den Kapitalisten zu bestimmen. Darüber kann auch nicht 
hinwegtäuschen, daß Örtliche kommunistische und soziali- 
stische Gruppen bemüht waren, den Demonstrationen einen 
möglichst klassenkämpferischen Ausdruck zu verleihen. Zu- 
meist blieben diese Gruppen aber eine Minderheit inner- 
halb der Demonstrationszüge. Nur selten solidarisierten 
sich sehr große Teile der demonstrierenden Arbeiter mit 
den Parolen der Kommunisten und Sozialisten, auch wenn 
hier teilweise beachtliche Erfolge erzielt werden konnten. 

Sektiererisches und teilweise auch einfach kindisches 
Auftreten einiger „kommunistischer” Gruppen auf diesen. 
Demonstrationen erschwerten zudem eine Solidarisierung 
der Arbeiter mit. klassenkämpferischen Forderungen. So 
glaubten offensichtlich einige super-,linke“ Schreihälse 
auf der Abschlußkundgebung in Göttingen, die DGB- 
Führer am besten „entlarven“ zu können, wenn sie ihnen, 
nur ordentlich laut und oft genug ihr „Wer hat uns verraten? 
Sozialdemokraten!” entgegenschleuderten. Daß damit keine 
Solidarisierung unter den Arbeitern erreicht werden kann, 
sondern eher genau das Gegenteil, begt auf der Hand. 

Auch in diesem Jahr haben wieder einige super-Anke” 
Spalter-Gruppen zu eigenen Demonstrationen aufgerufen, 
allen voran die verschiedenen „KPD/ML's und die selbst- 
ernannte „KPD“ aus Westberlin. Diese Gruppen bemühten 
sich weder um eine Aktionseinheit mit anderen Gruppen, 
noch beteiligten sie sich — dort wo sie es gekonnt hätten — 
an den Demonstrationen des DGB. Weit davon entfernt 
sich mit den breiten Massen der Arbeiter zussmmenzutun 
und diesen zu helfen, die kapitalhörigen Gewerkschafts- 
führer zu entlarven, führten sie ihre eigenen Min-Um- 
Züge nach dem Motto „klein aber mein“ durch, 

Der Einfluß der Super-„Linken“ ist allerdings gegenüber 
letztem Jahr stark gesunken, 


4000 Menschen folgten dem Aufruf des KB 


Bericht des KB/Gruppe Hamburg 


Nachdem klar wurde, daß die Ham- 
burger DGB-Führer auch dieses Jahr 
wieder „im Saal feiern” würden, 
statt. zu Demonstration und öffent- 
!icher Kundgebung am 1. Mai auf- 
zurufen, unternahm der KB initia- 
tiv Anstrengungen, um eine. ein- 
heitliche _gewerkschafts-oppositio- 
nelle Mai-Demonstration durchzu- 
führen. 

An alle politisch links stehenden 
Organisationen und Gruppen in 
Hamburg, wie auch an die Ver- 
trauenskörper und Betriebsräte der 
wichtigsten Hamburger Betriebe 
wurden schriftlich Aufforderungen 
geschickt, sich über eine einheit- 
liche Mai-Demonstration zu ver- 
ständigen. Es sollte ein Aktions- 
bündnis aller fortschrittlichen Kräfte 
angestrengt werden. Die Resonanz 
unserer Bemühungen war sehr ge- 
ring. Statt dessen riefen später einige 
Gruppen und Organisationen zu 

‚eigenen” Mai-Demonstrationen auf 
und ignorierten damit die Bemühun- 
‚gen des KB um einheitliches Vor- 
‚gehen aller derjenigen Kräfte, die 
‚den 1. Mai als Kampftag der Arbei 
torklasse durch öffentliche Demon- 
stration zum Ausdruck bringen 
wollten. So gab es in Hamburg 2 
Demonstrationen, genau genommen 
sogar 5. 


men. 
Bis auf 


Die größte Demonstration war 
die des KB und seiner Bündnisorge- 
nisationen. ‚Seinem Aufruf folgten 
insgesamt ca. 4.000 Menschen zum 
„Platz der Republik” in Altona. 
Unter der zentralen Parol 
die Angriffe der Kapitalistenklas 

ie einheitliche Kampffront 
der Arbeiterklasse” marschierte der 
Zug ca. 2. Stunden durch die Ar- 
beiterviertel Altona und Eimsbüttel 
zur Abschlußkundgebung, an der 
noch über 3.000 Menschen teilnah- 


„Sozialistische Stu- 
dentengruppe”, die sich der Demon- 
ration im eigenen Block und mit 
genen Parolen anschloß (Haupt. 
st0ß gegen die SPD , gegen die ‚Ost- 
verträge' usw.), marschierten die De- 
monstranten unter den Parolen, wie 
sie in der MaiPlattform des KB 
(vergl. AK. 17) dargelegt wurden. 

Auf der Antangskundgebung auf 
dem „Platz der Republik” knüpfte 
‚der Sprecher des KB noch einmal an 
die Erfahrungen an, die die Kollegen 
in den letzten Tagen anläßlich des 
Regierungssturzes durch CDU/CSU 
‚9emacht haben. Er berichtete von 
der spontan entstandenen Kampf- 
bereitschaft der Arbeiter in Ham- 
burg und anderswo gegen die Ma- 
chenschaften der westdeutschen 
Parlamentarier. Die dahinterstehen- 
de Taktik der Kapitalistenklasse 


mache deutlich, worauf es diesen. 
Herrschaften in nächster Zeit an- 
kommt; Durch Regierungsübernah- 
me der offen reaktionären CDU/ 
CSU soll ein wesentlich schärferer 
Kurs gegen die Arbeiterklasse ein- 
‚geschlagen werden. Soll der schon 
im letzten Jahr eingeleitete reale 
Lohnabbau noch zügiger durchge- 
setzt werden. Sollen kommunisti- 
sche und sozialistische Organisatio- 
nen der Arbeiterklasse möglichst s0- 
fort verboten werden. Sollen Rund- 
funk und Fernsehen endgültig auf 
CSU/Löwenthal-Linie gleichgeschal- 
tet werden. Sollen die Reste inner- 
gewerkschaftlicher Demokratie 
‚Srzlich abgebaut werden und mit. 
ihnen möglichst auch gleich das 
Streikrecht und die gewerkschaft- 
liche: Vertrauensieute-Organisierung 
im Betrieb. Soll jede linke Kritik 
— einschließlich der liberalen — am 
der kapitalistischen Ausbeuterherr- 
schaft möglichst vollkommen. zer- 
schmettert werden. 

Insbesondere machte der Redner 
darauf aufmerkdam, daß dieser Ver- 
such der offenen Resktionäre die 
Regierungsgewalt zu übernehmen, 
nicht der letzte sein wird. Er wies 
uf die von den Kollegen gemachte 
Erfahrung hin, daß SPD- und DGB- 
Führer sich derartigen Versuchen 
keineswegs konsequent widersetzen 
würden, sondern im Gegenteil, fire 


„Gegen 


Hauptaufgabe offensichtlich darin 


ten von Regierung und Opposition 
‚auch das Spiel mit verteilten Rollen. 
Zwischen CDU/CSU und SPD/DGB- 
Führern klar hervor. Dies mache, 
deutlich, daß alle diese Herrschaf- 
ten letztlich bestimmte — wenn auch 
nicht dieseiben — Funktionen für 
die Kapitalisten gegen die Arbeiter- 


interessen erfüllen: Während CDU/ 
CSU im Auftrag der Kapitalisten 
einen schärferen Kurs gegen die 
‚Arbeiter ‘vorbereiten und durchaet- 
zen wollen, beschwichtigten SPD- 
und DGB-Führer — ebenfalls im 
Interesse der Kapitalisten — die Ar- 
beiter: Sie sollen um Himmels Wil 
en ruhig bleiben und alles geduldig 
hinnehmen. Das aber kann die Ar- 
beiterklasse nicht akzeptieren. Sie 
muß und wird ihre Interessen gegen 
die offenen Reaktionäre yom Schia- 
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— Göttingen. 


Beachtlicher Erfolg 
der Gewerkschafts- 


Bericht der AGL 


Fast 2.000. Menschen demon- 
strierten mit roten Fahnen und z.T. 
klassenkämpferischen Parolen und 
Transparenten durch die Stadt zum 
Marktplatz. Hier fand die Abschluß- 


opposition 
=) 


kundgebung des DGB statt. 

Der geschäftsführende Vorsitzen- 
de des Göttinger DGB, Siegfried 
Krüger, hielt. die Rede, in der er 
unter starken Protesten der De- 


Zensurversuche 
gescheitert 


Bericht ‚des KB/Gruppe Bremer- 
haven 


In Bremerhaven war die DGB- 
Führung bemüht, den 1. Mai als 
Kampftag der Arbeiterklasse abzu- 
bauen. Nach den für Bremerhavener 
Verhältnisse‘ recht starken Demon- 
strationen in den letzten Jahren 
war ein Rückzug zu einer Saalver- 
anstaltung für die DGB-Führer aller- 
dings zu gewagt. Hatten doch erst 
wenige Tage zuvor 3.500 Werftar- 
beiter anläßlich der Bonner Re- 
rungskrise mit spontanen Streiks. 
und Demonstration zum Theodor- 
Heuss-Platz ihre Kampfentschlossen- 
heit gezeigt. 

Nach dem Willen dieser Gewerk- 
schaftsführer wurde dann statt am 
1.Mai am 30, April demonstriert. So 
hofften die Gewerkschaftstührer 
daß nur sehr wenige Kollegen kom- 
men würden und sie damit das ihnen 
willkommene „Argument“ hätten, 
daß nur noch wenig Interesse an 

‚gewerkschaftlichen Mai-Um: 


Bremerhaven 


bei den Arbeitern bestehen würde. 

Um dieses Konzept zu durch- 
kreuzen, rief der KB-zu möglichst 
breiter Beteiligung an der Demon- 
stration auf. Es betäligten sich dann 
auch über Tausend Kollegen. Die 
Gewerkschaftsführer waren bemüht, 
solche Schilder und Transparente, 
die ihnen nicht in ihr. klassenver- 
söhnerisches „Für eine bessere 
Welt”-Konzept paßten aus der De- 
monstration  herauszuhälten. So 
meinte z.B. der 2, DGB-Kreiwor- 
sitzende Oethen (SPD) zu dem 
Transparent „Gegen die Angriffe 
der Kapitalistenklassenkasse — die 
einheitliche Kampffront der Arbei- 
terklasse", daß er „ja parteipoli- 
tisch dagegen” sei. Der Versuch 
dieses und andere ihm unangeneh- 
me Transparente zu verbieten miß- 
lang. allerdings, da aufmerksame 
Kollegen die Zensurversuche beob- 
achteteh und keinerlei Verständnis 
für derartige Maßnahmen hatten. 
Oethen mußte wegen des Wider. 
standes vieler fortschrittlicher Kolle- 


N __ 
Frankfurt: 3.000 folgten dem Aufruf des DGB. 


monstranten sich bemähte, Wer- 


bung für die SPD und die sazial- 


liberale Regierung zu machen. Im- 
mer wieder wurde er von Sprech- 
hören unterbrochen, wie etwa: 
ampf dem KPD-Verbot — Kampf, 
dem Berufsverbot.” Es gelang den 
Göttinger DGB-Führern nicht, De- 
monstration und Kundgebung zu 
einer sozialdemokratischen Wahl- 
veranstaltung zu machen. 

Vorbereitet wurde der 1. Mai 
in Göttingen durch einen Mai-Aus- 
schuß, dem je ein Vertreter der Ein- 
zeigewerkschaften und. Personen- 
gruppen des DGB angehörten. 

Dieser Mai-Ausschuß bestimmte 
die Redner (keine sog. „Prominen- 
ten“, sondern 2 Kollegen aus dem 
Betrieb, ein Jugendlicher und ein 
älterer Kollege), legte die inhalt. 
liche Linie der Reden fest und ver- 
abschiedete einen Parolen-Katalog 
für die Demonstration. 

Die 4 Hauptparolen waren: 

— Für die Einheit der Arbeiter- 
klasse und aller Werktätigen 

— Gegen die Abwälzung der Krise 
auf den Rücken der Arbeiterklasse 
durch politische Entrechtung und 
verschärfte Ausbeutung 

— Vereinigung der internationalen 
‚Arbeiterklasse mit den kämpfenden 
Völkern gegen den Imperialismus 
— Gegen alle Spaltungsversuche — 
‚Arbeiterjugend ist Teil der Arbeiter. 
klasse. 

Die Vorstellungen der Kollegen 
im Mai-Ausschuß mußten gegen den. 
entschiedenen Widerstand des DGB- 
Kreisvorstandes durchgesetzt wer- 


den. Als dieser seine Felle davon- 
schwimmen sah, sollte eine Kreis- 
delegiertenkonferenz einberufen 
werden, die endgültig über Parolen, 
Reden usw. entscheiden sollte. 

Hier sollte nach den Vorstellun- 
gen der DGB-Führer durchgesetzt 
werden, daß zB. „für Ratifizierung 
der Ostverträge" in den Mineipunkt 
der Parolen gesetzt wird und in den 
Reden die SPD als ‚Friedenskraft‘ 
und ‚konsequente Arbeiterpart 
beweihräuchert wird. 

Der Kreisvorstand. ‚erhielt aller 
dings auf dieser Deiegierten-Ver- 
sammlung eine Schlappe: Trotz eif- 
iger Bemühungen der ‚linientreu- 
en SPD- und DKP-Mitglieder 
stimmte die Mehrheit der Deiegier- 
ten den Vorstellungen des fort- 
schrittlichen Mai-Ausschusses zu 
In dieser Situation warf Kreisvor 
sitzender S. Krüger die gewerk- 
‚schaftliche Demokratie - vollends 
über Bord, Er griff in die Diskussion 
der Delegierten ein, indem er darauf 
hinwies, daß die „endgältige Ent. 
scheidungen. allein der Kreisvor- 
stand trifft" und „daß diese Ver. 
sammlung keine Entscheidungbe- 
fugnisse” hätte. So also sollte der 
Hase laufen. 

Der Kreisvorstand verstummelte, 
dann die vom Mai-Ausschuß verab- 
schiedeten Parolen. Begriffe wie 
„Arbeiterklasse”, — „sozialistisch” 
Verschwanden ganz. Parolen wie 
„Kampf dem KPD-Verbot — Kampf 
Berufsverbot” wurden gestrichen. 
Auf diese Weise versuchte der Kreis- 
vorstand seine  klassenversöhnleri- 


sche Linie durchzusetzen. Um sein 
Gesicht aber einigermaßen zu wah- 
ren, mußte der Kreisvorstand auch 
einige fortschrittliche und klassen- 
bewußte Parolen stehen lassen. 
ZB.: „Raus aus der konzerterten 
Aktion — weg mit Lohrleitlinien”, 
„Gegen den Abbau demokratischer 
Rechte“ und „Für freie gewerk- 
schaftliche und politische Betäti- 
gung in Betrieb, Behörde, Schule 
und Hochschule." 

Das vom MaiAusschuß. verab- 
schiedete Parolen-Paket war so gut, 
daß es auch nach der politischen 
Kastration durch den Kreisvorstand 
noch wichtige Forderungen der Ar- 
eiterklasse zum Ausdruck brachte. 

S. Krüger versuchte zwar in sek: 
iner Mai-Rede auf die fortschritt- 
lichen Kampfparolen möglichst we- 
nig einzugehen, aber immerhin ha- 
ben die gewerkschaftsoppositionel- 
len Kräfte einen beachtlichen Sieg 
über die rückschrittlichen und klas- 
serversöhnterischen DGB-Führer er- 
rungen. Daran konnte auch nichts 
ändern, daß die DKP-er sich eifrig 
bemühten, den Kreisrorstand in je- 
der Situation zu unterstützen. Als 
der Kreimorstand dann noch die 
Jugendvertreter-Rede völlig verän- 
derte, alle entscheidenden. polit- 
schen Sıellen strich, verweigerte der 
Sprecher, diese Rede zu halten. 
Statt dessen mußte Krüger die von 
ihm zusammengestrichene Rede 
selbst vorlesen, was ihm auf der 
Mai-Kundgebung ein ohrenbetäu- 
bendes Pfeifkonzert und Buh-Rufe 
einbrachte 


Mai-Demonstration in Bremerhaven bürgerliche Presse wettert. über „linksradikale Parolen“ 


gen aufgeben. Dafür wetterte später 
die lokale bürgerliche Presse über 
in der Mai- 


inksextreme Parolen” 
Demonstration. 


Auf der Kundgebung versuchten 
die DGB-Sprecher erwartungsgemäß. 
ihren sozialdemokratischen Schmuß 
an den Mann zu bringen. Sie lobten 

avG, 
schwatzten davon, daß es keine Aus- 
beutung mehr gäbe und forderten 

dazu 
auf, „politische Maßnahmen” gegen 


das arbeiterfeindliche, 


schließlich gar die Regierur 


Frankfurt —— 
Bericht des K8/Gruppe Frankfurt 


Rund 3.000 Menschen — dreimal 
20 viel wie letztes Jahr — demon- 
strierten in Frankfurt am 1. Mai vom 
Opernplatz zur gewerkschaftlichen 
Abschlußkundgebung vor dem DGB- 
Haus. Der Demonstrationszug war 
weitgehend geprägt durch die Fah- 


die Kapitzlisten zu ergreifen, um 
diese von Preistreiberei und ständi- 
gen Profiterhöhungen abzuhalten. 
Auch auf den versuchten Regie- 
rungssturz wurde eingegangen. So 
ihrte DGB-Redner Lembke aus: 
„Die Herren, die Hitler die Steig- 
bügel hielten, unterstitzen die Be- 
strebungen, die sariakübersie Re’ 
gierung zu stürzen!” Soweit gut und 
richtig. Aber wer micht mehr dazu 
Zu sagen hat, führt nicht den Kampf 
gegen die Kapitalistenklasse, sondern 


nen und Transpareme der verschie 
denen sozialistischen und kommu- 
nistischen Gruppen und Organisati- 
onen. Sehr starke Blocks büdeten 
auch die ausländischen Arbeiter, vor 
alle Griechen, Türken und Spanier. 
Die türkischen und spanischen Ar- 
beiter bekannten sich. eindeutig 
zum Kommunismus und führten 
entsprechende Parolen und Trans 


verschleiert letzten Endes den Kern 
der Sache: Ebensowenig wie die 
Hintermänner von Barzei und Strauß 
waren Hitiers Steigbigelhalter ir- 
gendweiche unbeiehrbaren Reaktio- 
näre, sondern hinter Strauß und Bar- 
zei steht die Kapitalistenklasse, wie 
sie auch seinerzeit: hinter Hitler 
stand. Und der Gegner der Kapita- 
listenklasse ist nicht die saziaki- 
beraie Regierung, sondern die Ar- 
beiterkizsse. 


Aktionsbündnis der Linken 
fiel ins Wasser 


parente mit. DGS-Funktionäre und 
DKP-Anhänger demonsiriersen vor 
alem „für die Ratifizierung der 
Ostreruäge” 

Der Vorsitzende des hemischen 
DGB-Landesbezirks Armin Claus, 
hielt das Hauptreferzt auf der Ab- 
schlußkundgebung. Wie in der bür- 
gerlichen Presse angekündigt, suund 
die angebliche Friedenpolitk der 
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Größte Mai-Kundgebung 
seit Kriegsende 


‚Auf den beiden vom DGB ver- 
anstalteten Mai-Demonstrationen 
marschierten insgesamt ca. 15.000 
Personen, 12.000 durch die Innen- 
stadt, 3.000 in Bremen-Nord, Das 
Bild der Demonstrationen und der 
äbschließenden Kundgebung war ge- 
prägt von roten Fahnen und klas- 
senkämpferischen Parolen: „Gegen 
ie Angriffe der Kapitalistenklasse — 
inheitliche Kampffront der Ar- 


— „Weg mit der Frie- 
denspflicht für Betriebsräte” usw, 

Die Bremer DGB-Führer hatten 
zuvor alles unternommen, um ei- 
ner Mai-Demonstration den klassen- 
kämpferischen Ausdruck zu rauben. 
Ihnen lag die Mai-Kundgebung vom 
letzten Jahr noch schwer im Magen: 
10.000 Kollegen zwangen damals 
durch Rufen von klassenkämpferi 
schen Parolen den sozialdemokra- 
tischen Minister Ehmke zum Ab- 
bruch seiner Rede, Unter diesem 
Eindruck sprach sich der I@M- 
Ortsvorstand überhaupt gegen eine 
‚öffentliche Kundgebung aus. Statt 
dessen schlug er eine Saalveranst 
tung vor, .die man besser im Griff 


Mai-Demonstration des 
_ KB iin Wolfsburg 


. — 


300 Kollegen schließen. sich 


Bericht des KB Wolfsburg 


Demonstration und Kundgebung 
unter freiem Himmel aufzurufen. 
Stattdessen gab es Saalveranstal- 


soziak-liberalen 
deren „Reform-Poli 
punkt seiner Ausführungen, die im- 
mer wieder von starken Mißfallens- 
bekundungen der Demonstranten 
unterbrochen wurden. Selbst die 
bürgerliche Presse mußte zugeben: 
„Armin Clauss mußte sehr laut 
reden, um seine bessere Welt unter 
die Leute zu bringen.” (FR. v. 2.5.) 

Verschiedene sozialistische und 
kommunistische Gruppen — u.a. 
auch der KB — bemühten sich in 
Vorbereitung auf den 1. Mai um 
eine Aktionseinheit aller sozialist 
schen Kräfte in Frankfurt. Ziel da- 
bei sollte nach Möglichkeit. sein, 


Bremen 


behalten könnte, Der IGM-Ortsvor- 
stand wurde allerdings von den Vor- 
ständen der anderen Gewerkschaf. 
tan überstimmt. 

Danach beschlossen die Bremer 
OGB-Führer verschiedene Maßnah- 
men; die ihnen geeignet erschienen, 
die Mai-Kundgebung zu einer soz; 
‚demokratischen Wahlveranstaltung 
umzufunktionieren. 

Es wurde beschlossen, daß alle 
in der Demonstration mitgeführten 
Transparente vorher zu genehmigen 
seien. Diese Maßnahme brachte al 
lerdings nichts: die fortschrittlichen 
Kollegen und die Kommunisten 
setzten sich über diese Anordnung 
hinweg. Sie erschienen auf der De- 
monstration mit. solchen Parolen. 
und Transparenten, die die For- 
derungen der Arbeiterklasse zum 
‚Ausdruck brachten. Darüberhinaus 
konnten in gewerkschaftlichen Gre- 
mien und Vertrauenskörpern vorher 
verschiedene korrekte Parolen, die 
der sozialdemokratischen Konzep- 
tion („Bildung und Mitbestimmung 
verändern die Welt“) direkt ins Ge- 
sicht schlugen. Auf der Demonstra- 
tion selbst sammelten sich die Kol 


der Mai-Demonstration des KB an 


tungen im Gewerkschaftshaus. So 
auch in diesem Jahr wieder. 1000 
Kollegen kamen, fast die Hälfte 
bekam keinen Rlatz im Saal. Der 
Hauptredner der Saalveranstaltung 
Steffen (SPD) gab sich sehr wort. 
radikal, vermied es aber, die kon- 


sich unter gleichen Parolen in ei 
nem einheitlichen Block an der De- 
monstration zu beteiligen. Dieses 
Vorhaben scheiterte allerdings. Zu 
unterschiedlich waren die politi- 
schen Vorstellungen der verschie- 
‚denen Gruppen. Manchen Gruppen 
war nicht einmal klar, was Sinn und 
Zweck einer Demonstration am 1. 
Mai überhaupt sei. Andere Gruppen 
stiegen aus den Bündnisgesprächen. 
mit so dürftigen Erklärungen aus, 
daß sie „gegenwärtig (ihre) ‚Aufga- 
ben nicht klarlegen könnten und 
auch nicht bestimmen könnten, was 
die Arbeiterinteressen seien und da- 
her auch keine Mai-Forderungen 


legen dann hauptsächlich hinter den 
klassenkämfperischen Parolen, so- 
daß die DGB-Führer weitgehend iso- 
iert waren, 

Eine weitere Anordnung der 
Bremer DGB-Führer verbot. allen 
nicht-DGB-Mitgliedern die Teilnah- 
me an Demonstration und Kundge- 
bung. Dagegen setzte der KB-Bre- 
men seinen Aufruf an alle aktiven 
Gewerkschafter, möglichst viele un- 
organisierte Kollegen zur Demon- 
stration mitzubringen, um sie so an 
den organisierten Kampf ihrer Klas- 
se heranzuführen. 

Die DGB-Führer verabredeten 
mit der Polizei direkte Zusammen- 
arbeit, umihre Anordnungen durch- 
zusetzen. Vergebens. Die Mehrheit 
der Kollegen stand gegen diese Maß- 
nahme der DGB-Führer, sodaß diese 
machtlos waren. 

Zum Abschluß der Kundgebung 
sangen Tausende von Kollegen ohne 
Unterstützung durch Lautsprecher 
die „Internationale“, das interna- 
tionale Kampflied der Arbeiterbe- 
wegung. (Nach „Wahrheit“ Nr. 4— 
Organ des KBB) 


kreten Aufgaben der nächsten Zei 
auch nur zu erwähnen, 

Der KB und seine Bündnisorge- 
Iisationen bemühten sch st langem 
auf den DGB-Kreisvorstand einzu- 
wirken, damit dieser zu einer ge- 
werkschaftlichen Mai-Demonstra- 
tion aufrufe. Vergeblich. Als die 
grundsätzliche Ablehnung des DGB- 
Kreisvorstandes klar war, propagier- 
te der KB eine Demonstration im 
Anschluß an die Saalveranstaltung 
300 Kollegen, darunter viele italier 
sche Arbeiter, schlossen sich dieser 
Demonstration an. Diese, ausschließ- 
lich von Kommunisten organisierte 
Demonstration ist für Wolfsburger 
Verhältnisse ein beachtlicher Er- 
tok. 

Insbesondere der immer wieder- 
kehrende Sprechchor „gegen Barzel, 
gegen Strauß jagt sie au dem Bun“ 
Geshaus”, brachte die am Rande 
der Demönstration stehenden DKP- 
Führer in arge Bedrängnis. Hatten 
ve doch biher Ihrem Anhang 
(hauptsächlich Schüler) immer wie- 
der vorgelogen, der KB unterstütze 
die CDU. So waren die DKP- 
Führer jetzt eifrig damit beschäf 
gt, ihre Schüler von einer Be- 
teüigung an der MaiDemonstra- 
tion abzuhalten. 

Der KB hat schon lange zuvor 
der DKP Angebote gemacht ‚für 
eine gemeinsame Planung und 
Durchführung einer Mai-Demonstra- 
tion, worauf die DKP-Führer aber 
überhaupt nicht eingingen. So ha 
tan sie sich selbst isoliert. 


aufstellen” könnten. (KSV/FFM) 
Neben der DGB-Demonstration 
‚gab es noch 2 weitere Demonstra- 
tionen in Frankfurt. Eine davon am 
30. April mit ca. 4-500 Beteiligten. 
Sie wurde als „Jugenddemonstra- 
tion’“ ausgerufen und von 3 trotz- 
kistischen Gruppen organisiert. Ei- 
ne 3. Demonstration wurde von 
verschiedenen „KPD/MLS" durch- 
geführt. Die Veranstalter dieser Spal- 
terdemonstration rechneten. zwar. 
mit 700 Personen. Es kamen aus 
Frankfurt aber nur ca. 150 und aus 
Marburg und Gießen weitere 100. 


Korrespondentenbericht 
‚Rund 10.000 Kollegen versam- 
melten sich am 1. Mai zur gewerk- 
schaftlichen Abschlußkundgebung 
auf dem Marktplatz in Mannheim. 
Die Teilnehmer dieser Kundgebung 
marschierten zuvor in 2 verschie- 
denen Demonstrationen dorthin: 


Ca. 5.000 Kollegen marschierten. 
mit roten Fahnen und z.T. klassen 
kämpferischen Parolen auf Schildern 
und Transparenten vom Mesgplatz 
ab. Dort versammelten sich zuvor 
viele Kollegen und warteten auf den 
Zug der MWM-Kollegen (Motoren- 
werke Mannheim). Diese trafen in 
einem geschlossenen Zug — vormweg 
eine. betriebseigene Blaskapelle — 
auf dem Messplatz ein. Die dort 
wartenden Kollegen reihten sich in 
den Zug ein. Ein Block von ca. 
150 demokratischen und sozialist 
schen Studenten aus Heidelberg 
(Mitglieder und Sympathisanten der 
KG-NRF) schloß sich ebenfalls dem 
Zug mit eigenen Parolen an. 

Ein zweiter Demonstrationzug, 
der von der Gewerkschaftsjugend 
organisiert wurde, zog mit ca. 2.000 
Kollegen vom Wasserturm zum 
Marktplatz, Eineca. 30 Mann starke 
Gruppe von Mitgliedern und Symps- 
(hisanten des KAB/ML demonstrier- 
te hier mit. 


Mannheim 


10.000 Kollegen sangen 
die "Internationale” 


mit dem Friedensnobelpreis” 
es Glück für das deutsche Volk“ 
gebracht hätte. Da wurde das arbei 
terteindliche BVG als „großer Fort. 
schritt” gepriesen usw. usf. Immer 
wieder wurden die Reden dieser 
beiden Herren von Pfiffen und Buh-' 
Rufen unterbrochen. 


% z 


Für die Gewerkschaftsjugend] 
sprach Kollegin Elisabeth Brück, 
Ihre Rede erhielt viel Beifall, Sie, 
betonte den Charakter des 1. Mai 
als. internationalen Kampftag. der 
‚Arbeiterklasse und sprach sich gegen. 
die vielerorts von den Gewerkschafts- 
führern durchgeführten Sastreran- 
staltungen aus. Sie betonte den 
notwendig gemeinsamen Kampf von 
‚Arbeitern, Angestellten und Lehr. 
lingen für ihre Lebensrechte und 

iierte das _ arbeiterfeindliche 
BVG. Sie sprach sich gegen die von 
den Kapitalisten intensivierte Wehr- 
Propaganda an unseren Schulen aus 
und. protestierte im Namen der 
Mannheimer Gewerkschaftsjugend 
‚gegen das Berufsverbot von Demo- 
kraten und Kommunisten im öffene- 
lichen Dienst. Sie forderte „Kampf 
gegen Friedens und Schweige- 
Pflicht“ für Betriebsräte und Ju- 
gendsprecher und wies auf die Not- 
wendigkeit von gemeinsamen Tarif- 
verhandlungen von jugendlichen und 


„und Kundgebung zm 1. Mai 


Die Mannheimer Gewerkschafts- 
führer hofften, durch die Organi- 
sierung dieses besonderen Zuges der 
Gewerkschaftsjugend, rote Fahnen 
und klassenkämpferische Parolen 
aus dem Hauptzug heraushalten zu 
können. 

Erwartungsgemäß versuchten die 
beiden Redner des DGB, Jäger 
(Mannheimer DGB-Vorsitzender) 
und Hauenschild (1. Vorsitzender 
der IG-Chemie), ihren klassenwer- 
söhnierischen Plunder an den Mann 
zu bringen. So wurde die Brandt- 
Scheel-Regierung zus vollem Hals. 
gelobt. So wurde behauptet, daß 
Brandt wegen seiner „Auszeichnung 


älteren Kollegen hin. Für diese ünd 
andere klassenbewußte Forderun- 
gen, erhielt Kollegin Brück immer 
wieder den stürmischen Beifall der 
10.000 Kollegen auf dem Markt- 


lied der Kommunisten und aller 
kiamenbewußten Arbeiter erhoben 
sich viele Tausend Fäuste. Die so- 
zialdemokratischen Festredner zo- 
‚gen sich verschreckt zurück. 
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Bericht des KB / Gruppe Flensburg 

Die Flensburger DGB-Führung 
war auch dieses Jahr wieder nicht 
bereit, eine Demonstration und öf- 
fentliche Kundgebung zu organi 
ron, Statt dessen organisierte sie 
ien „Tanz in dan Mai“ am 30. 
April, 

Die Begründung des DGB-Kreis- 
vorstandes war die übliche: in der 
‚Arbeiterschaft herrsche keine Be- 
reitschaft für Kampfmaßnahmen 
mehr. Die Flensburger Arbeiter, 
allen voran die. Werftarbeiter der 
FSG/FWN, haben diese Behauptung 
nur‘ wenige Tage vor dem 1, Mai 
Lügen gestraft; Angesichts des dro- 
henden Regierungswechsels in Bonn 
legten 1.200 Kollegen der Fiens 
burger Werft für 1 Stunde die Ar- 
beit. nieder, Bei NOPI streikten 
die Kollegen 10 Minuten, Die Ver- 
trauenskörper von FSG/FWN, Di 
#oss und Anthon & Söhne verein- 
arten eine gemeinsame Demon- 
stration aller Kollegen für den Fall 
einer Regierungabernahme durch 
die offen reaktionäre ‚CDU/CSU. 

Anfänglich genehmigte der Kreis- 
vorstand des DGB dem KJA (Kreis- 
Jugendvorstand) die Durchführung 
einer Demonstration und Kundge- 
bung am 1. Mal, wenn garantiert 
Werden könnte, daß diese Veran- 
staltung von mindestens 100 Teil- 
Inehmern getragen worden würde, 
Nach einer KJAInformationsveran- 
staltung am 18. 4. mit 70 Teil- 


Flensburg: 


Mai-Kundgebung des KB 


nehmern, liquidierte”der KJA-Vor- 
sitzende und SPD-Karrierist Mädel 
den Plan einer Mal-Veransialtung. 
Begründung hierfür war offensicht- 
lich die Tatsache, daß es Mädel 
auf. der Informationsveranstaltung 
nicht gelungen war, die klassenver- 
söhnlerische Politik. der ‚Gewerk 
schaftsführung durchzusetzen. 

Nachdem auch der KJA zurück- 
gezogen hatte, rief der KB zu einer 
eigenen Mai-Kundgebung für. di 
Flensburger Arbeiter auf, Eine Auf 
forderung an DKP und SDAJ zu 
einer gemeinsamen Planung und 
Durchführung dieser Veranstaltung 
wurde von den Revisionisten igno- 
riert, 

Die Kundgebung auf dem Süder- 
markt wurde von ca. 250 Kollegen 
besucht. Viele Passanten blieben 
stehen und hörten sich interessiert 
die Ausführungen eines Sprechers 
das KB an. Nach Auflösung der 
Kundgebung bildeten sich viele Dis 
kussionsgruppen, die noch lange 
über Reden und Parolen des KB 
diskutierten, Diese Veranstaltung ist 
zwar in keiner Welse mit den M 
Kundgebungen vor 10 — 12 Jahren 
zu vergleichen, als noch bis zu 
10,000 Kollegen vom Ostsgebod, 
zum Südermarkt zogen. Dannoch 
ist wieder ein kleiner und beschei- 
dener Anfang gemacht worden, 
nachelem sich die Flensburger DB: 
Führer in den letzten Jahren zu 
Tanzveranstaltungen zurückgezogen 
‚haben. 


Gewerkschafts- 


oppositionelle Massen- 


demonstration 


{" 


‚Abschlußkundgebung mit 30.000 Menschen 


mitglieder gehandelt. Begründung: 


Korrespondentenbericht 


In Westberlin demonstrierten ca. 
‚20.000 Menschen in den Arbeiter: 
vierteln Neukölln und Kreuzberg. 
(Einige Zeitungen sprechen sogar 
von 40.000 und 48.000 Demon- 
stranten). Der DGB hingegen führte 
eine Saalveranstaltung mit 8.000 
geladenen Gästen durch, 

In vielen Resolutionen hatten 
Mitgliederversammlungen der Einzel- 
gewerkschaften, Landesjugendaus- 
schüsse, Vertrauensleutekörper, Be- 


Die Arbeiter hätten kein Interesse 
an einer Mai-Demonstration. Das ist 
doch offener Hohn! 

‚Am 18, März gründete dann die 
'SEW ein „gewerkschäftliches” Mai- 
komitee, In Worten sprach sich die 
'SEW für eine breite Aktionseinheit 
aus, („das Trennende zugunsten des 
‚Gemeinsamen zurückstellen”) in der 
Tat schloß sie aber die Kommuni- 
sten von der Aktionseinheit. aus. 
„Für pseudorevolutionäre und anar- 
‚histische Phrasen, für antigewerk- 
schaftliche Politik ist bei uns kein 


Bericht der KOMMUNISTISCHEN 
INITIATIVE (Kl) KÖLN 


In Köln marschierten 4000 De- 
monstranten im gewerkschaftlichen 
Zug. Etwa 8000 versammelten sich, 
schließlich auf dem Neumarkt zur 
zentralen gewerkschaftlichen Kund- 
gebung. Das sind für Köln die 
höchsten Teilnehmerzahlen bei ei- 
ner Maikundgebung seit Kriegsende. 
Sehr viel deutlicher als beispiels. 
weise im letzten Jahr kam der 
klassenkämpferische Aspekt des 1. 
Mai heraus. So sprach auch der 
DGB-Redner Franz Woschech von 
einem „Klassenkampf von oben”. 
Im Demonstrationszug dominierten 
rote Fahnen und politisch bewußte 
Parolen, 
Während von der revisionistischen 
paar Ratifizierungs- 
zu sahen waren, bildete das 


(KI) Köln und der „Kommuni 


tet einen _unzweifeihaften Fort- 


schritt für die Kölner Bewegung. 


Es kam dem sozialistischen Mai- 
Komitee zugute, daß die super 
„Jinken“ Gruppen der sog. „KPD“ 
ind „KPD/ML-ZB” auf ein Kölner 
Auftreten verzichteten und sich 
stattdessen in Dortmund zwecks 
antigewerkschaftlicher Mini Demon- 
suation absonderten. Den Aufruf 
Zur Teilnahme an einer breiten 
Aktionseinheit hatten sie ignoriert. 


Köln: _ Abschlußkundgebung mit. 8.000 Beteiligten 


Die Freiburger DGB-Führer lehn- 
tan Demonstration und öffentliche 
Kundgebung zum 1. Mai ab, Statt 
dessen gaben sie für „die Spitzen. 
des öffentlichen Lebens” einen, 
‚festlichen Empfang“ im Kaufhaus 
al, 


Um dennoch eine Mai-Demon- 
stration zu ermöglichen, wurde von 
verschiedenen Kräften ein „gewerk- 
schaftliches Mai-Komitee‘'. gegrün- 
det. In ihm arbeiteten sowohl der 
„Bund Kommunistischer Arbeiter“ 
{BKA), als auch die Revisionisten 
von DKP und SDAJ mit. Das Mai- 
Komitee sollte eine gewerkschafts- 
oppositionelle Mai-Demonstration 
vorbereiten und durchführen. 

DKP und SDAJ waren bemüht, 
die „Ratifizierung der Ostverträge” 
und ihre Mitbestimmungsillusionen. 
in den Mittelpunkt der Demonstra- 
tion zu stellen. Als sie merkten, 
daß sie für diese. sozialdemokra- 


Freiburg 


tischen Vorstellungen keine Mehr- 
heit im Mai-Komitee fanden, spal- 
weten sie dies und gründeten ein 
eigenes „neues Maikomitee” nur 
eine Woche vor dem 1. Mai .... nicht 
‚ohne sich vorher der stllschwei- 
‚genden Zustimmung der Freibur- 
‚ger Gewerkschaftsführer zu ver- 
sichern. In Flugblättern beschimpf- 
ten sie dann das „gewerkschäft- 
liche _Mai-Komitee‘‘ "als gework- 
schaftsfeindlich. 

DKP und SDAJ riefen dann un- 
ter dem Deckmantel „neues Mi 
Komitee” zu einer eigenen Demon- 
stration auf und erhielten Schützen- 
hilfe von Jusos, SHB (Sozialdemo- 
kratischer Hochschulbund), MSB 
(Hochschulbund der DKP) und 


ASIA der Universität. Die gewerk- 


beitskreis. lehnten, allerdings. eine 


2 Mai - Demonstrationen 


Mitarbeit in diesem „neuen Mai- 
Komitee” ab. Sie unterstützten wei- 
terhin das „gewerkschaftliche Mar 
Komitee", das seine Demonstration 
unter klassenkämpferischen Parolen 


organisierte: i 

„Gegen die Angriffe der Kapi- \ 
talistenklasse die geschlomene 
Kampffront der Arbeiterklasse” — 
„Kampf dem Abbau demokrati- 
scher Rechte‘ — und „Für die 
internationale Solidarität "der Ar- 
beiterklasse und der unterdrückten 
Völker”*, 

Während unter diesen klassenbe- 
wußten Parolen etwa 700 größten- 


teils junge Kollegen und Genossen 
durch die Arbeiterviertel Haslach 
und Stühlinger marschierten, zogen 
500 junge Sozialdemokraten und 
Revistonisten „für die Ratfizierung“ 
durch die Innenstadt. 


= Nach „Wahrheit“ Nr.4 


Bevölkerung nicht ins Abgeordne- rolen. Als Hauptparole wurde fest: noch nicht fesigniert. oder einge- 

tenhaus gewählt wurde, darin, daß gelegt: „Gegen die politischen und Außerdem zeigte 
sie mit den links von ihr stehenden ökonomischen Angriffe der Kap = 
Gruppen und Organisationen ver- © talisten — die einheitliche Kampf- zn ie 
wechselt: wurde. Daraus folgerten front der Arbeiterklasse.” de Bonner 
sie die Notwendigkeit, keine Ak- _ 15.000 Menschen demonstrierten y 
tionseinheit mehr mit Sozialisten im Block dieses Aktionsbündnisses. Eikalation des 
und Kommunisten einzugehen und Genausoviele im Block der SEW. Die 
alle Parolen aus ihrem Repertoir SEW machte ihre Drohung, sie wer- din Damossie- 
zu streichen, die auf den Sazialis- de keine anderen Parolen als Ähre Westberiner 
mus hinweisen. So tauchte denn auf eigenen auf der Demonstration fe noch 

der Demonstration ihre alte Parole dulden, nicht wahr. Eskam nicht zu Krieg fir Dre For- 
„Für Frieden, Demokratie und So- Schlägereien. demassiriert haben. Die 
Zialimus” nicht mehr auf. Ihre _ Eine 30.000 Mann Demanstra- antikommunistschen „Frei 
Hauptparole war „Für die Ratifi- tion ist in Berlin ein großer Erfolg, heitskundgebungen” ist worbei, und 


zierung der Ostverträge". 
‚Anfang April setzten sich sozial 
stische Arbeitergruppen, sozialisti 


legschaftsversammlungen und sogar 
die Ortsverwaltung der IG Druck 
und Papier eine machtvolle Straßen- 
‚demonstration zum 1. Mai gefordert. 
‚Auf die verschärften Angriffe der 
Kapitalisten auf den Lebensstan- 
dard und die demokratischen Rech- 
te der Arbeiterklasse könne nur eine 


Platz” (1. Aufruf des Mai-Komitees) 

Pseudorevolutionär” und „anar- 
‚chistisch” sind für sie diejenigen, die 
sich zur Diktatur des Prolatariats be- 
kennen, „gewerkschaftsfeindlich” ist 
ihrer Meinung nach die Kritik an den. 


sche Arbeitergruppen, sozialistische 
Schüler, Vertreter der „Marxistisch- 
Leninistischen Hochschulgruppen, 
Spartzcus und die „Spandauer Be- 
triebs- und Stadtteilgruppen” an ei- 
nen Tisch und beschlossen ein Ak- 
tionstündnis zum 1. Mai. Man be- 


die Fernseher zu locken. 


machtvolle Demonstration, nicht 
aber eine Feierstunde der Funktio- 
näre die richtige Antwort sein. 

Die DGB-Führung hat nicht nach 
‚dem Willen dieser Gewerkschafts- 


iger verschärfter 
‚Abgrenzung nach links verfolgt die 
SEW seit. ihrer Wahlniederlage im 
März letzten Jahres. Die SEW sah 
‚den Grund dafür, daß. sie von der 


schloß, sich im eigenen Block mit 
eigenen Parolen der Demonstration 
der SEW anzuschließen. Außer Spar- 
tacus und „Spandauer Betriebs- und 


Stadtteilgrupper” einigten sich alle linken Studenten durch die. 


Organisationen auf gemeinsame Pz- 
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ge Strauß, Springer, Barzel aber auch 
‚gegen die SPD- und DGB-Führer 
durchsetzen. 

‚Entsprechend dieser Ausführun- 
‚gen riefen die Demonstranten wäh- 
rend ihres Marsches immer wieder: 
„Im Bundestag blüht Kurruption — 
warte Strauß, wir kommen schon! 
Die Macht im Staat — dem Prole- 
tariat!”, „Barzel, Springer, Strauß — 
Arbeiter die Fäuste 'rausl” und 

‚Flick und Thyssen üben fleißig, 
ir ein neues 331” 

‚Auf der Abschlußkundgebung 
war der Sprecher bemüht, noch ei 
mal die Erfahrungen des vergange- 
nen Jahres zusammenzufassen und 
darzulegen, worum in der nächsten. 
Zeit - vor allem in Betrie bund Ge- 
werkschaft gekämpft werden muß. 
(Vergl. Abdruck der Abschluß-Rede 
am Ende des Mai-Artikels) 

Die Mai-Demonstration war für 
die Hamburger Kommunisten ein 
beachtlicher Erfolg. Wie schon letz- 
tes Jahr, war auch dieses Mal wieder 
die Hamburger Demonstration — 


nach der in Westberlin — die größte 
gewerkschaftsoppositionelle Ver- 
anstaltung in Westdeutschland. 

Eine weitere beachtlich große 
Mai-Demonstration. wurde von ei- 
nem eigens zu diesem Zweck wieder 
einmal öffentlich auftretenden „Ak- 
ionszentrum” durchgeführt. An die- 
ser Demonstration nahmen 3.200 
bis 3.500 Menschen unter Parolen 
für den Kampf der Arbeiterjugend” 
ind „für die ‚Ratifizierung der Ost- 
verträge” teil. 

Wasistdieses „Aktionszentrum”? 
Esentstandvor mehreren Jahren, als 
die DGB-Jugend aus dem Jugendring 
ausstieg. Seinem Anspruch nach soll- 
te das AZ gewerkschaftliche Ak- 
tionen zwischen DGB-, DAG- und 
Beamtenjugend koordinieren. Spä- 
er schloß sich noch die SPD-Ju- 
gendorgenisation „die Falken” an. 
In der Praxis war dieses AZ aber zu 
keiner Zeit Zentrum für gewerk- 
schaftliche Aktionen. Es war von 
Anfang an eine Totgeburt. Keinerlei 
Aktivititen gingen von ihm aus. 


Zu dieser Demonstration riefen 
ebenfalls auf: DKP, SDAJ, 
(Studentenbund der DKP), SHB 
(Sozialdemokratischer Hochschul- 
bung), die Studentenvertretungen 
(Asten) sämtlicher Hamburger Uni- 
versitäten und Hochschulen, die 
GSG (gewerkschaftliche Studenten- 
gruppe) und eine Reihe gpeudo- 
und „Arbeitsgruppen“ an verschie- 
denen Hamburger Hochschulen. 

Die meisten dieser Organisatio- 
‚nen, Gruppen und Gremien waren 
vom KB schon vor Wochen ange- 
schrieben worden, mit der Bitte, 
sich über eine einheitliche Demon- 
stration zu verständigen. Diese Grup- 
pen nahmen aber von unserem 
Brief keinerlei Notiz, so daß klar 
wurde, daß. auf dieser Seite kein 
Interesse an einer möglichst großen 
und. einheitlichen. Mai-Demonstra- 
tion bestand. Erst ca. 1 1/2 Wochen 
vor dem 1. Mai, wurde die hier ge- 


Mehr noch: wir haben Hinweise 
und Informationen, die aufzeigen, 
daß die eigentliche Absicht der Ver- 


allzuviele wieder zum KB laufen.” 
In dieser Hauptstoßrichtung tref- 
fen sich die Interessen von DGB- 
und DKP-Führern. & 
‚Trotz der spaiterischen Absicht. 
der Veranstalter, freuen wir uns 
über den Erfolg dieser Demonstra- 
tion. Die große Beteiligung auch an 
dieser Demonstration beweist ein 
weiteres Mal, daß eine wachsende 
Zahl von Menschen den Willen hat, 


— sozusagen die größte Kuriosität, 
die Hamburg am 1. Mai anzubieten 
hatte — zogen 30 Demonstranten 
anarchistischer und anderer Gruppen 
zum Hamburger Untersuchungsge- 
fangnis. 


MEET 
Abschlusskundgebung der 1.Mai-Demonstration des 


Kolleginnen und Kollegen! 
Genossinnen und Genossen! 

Die Bilanz der vergangenen Jahre 
sicht für die Arbeiter in der Bun- 
desrepublik nicht gut aus, Die Kapi- 
talisten haben an allen Fronten Vor-. 
stöße gegen unsere demokratischen 
Rechte und auf unsere wirtschaft- 
liche Lage unternommen, die einen 
umfassenden Plan zur Unterdrük- 
kung der Arbeiterbewegung ankün- 
digen. Nach dem Willen der herr- 
schenden Klasse soll das keimende 
Kampfbewußtsein unter den Arbei- 
tern zerschlagen werden, che es die 

Arbeiter zu einer gegen die Kapi- 
talherrschaft görichteten politischen 
gebracht haben, 

Die Lohnabschlüsse lagen im 
zurückliegenden Jahr sämtlichst 
innerhalb oder sogar unterhalb der 
von Schiller verkündeten Lohnleit- 
linien von 7 — 8%, Obwohl teilweise 
großartige Kämpfe durchgeführt 
wurden, wenn wir.an den 3-wöchigen. 
Streik der baden-württembergischen 
Metallarbeiter und an die Demon- 
stration der 40.000 in Stutigart 
denken! 

Im Juli vergangenen Jahres wur- 
de in derChemie-Industrie mit 7,8 % 
abgeschlossen und in diesem Jahr 
liegt das Ergebnis in einigen Be- 
zirken der Chemie schon bei 6,4 %. 
Oktober 71 erhielten die Hafenar- 
beiter 7,6 %, im Dezember 71 die 
Metallarbeiter umgerechnet kaum 
6 %. In der Stahlindustrie wurde im 
Januar sogar bei dem niedrigsten 
Ergebnis von umgerechnet 5 % ab- 
geschlossen, in der Druckindustrie 
einen Monat später bei 6,4 % usw. 

Gleichzeitig stiegen aber die Prei- 
se unaufhaltsam um 5 bis 6 %, wur- 
den die Mieten immer drastischer 
erhöht und ebenso die Sozialabza- 
ben und Steuern. Diese Entwick- 
lung wird auch in diesem Jahr in ge- 
steigertem Maße weitergehen. Und 
laut Schiller soll das von den Kapi- 
talisten geschneiderte Lohnkorsett 
in Zukunft noch enger geschnürt 
werden, 

Das neue Betriebsverfassungsge- 
setz sollte zu einem „großen Re- 
formwerk“ werden und die Rechte 
der Arbeiter im Betrieb „enorm ver- 

bessern”. So kündigte die SPD es be- 
it 1969 in ihrer Regirungser- 
klärung an. Auch die Gewerkschafts- 
führung — allen voran DGB-Vor- 
sitzender Vetter — schlug kräftig 
die Werbetrommel dafür. Tatsich- 
lich bringt es aber kam eine Ver- 


haben die Repressalien gegen aktive 
fer in den Betrieben 


seizungen und Entlassungen fort- 

schrittlicher und kommunistischer 

Arbeiter sind an der Tagesordnung. 

Zudem hat auch die Kommunisten- 

hatz in den Gewerkschaften einge- 

setzt. 

Nach dem Beschluß der Mini: 
sterpräsidentenkonferenz rollt eben- 
so eine „Säuberungswelle“ im öf- 
fentlichen Dienst. Offiziell geht es 
‚dabei gegen Radikale von links und 
rechts. In der Praxis sieht es aber 
wieder einaml so aus, daß die Rechts- 
radikalen und Faschisten natürlich 
ungeschoren bleiben. Dafür sind 
dann aber andererseits nicht mur 
die sogenannten „Linksradikalen“, 
sondern alle aktiven und gesell“ 
schaftskritiscien Demokraten vom 
Berufsverbot betroffen. Das wich- 
igste an diesem Beschluß ist, daß 
alle Beamten, Angestellten und Ar- 
eiter im Öffentlichen Dienst un- 
Sehindert vom Verfassungsschutz be- 
spitzelt werden lönnen. 

Mit: der zunehmenden Gleich- 
schaltung der bürgerlichen Presse 
haben sich Rausschmisse kritischer 
Journalisten selbst in den Redak- 
tionen solcher Zeitungen gehäuft, 
die sich bislang das Elikett „liberal 
und unabhängig“ umhängten. 

Auch die Beschlußfassung über 
die Ausführungsbestimmungen zur 
1968 verabschiedeten Notstands- 
yerfassung steht bevor: 

* Neuauflage der alten Vorbeu- 
gungshaft-Pläne unter dem Na- 
men „Haftgrund der Wiederho- 
lungsgefahr"; 


® Verschärfung auch des übrigen 
Haftrechts und insbesondere des 
‚Ausländerrechts; 

* schärfere Grenzkontrollen; 

* Stärkere Bewaffnung der Schutz- 
‚polizei und großangelegte Not- 
standsübungen, bei denen ganze 
Bezirke hermetisch „abgeriegelt 
werden und immer Käufiger von 
Maschinenpistolen und anderen 
Waffen Gebrauch gemacht wird; 

* gewaltssme und brutale Räu- 
mungsuktionen gegen leerstehen- 
de Häuser, die von wohnungs- 
suchenden Studenten und Ar- 
beitern besetzt wurden; 

* Ausbau des Bundesgrenzschutzes. 
Zu einer militärisch augerüsteten 
Bundomolid;, , 

* Untergliederung der sog. Heimat- 
schutzverbände unter die Heeres 


KB Hamburg - > 
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Diese Aktionseinheit ist gerade 
desmeldegesetz. 


deshalb notwendig, weil es weltan- 

schauliche Meinungsverschiedenhei- 
Es ist doch allzu offensichtlich, daß tenund parteipolitische Differenzen 
hiervorbeugende Maßnahmen gegen in der Arbeiterbewegung gibt. Die 
eine wiedererwachende politische Kapitalistenklasse denkt nicht da- 
Massenbewegung der Arbeiter ge- 


ran, uns die Zeit zu lassen, diese 


troffen werden. Daß die Kapital- Differenzen in aller Ruhe zu klären. 
stenklasse such nicht zögern wird - Zudem ist es eine Illusion, wenn. 
wie schon einaml 1933 bis 1945 — wir glauben, daß wir die Meinungs, 


die Brutalität ihres ganzen Stauts- 
apparatsbishinzum offenen Terror, 
zur Aufrechterhaltung ihrer Herr- 
schaft einzusetzen und genau zu „haben. 
diesem Zweck und zu nichts ande- ' Nur in der Aktionseinheit, nur 
sem gegenwärtig ihre Vorberei im gemeinsamen Kampf kann sich 
tungen trifft. 

Demgegenüber sind die Arbeiter 
noch schlecht gerüstet. Keine dieser 
Maßnahmen und Aktionen des Ka- 
pitals konnte in der letzten Zeit 
durch eine Massenbewezung der 
werktätigen Bevölkerung verhindert lit ihren Interessen am besten ent- 
werden. Die Arbeiterklasse befindet 
sich zur Zeit in der Defenswe ge- 
genüber den Schlägen des Kapitals. 
In den zurückliegenden Lohnkämp- 
fen ist sicher die subjektive Be- 
Teitschaft vieler Arbeiter zu ent- 
schlosenerem Handeln gewschsen. schlässe der SPD-und DKP-Führung. 
Und auch die Warnstreiks und De- z 
monstrationen der vergangenen Ta- beiter, die in der SPD 
ge gegen die geplante Machtergrei DKP organisiert sind, 
fung der CDU/CSU sind ein An- ie 
zeichen für ein Erwachen des poll 
lischen Bewußtseins unter den Ar- 
beitern. Aber es ist leichtfertig und 
gefährlich darüber hinwegzuschen, 
aß die tatsächliche Kampfkraft der 
Arbeiter objektiv noch geschwächt 
ist, daß sie sogar in der Gefahr sieht, 
weiter vermindert zu werden, da die 
Arbeiter ihre Kämpfe noch nicht auf 
der Basis einer selbständigen Klas- 
senpolitik führen. Auch eine Kraft, 
ie diese Kämpfe einheitlich orga- 
nisieren und anleiten könnte, fehlt 
den Arbeitern in Westdeutschland 
bis heute, 

Damit stehen mögliche Massen- 
aktionen gegenwärtig in der Gefahr, 
daß die Kapitalisten und ihre Hand- 
langer sie in den Griff kriegen und 
die Arbeiter von einer Niederlage in 
ie andere getrieben werden. 

Gerade in den Ereignissen der 
letzten Tage haben die SPD - und 
Gewerkschaftsführer emeut deut- 
ich gemacht, daß sie aicht bereit 
‚sind, die Arbeiter gegen die Offen- 
sive der Kapitalisten zu führen, Auf 
Hüle von dieser Seite zu hoffen, ist 
eine gefährliche Nusion. 


verschiedenheiten und Differenzen 
klären können, bevor wir.den ge- 
meinsmen Kampf aufgenommen 


klasse auf sich selbst gestellt sein. 


senbewußten Arbeiter den Kampf 
Zur Durchsetzung einer 
cn Klemenpoltik der Gewerkahaf. 
ten aufnehmen. Dieser Kampf kann 
von niemandem anders geführt wer- 
den als von den Arbeitern set; 
dieser Kampf kann nirgendwo an- 
ders geführt werden als in den Ge- 
werkschaften 

Deshalb müssen die um 
ter denen wir in der Das 
Zeit umeren Kampf in den Ge- 
Werkschaften führen lauten 
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Im Dezember 1970 gelang es don westdeutschen Soelauten erstmalig seit 40 Jahren, 
(durch kämpferische Solidarität in spontanen Arbeitsniederlegungen ihre Forderungen 
Surchzusetzen. Unmittalbar danach liteten die Reoderkapitalistan ihre Offansive ein, 
um die Folgen der sich abzeichnenden krisenhaften Entwicklung im Sestransportwe 
son auf den Rücken der Seolaute abzuwälzen. In ihrem Kampf zur Erhaltung und Var. 
besserung ihrer wirtschaftlichen Lage haban die Seeleute in Ihrem diesjährigen Lohn- 


kampf eine Niederlage einstecken müssen. 


D.. aus & aoceanite m 
ara een de osaniten, 
en ae! 
ee 
1 Volar un Sanfeienene 
mi 

BE eeanei ein 
Te aa Beate 
Bean 5 Brenn San Im 
ae ur era 512 man 


Zi! der neuerlichen Angriffe wor: 
Schiffsbesetzungsordnung und Baman- 
Rungsordnung sollen „praktikabi 

"flexibler" gemacht Werden. Die Ert 
ung von Ausmahmegenehmigungen soll 
zögiger vonstatten gehen, d.h, es wird 
von den _Reederkapitlisten versucht, 
iinen gesstzlosen Zustand. herbeizu: 
führen, um so ihre Profite auf Kosten 
der Sesleuts erhöhen zu können. In einem 


‚Die Bemannung der Schiffe 
ist auf eine "noch mit der Sesberufsge- 
nossenschaft zu vereinbarende Mindest 


Zahl herabzusetzen, sodaß. eine Angie 
Chung on die international geübte Praxis 


wird . . . Die legale Reduzierung von 


Mannschaften auf den übrigen Schiffen 


Arbeiten in größerem Umfang 
"her durch die Besatzung ausgeführt wer 


in Heuertari, Schiffsbesetzungs- und Un- 
Hallverhütungsvorschriften zu unt 

fen, gingen die Reederkapitalien m 
Frühjahr 71 dazu über, ganze Flotten 
unter sogenannte „hilige Flaggen” zu 
setzen. Um ihren "Manövern den An- 
schein der Leglität zu verleihen, grün- 


Ihren Protest gegen die Verschiech. 
terung ihrer wirtschaftlichen Lage sowie 
gegen das arbeiterteindliche Betriebsver 
fassungsgesetz gaben 2 000 Seeleute auf 
einer Kundgebung im „Zillertal im Ok- 
tober 1971 zum Ausdruck, Am Tage der, 
Seoleutekundgebung hatte die Konzern- 
leitung der HamburgSüd (Oetker) zu 
einem sogenannten. Informationsabend 
eingeladen mit der Bemerkung, man 
werde ja sehen, war zur Reederei halte 
und wer zum „Zilertai” gehe. Zu dieser 


Strategie paßte zuch die Verunsicherungs- 
taktik, mit der versucht wurde, den 
Zilertlbesitzer davon abzubeingen, sein 
Lokal für die Veränstaltung zur Vi 

fügung zu stellen, Das nämlich sollten 


erreichen. Gerüchte wurden in Umlauf 
gesetzt, wonsch Funktionäre des Sıu: 
Sentenverbandes Deutscher  Solahr. 
schulen in der DDR augebildet werden. 
Und die DDR Seeleuteaktionen finan- 


tete der 

HAMBURGER 
ABENDBLATT Sesorgnis fest, daß 
in der Gewerksch..i ÖTV-Seeschiffahrt 


offensichtlich Unkeradikale Einflüse die 
Oberhand gewinnen.” 

Im Mörz 1971 berichtete der Ver- 
"band Deutscher Roeder in seinem Organ 
KEHRWIEDER nach einer einleitenden 
Aussinandersetzung 


estoges am 21. Januar (einen Monat 
‚nach dem erfolgreichen Kampf der Ses- 
Heute im Dezembor 1970) folgende Eı- 
ing abgegeben hatte: „Die Gewerk- 
schaften befinden sich seit einer Reihe 
Yon Jahren in einem Abwehrkampf gegen 
extremistische Kräfte, die die Schwächen 
(des Verkehrsträgers Seeschiffahrt studiert 
und erkannt haben, und die ganz genau 


mächtigte des _Bundesvorstandes der 
DAG, W. Schenk, einem Vertreter des 
Springerveriages zur Auskunft, daß der 
DAG Vorstand zur Zeit die Sorge habe, 
wie man die Unterwanderung des Funk- 
ionirskörpers durch „Jinksradikale" Ele- 


meipistz geschülter Merxisten entwickelt 
hätte und es ihm völlig unbegreflich 

, warum die deutschen Aoader sich das 
gefallen ließen. 


Fanden die Angriffe gegen den Stu- 
Sentenverband Deutscher Seefahrtschu- 
len (SVDS), der sich seit Herbst 1970. 
Zu einem wichtigen Motor gewerkschaft- 
licher Interessensrertretung der Seeleute 
entwickelt hatıe, in der Vergangenheit 


nur sporzdisch statt, so wurde insbeson- 
dere während des letrien Tarifkamgies 
Dez. TI — März 72 eine massive Hetz- 
Kampagne vonserten der Resderkapıtai. 
sten und ihrer Agenten entfacht. In 
einem Rundschreiben gab der Verband 
Deutscher Resder seine Ansicht zum 
Ausdruck, „dal die Kenmnisse über die 
Rolte des Studentenverbandes Deutscher 
Seefahrtschulen seine bisherige Entwick- 


* ung und seine schitfahrtszerstöreische 


Natur eider an Bord und insbemondere 
auch bei den Schifiseitungen nicht in der 
Kurnent vorhanden 


(denen Mitarbeitern des SVDS und ehe- 
Imaligen Funktionären Aktiitäten ange- 
Nester werden, die vollkommen aus der 
Luft gegriffen sind, wie zum Beispiel die 
Vorbereitung, von periodischen Reisen, 
von Fachhachschulstudenten nach Ost 
berlin verbunden mit Kurzhrgängen in 
der DDR in basisbezogener Umsturz. 
taktik an Hochschulen. 

Um eine Solidariierung der Seetahrt 


pitlisten an den Senfahrtschuien in den 
ersten Monaten dieses Jahres eine rage 
Aktivität, Einer von ihnen isı Redakteur 
‚der Studentenseite der KOMMANDO- 
BRÜCKE, Organ des Verbandes Deut. 
‚cher Kapitäne und Schiffsofizere und 
Traditionelles Sprachrohr für reaktionäre, 

(der Seeschilfehrt In diesem 


blättern fanden die verleumderischen An-. 
gaben des Verfassungsschutzes gegen Mit 
arbeiter des SVDS ihre Wiederholung. 


Mir dem Ziel der organisatorischen 
Schwächung des Studentenverbandes 
Deutscher Seefahrtschulen, der den Ree- 
erkaptalisten schon längst ein Dom. 
im Auge ist, wurde hier im 
Stile des BAYERNKURIERS und der 
NATIONAL-ZEITUNG studentische. 

teressansvertretungen angegriffen und öf- 
fontich zum Beitragsboykott aufgerufen. 


autmucken, die mcht sreiken, denen 
(man ie Mauern kurzen und das Arbeits 
tempo verschärfen kann. Gemäß. dieser 
Perspektiven richteten die Raser ihre 
geamıe Teritpoiik au. 

"Mehr Hirt an Bord wäre besser 
ai: Ausbildung und bequeme Kammern“, 
Sin Ansicht vertrat der Hamburger 
Recder Hans Edwin Reith anläßlich der 
Übernahme seines jngsten Neubaus, des. 
8.000 Tonners „Lore Reith”. So zu 
iesen in der BILD-ZEITUNG vom 203. 
2. Diese Aussage iı beispielhaft für die 
Poliische Zielsetzung der Resder. 

Dis Seeleute sollen in Resignation, 
und Mutiosigkeit getrieben und wehrlos 
‚gemacht. werden gegenüber immer het- 
igeren Angriffen. In diesam Taritkamot 
wollten die Resder beweisen, dal} die 
Seeleute den Kürzeren ziehen. Die Recder 
wolen weismachen, daß Kämpfe und 
Solidarkät doch keinen Zweck haben, 
um die Forderungen der Seeleute durch“ 


[Die DAG-Fährung — Schwanz 
eederverbäi 


Die Führung der DAG hat sch in 
ten Phasen der Taritauseinandeneszun. 
gen zieistrebig darum bemiht, dies Pläne 
der Resder zu erfüllen. Schon vor der 
Kündigung der Tarife setze sia mit der 
Seemannzente einen Schwerpunkt und 
wurde nicht möde, eine Reform anzu- 
Preisen, die im Jehre 1972 überhaupt 
(noch nicht zur Anwendung kommt und. 
(Seren Lohnsumme 2% nient ubersteigen 
20l. Als am 25. November die Tarife, 
von der OTV mit einer 10 %-Forderung 
gekündigt wurden, hänge sich die DAG- 
Führung in einem plumpen Täuschungs- 
(Manöver hintenan und torderte das gie 
he. Trotzdem kochte die DAG-Führung, 
Imit den Resdern weiterhin ihr Süppchen 
Und distanzierte sich im Laufe der Ver. 
handlungen sehr rasch von der Forderung, 
die sie als Lippenbekenntnis zu Anfang, 
geneilt hatte. So setzte sie mit der See- 
mannırente weiterhin einen Schwerpunkt 
in der Tarifpolitik, obwohl aus den 
Reederpubiikationen ersichtlich war, daß 
die Kapitalisten dieser für sie biligen 
Forderung keine Steine in den Weg iegen 


Kr 
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rum die Reeder den Heuerabbau] 
jurchsetzen konnten 
In ihrem Kampf zur Erhaltung und. 
Verbesserung ihrer wirtschaftlichen Lage 
haben die Seeleute vorläufig eine Nieder: 
ge einstecken müssen, die 3 1/2 mons- 


ge Tarıfauseinandersetzung endete am 
17. März 1972 mit dem Abschluß eines 


Kir Patsntinhaber und 6,5 % für Matrosen. 
(out 12 Monate umgerschne), mit der 


nicht übersteigen und erst 1973 zur An- 
wendung kommen soll, konnten die Ree- 
der ihr Ziel erreichen: Abwälzen der 
Folgen der krinhalten Entwcklung ım 
Saetransportwesen aut den Rcken der 
Seeleute zur Erhaltung und zum Ausbau 
ihrer Position gegen cie wachsende in- 
ternanonsie Konkurrenz 


[Worum geht es den Reedern? 


Um ihre Ziele durchsetzen zu können, 
brauchen die Fiemder absolute Ruhe in 
der Flotte: Neiige Seeleute, die nicht, 


Vorsatscheidung gelllen war — fiel eu 
der DAG-Fihrung auf einmal nicht mehr, 
© schwer, „Aktionzeinheit” zu apiien. 
Sie entsandte einen Verteter auf die 


eitte Seeleuteversamemiung der OTV in 
Hamburg. der dort von der Notmendg- 
keit sprach, sich jetzt noch enger zu. 
ummenzuschließen sis zuvor. Voe Kol. 
jagen erkannten bereits dene Sertendis 
senpoliik. Ein Sprecher des SVDS sagte 
hierzu ein klares Wort und eriäuterne 
einige Zusammenhänge, die das Konzept 
der DAG-Führung — „Einheit nach 
außen — Spalnung nach innen” — auf de- 
er Seneutnversemmlung im OGE-Has 
ins Wanken brachten. Es mußten ao. 
nicht verwundern, daß der DAG-Ver« 
weter dis Antwort zut diese Kritik ber 
ein Geschimpfe und den Vormurt, „Un- 
einigkeit” zu sitzen, nicht hinsuskam. 


Auf die Frage, wie die DAG-Führung 
zu der sit Wochen anhaltenden Solidar- 
Serungmelis in der Fahrt nahe, ant- 
wortete G. Becker aut der Premsekon- 
ferenz der DAG-Schiffahrt am 14, Far, 


ianweisung haben, keine Informations. 
‚gruppen an Bord zu Iamen? Eine Tre- 
ion, die im Hause Oetker schon zit. 
1909 gepflegt wird, ce jeioch im Jahre 


ı 
I 


Il 
| 
| 
| 


il 
N 
l 


‚Arbeiterkampf Nr. 19 / Juni 1972 


tung). noch alle: Vorbereitungsmaßnah- 
‚Men mit dem Hinweis auf die Friedens- 
flieht abgeblockt, so wurden jetzt di 
Vertravonsieuts, denen das Problem der 
Streikvorbereitung unter den Nägeln. 
brannte, sinngemäß. von den hauptamt- 
Ichen Schiffahrtssakretären der ÖTV mit 
folgenden. Worten _abgespeist: „Ihr 
raucht Euch nicht mehr um viel zu 
kümmern, der Hauptvorstand hat. alle 
wichtigen Vorbereitungen getroffen, und 
wenn er das Signal gibt, dann streiken. 
Wir." Auf der einen Seit sollen sich die 
Seeleute gegen die Angriffe der Reuter 
entschlossen zur Wehr sstzen und werden. 
von der ÖTV-Führung dazu aufgefordert, 
entsprechende geworkschaftliche Aktivi- 
täten zu entfalten, auf der anderen Seite, 
indoch sollen sich die Kollegen blind 
Ninks. auf den Hauptvorstand verlassen, 
und, ohne daß. 

fahrungen. berücks 
einer Gesamtstratagie unterordnen und 
nichts ohne seine. Zustimmung unter- 
nehmen. 


Obwohl der geschäftsführende Haupt- 
vorstand der OTV am 23, Februnr die 
Vorbereitung von Kampfmaßinahmen „ae: 
nehmigt” hatte, wurde eine ursprünglich, 
für Samstag, den 26. Fab., angesstzte 
Streikheiferschulung abgesetzt. 


Hals über Kopf wurden dann am 
Montag, den 28, Feb, die organiatori- 
schen Vorbereitungen getroffen. um am 
nächsten Tag den Streik in den wichtig- 
ston Nordsoehäfen auf den Schiffen zu 
Organisoron. 


[Kollegen kontra Nadelstichtaktik -] 
IÖTV-Führung weigert sich, die ge 
kschaftliche Stärke voll zuml 
insatz zu bringen 


Die zahlreichen Vertrauanslaute wur- 
den immer unruhiger, dann sie wollten 
genauen. Aufschluß über die. goplanıa 
Streiktaktik haben und sich nicht wie 
Figuren auf einem Schachbrett hin. und 
herschieben, Inston. Schon sit Tagen 
raten so für einen umfassand organ 

ten, dih, unbefristeten Kampftroik 


in, der, wie sie richtig erkannt hatten, 
zu jenem Zeitpunkt das einzig wirksame 
Mittel darstellte. Die Schlichtung war 


schon salt Wochen gescheitert, und deut- 
Hcher kannten cie Radar Ira sure 
tung nicht mehr demonstrieren. Ein 
Weranrait nur rg ar ie 
werkschaftlichen Verhandlungen, ie man 
ja bereits ‚hinter sich hatte, konnte nach 
Meinung. der Kollegen nicht mehr in 
rage kommen. Jetzt gings nicht mahr 
um halbe Sachen, galt es nicht mehr zu 
wörnen, sondern die Forderungen 0. 
Seoleute mit dem Einsatz aller Mitt zu 
erkämpfen und auch auf eine länger 
isige Auseinandersetzung vorbereitet 
ausen, 
Als am Montagabend, den 28. Feb, 
den Vertrauensleuten noch immer die 
iktaktik vorenthalten wurde, re 
sich Unruhe und Empörung unter dan 
a. 40 Hamburger Streikheifern aus, die 
im Gewerkschaftshaus versammelt waren, 
Sie verlangten. die Stellungnahme des 
in Stockwerk über 


ihnen tagte, Alı der Hauptvorstand — 
am späten Abend 


nach langem Zögern — 
damit. herausrückte, 
Warnstrik 
Tag auszun 
aut entüster, Einstimmig wandten sie 
sich. gegen. diese Nadelstichtaktik und 
forderten den unbefriteten Streik, Der 
Hauptvorstand begründete seine halben 
Malinahmen mit der noch „‚ungeklörten 
Rechtsge” und der daraus herrührenden, 
Sorge um das Heiligtum Gewerkschats 
Kasse 

Die Reader hingegen scherten sich in 
‚den nächsten Tagen einen Taufel um die 
Rechtslage, denn obwohl das Hamburger 
Landesarbeitsgericht die Maßnahmen der 
ÖTV inzwischen für legal erklärt hatt, 
kündigten sie streikende Seeleute Iris. 

‚Als am Nachmittag des ersten Streik. 
tages (Dienstag, den 20. Feb.) die Nach. 
richt von der Entscheidung des Ham- 
Durger Landesarbeitsgerichtesintraf, war. 
‚eigentlich die Begründung („ungeklärte, 
Rechtslage“) für die Befristung des 
Streik Biofig omwarden, „Trotzdem 


tralen Streiklitung weiterhin aufracht- 
erhalten. Der Protest der Streikheifer 
an dieser _ prinzipienlosen Taktik der 
OTV-Führung wurde abgeschirmt, indem. 
‚der Kontakt der Streikheifer mit der 
zentralen Streikleitung systematisch un- 
tarbunden wurde. 


[Kollegen üben massive Kritik 

Als nach Beendigung der Warnstreike 
(ie gewerkschaftliche Praxis der ver 
Qangenen Tage diskutiert Wurde, waren 
die falsche Streiktektik (26 Stunden- 
Fri), die Wersürzte organisatorische 
Vorbereitung und die nicht vorhandane 
inmergewerkschaftliche Demokratie 
Hauptansatzpunkte der Kritik von Seiten 


und Streikhalfern, einsam. 
alle Entscheidungen fällte und den not 
wendigen Informationstiuß vollkommen 
. Die zentrale Sreikeitung tat 
wenn die Mängel, die während des 
auftraten, vorher nicht hätten er 
kannt werden können. Dies stimmte 
nieht, Kollegen hatten jene, 
Probleme in den Tagen und. Wachen 
vorher schon intensiv diskutiert und 
Weise entsprechende Anträge geseit. 


ie von den Warnstroiks nicht 
erschüttert wurden. 

‚Zeigt den Reodern jtzt die Grenzen 
ihrer Macht, hieß es ziemlich wort 
ikal:in einer ÖTV-Extra-Mittilung vom 
10, Mürz. Etwa in einer. Wiederaufloge 
‚der Nodelstichtaktik, fragten sich die 
Kollegen, denn in dar zentralon Arbeits 
kampfeitung waren wieder Außerungen 
über eventuelle Schwerpunktstraiks auf 
einzeinen Schiffen (71) und ähnliche 
Vertautberungen gefallen, 


densten Gründe immer wieder verschleppt 
wurde; die systematische Vorbereitung 
auf die Auseinanderserzung mit den Rot 
dern. Die Schiffibesatzungen in den 
Häfen wurden in der Zwischenzeit von 
den Vertrauensleuten über den Stand 
‚der Dinge auf dem Laufenden gehalten. 
(Der zentralen Arbeitskamptieitung der 
OTV wurde immer klarer, daß. bei der 
nichsten Kampfsituation der/Tag für Tag 
amwachsende und sich schulende Streik: 
haiferkörper sich auf kein Biinde-Kun. 


men der Vereinbarung hinwegtäuschen, 
sollte (eine Einschätzung, die ich such 
nen folgenden Wochen ala vlg richtig 
1), wurde in der UZ vom 3.3. und. 
103. als Wiederherstllung der gewerk: 
schaftlichen Aktiongeinheit begrüßt (UZ 
vom 3.3: „Jetzt wollen die ÖTV und die 
DAG streiken."). Die Nadeistichtaktik 
‚der OTV-Führung, die bei den Kollegen 
alla Empörung auslöse, wurde von der 
DKP kritikios aufgenommen und von der 
UZ propagiert: „Die Gewerkschaft OTV 
führte den Kampf als Schwerpunktstreik, 
nach dem Motto ‚mit dem geringstmög: 
!ichen Aufwand "den größtmöglichen 
Etfokt erzielen‘, um die Reader dort 
zu weffen, wo sie am empfindlichsten 
sind." Es zeigte sich überhaupt im ge 
samten Verlauf des Tarifkampfes, daß die 
UZ-Artikel-entsprechend der Nachtrab- 
politik der DKP-zur Darstellung des 
Lohnkampfes in der Hauptsache 
taten von. OTV-Veröf 
standen. 


„Gesamte ÖTV unterstützt Seslsute 
in Ährem Kampf“, so tönte es noch. 
rolsprecherisch in einer OTV-Extra Mit 
talung vom 17. März. Jedoch noch am 
gleichen Tag wurde über die Köpfe der 
Kollegen hinweg — ein Teil der Streik 
helfor gitierte noch an Bord - in einem 
sogenannten „Spitzengespräch” ein mie 
ses Tarifergebnis ausgehandelt, das die 
ÖTV-Führung in der ietzten Extra-Mit 
teilung vom 20, März sogar noch als Er 
ol verkaufte, 


bundenheit mit den Seslsuten zu demon. 
rieren, scheute die DKP vor Falsch. 
meldungen nicht zurück, So weiß die UZ 
vom 4, Februar 1972 in einem Artikel 
über die erste Seelauteversammlung zu 
berichten, daß. „von den Sesinuten. 
unter anderem "sie Flugblattaktion der 
OKP, Sektion Soeeut, .. „begrüßt” wur, 
(de, obwohl überhaupt kein Flugblatt der 
OKP auf dieser Versammlung. verteilt 
worden war 


fahrt bisher politisch gearbeiten hat, den. 
Kampf der Seeleute überhaupt einschät 
zen? Die „KPD" machts möglich, ja 
noch mehr, die „Schittmacher” der Ar 
beiterbewegung kommen zu völlig neuen. 
Erkenntnissen über die Sreikmöglichkei- 
ten in der Seesch fahrt 


Für die „KPD" konnten die befrise- 


"haben, Die ROTE FAHNE schreibt: „Die 
ser Streik konnte die Mae der Sesieute 
nicht erreichen und konnte 30 auch kein 
Erfolg werden ...." Soweit richtig] Nun 
aber: „Denn was zoll ein Schiffahrt 
treik im Hafen? Dort arbeiten nicht in 
Seeieute" auf den Schiffen, sondern die, 
Hafenarbeitr .. .” (ettgedruckt In der 
ROTEN FAHNE), 

‚Hier ist doch wohl etwas Nachhile- 
unterricht für die „Vorhut der Arbeiter- 
klause” angebracht‘ 


Schon aufgrund der schwierigen. 
Kommunikationsverhältnisse st ein ein 
‚heitlich durchgeführter Streik der Be 
tzung auf See fast unmöglich. Grund. 
sinzlich ist jede Arbeitsniederlegung in 
der Senschiftahrt in dem Made ertog- 
reich, wie es den Saeleuten gelingt, die 
Transportproduktion, d.h. die Bewegung 
‚der Waren zum Markt, zu unterbrechen. 
Ein Streik auf See wäre demnach nur 
‚dann erfolgreich, wenn das Schi durch 
Treibenlamen an der Fortbewegung ge- 
"hindert wird; dies jedoch ist aus Sicher 
heitsgründen nur sehr begrenzt möglich 
(Schlechtwetter. drohende Grundberüh- 
ung, Kolisionagetahr in verkehrareichen 
Sengebieten, Mangel an Treibstoff und 
Proviant u2.), es sei denn, die „KPD"- 
Taktiker halten einen Streik schön dann. 
für erfolgreich, wenn die Matrosen auf 
See den Pinsel aus der Hard legen, oder 
aber, ie kalkulieren die Vernichtung von 
Menschenleben und Schiffen gleich mi 
fin. Deshalb kann eın unbetristter Ste 
nur im Hafen bzw. auf Rande organisiert 
Werden 

Mit ihrer am Schreibtisch oder auf 

Hafenrundfahrt _ „enndeckten‘“ 

iktaktik wird ao die „KPD“ bei den 
Seeleuten nur Hohngelächier ernten. 


Die DKP im Kielwasser der Ge 
kschaftsführungen 


neue Streiktaktik 


[E „KPD“ empfiehlt den Seeleuten] 


Der Verzicht der DKP auf eine kon- 
sequente gewerkschaftliche Klasenpoi 
tik wurde auch im Taritkampf der See 
Heute offenkundig, 


Die Widersprüche zwischen der auf 
bedingungsiose Klassanzusammanarbeit 
eingeschworenen DAG-Führung und der 
Im opportunisischen Zick-Zack sich be- 
wegenden OTV-Führung werden von der 
DKP-Betriebszeitung KLAR SCHIFF in 
Üiberaler Weise al „Unstimmigkeiten" 
zwischen den beiden Gewerkschaften be- 
zeichnen, 


Die Widerrufung der Annahme der 
Scehlichtungsempfehlung durch die DAG- 
Tarifkommission vonseiten des DAG- 
Bundesvorstandes am 15. Februar, die 
von dem SVDS bereits Mitte Februar 
als taktischer Winkelzug entlart wurde, 
‚der über das tatsächliche Zustandekom- 


Seit einigen Wochen entalten eine 
Gruppierung in Hamburg ihre Aktivität, 


Nach der Einreim einiger 
Westberliner Studenten gründete sie noch. 
kurz ‚vor dem 1. Mai ein „Regional 
komitee” und erklärte. den "Arbeitem: 
„‚Die Errichtung eines Regionalkomitses. 
der KPD in Hamburg bedeunet für die 
Hamburger Arbeiterschaft einen groß- 
artigen Schritt voran“. 
Sehen wir uns einmal einen der „grod- 
artigen Schritte der „KPI 
an. Inihrem „Zentralörgan”, der ROTEN 
/FAHNE (Nr. 39, 24, Mrz 1972) gibt 
der „Schrittmacher" der Arbeiterbewe- 
gung eine Einschätzung des Tarifkamptes 
der Saeleut. Beim Lesen den Erschei- 
ungsdetums stutzt der Laser bereite 
Wie kann eine Organisstion, ie weder 
im Hamburg Raum noch ind Sesshiff- 


immer dreister: Vom Appell an die) 


schrift: „Sind Streiks noch zeitgemäß? = 
Versuchten die Renderkapizisten bisher 
— bei formaler Anerkennung des Streik. 
rechts — die Seeleute und Ihre Organis- 
onen durch Appelie an de „geemt- 
wirtschaftliche Verantwortung“ an der 
Führung von Lohnkämpten zu hindern, 
30 greifen sie mit diesem Artikat ie 
Streiktreiheit Serhaust an. 

Mit Panikmache wie „die deutsche 
Senschiffahrr ist in Gefahr!” und „ce 


Reederkapitatiten schon im vorigen Jahr 
und verstärkten während der Tarifaur. 
einandersetzung, die Sesleute einzu- 
schüchtern und vom Lohnkampf abzu- 
halten. Wenn es dennoch zu Kampimaß 
(nahmen kommen konnte, no bedkune das 
für die Renderkapitaisten, dad, „maß. 

‚Nebliche Gewerkschaftsführer der” OTV 
Dei ihren Entscheidungen” an „gesamt. 
wirtschaftlicher Verantwortungibemult. 
sein“ es haben mangein lamen, dh. an 
Bereitschaft, die Interemen der Seeleute 
denen der Reederkapitalisten unterzu- 
Ordnen. In demagogischer Weis machen 
ich die Render in dem KEHRWIEDER- 
Artikel zum Führsprecher der „sea. 
tisch” denkanden, d.h, streikunmiligen 
Sesteute und werfen dem Sureikbenchiuß. 
der OTV mangelnde „Semokratinche Le- 
itimation” vor. Wie der „Beitrag” der 
Recder zum gewerkschaftlichen Demo- 
Kratismus in der Praxis ausah, geht aus 
den „Hinweisen für dis Verhalten der 

Amsdereien und Kapitäne bei Streiks" 
hervor, die in der ersten Märzifte ver: 
Hast wurden. Be Reader angmuichr der 
der sndig wachsenden Strnikberpchaft 
unter den Sanieuten eınen undetrmurmen 
Streik in Auge famn muflten. Dort nett 
munter anderem. „Besstzungummngunder, 
ie als besonders radikal oder a Ge- 
werkschaftsmitglieder (1) erkanat sind, 
müssen besonders beachtet werden . . 
Streikagitation braucht in Betrieb und an 
Bord nicht gedulden zu werden. Das 

Weiche gilt für Bordversamemiungen, in 
denen zum Streik aufgerufen oder anne. 


Renderkapialisten vom Appell an das 
„Gesamtwirtschaftliche Intereuse” über de 
Drutale Unterdrückung von praktischen 
Streikmaäinahmen zum propagenditi- 
schen Angriff auf des Streikracht über- 
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Chile: 


Seit über anderthalb Jahren befindet sich in Chile eine „Regierung der Volkseinheit 
an der Macht. Die „Volkseinheit“ (Unidad Popular) ist ein Bündnis mehrerer Parteien und 
Organisationen, die ihre Mitgliederbasis teilweise unter den Arbeitern und Bauern und teil 
weise unter den städtischen Mittelschichten haben: „Sozialistische Partei“ (PS; sie stellt 
den Präsidenten Salvador Allende), „Kommunistische Partei” (PC), „Radikale Partei” (PR), 

jewegung der einheitlichen Volksaktion“ (MAPU), „Unabhängige Volksaktion“ (API) und 

ozialdemokraten“. Aus der „Radikalen Partei“ hat sich mittlerweile eine Gruppe abge- 
Splittert, die sich „Radikale Linkspartei“ (PIR) nennt und weiterhin dem Bündnis angehört. 
Darüberhinaus hat sich im August 1971 aus der „Christdemokratischen Partei” (PDC; eine 
Partei der Ausbeuterklasse) eine Gruppe unter dem Namen „Christliche Linke“ (IC) heraus- 
gespalten, die der „Unidad Popular“ nahesteht und durch den von der MAPU übergewech- 
selten Agrarminister Jaques Chonchol auch In der Allende-Regierung vertreten ist. Seit der 
Regierungsbildung durch die „Unidad Popular“ wurden verschiedene Verbesserungen der 
Lebenslage des chilenischen Volkes durchgeführt. Seit dieser Zeit ist aber auch die Gefahr 
gewachsen, daß die renktionären Kräfte des Landes, die Großgrundbesitzer und industriellen 
Kapitalisten, den derzeitigen Kurs der „Volkseinheit’Regierung“ stoppen und die Regierungs- 
gewalt wieder zurückerobern werden. Dabei ist ihnen die Unterstützung des US-Imperialis- 
mus und anderer imperialistischer Staaten gewiß. Die „Regierung der Volkseinheit” betrach- 
tet sich als eine „revolutionäre Regierung“, die einen „demokratischen, pluralistischen und 
freiheitlichen Weg zum Sozialismus“ verfolgen will. Ihr Programm ist nach eigenen Aussagen 
noch kein sozlalisisches Programm, sondern ein „Übergangsprogramm‘. Ebenso will die Re- 
sierung der Volkseinheit noch keine, sozialistische Wirtschaft schaffen, sondern eine Wirt- 
schaft des Übergangs zum Sozialismus” Demzufolge sind die Maßnahmen vor allem gegen dien 
Imperialismus und gegen das einheimische Großgrundbesitzertum gerichtet. Sie treffen nicht 
30 sehr den industriellen Kapitalismus im eigenen Land, der infolge der jahrhundertelangen 
Kolonialherrschaft und imperialistischen Ausbeutung auch noch nicht sehr weit entwickelt 
ist. Als Endziel will die „Volkseinheit-Reglerung“ dennoch den Sozialismus errichten. Unsere 
proletarische Solidarität fordert uns auf, die Entwicklung in Chile aufmerksam zu verfolgen 


22,1 % im vergangenen Jahr ge- 


groß. Gleichzeitig wurden jedoch 


werden. 
Nach offiziellen Daten der vor. 


der Kinder- und Erwachsenensterb- 
Hichkeit, des Analphabetentums, des. 
Wohnungsmangels und der Krank- 
heit sind auf dem Lande besonders. 
schlimm; Zur Verbesserung dieser 


scher Kapi 


Salvador Allende 


IN unmenschlichen Verhältnisse läßt sogenannte „Dritte Welt 

Is die „Unidad Popular“ im die UP-Regierung set ihrer Amts- FreiRegierung hatte aber — das 
November 1970 nach einem übernahm Uglch 1/2 Liter Milch kommt hinzu - von dem bis Ende 
Von seiner Gesamtfläche von 1969 über 24 Mio. ha enteignetem 
Chile übernahm, sah sie aichall den Jahren ausgeben. Ebenso läßt sie 74 Mio. Hektar sind ca. 30 Mio.ha Land nur ca. 3 Mio. ha in das Eigen- 
iellen, das "des chilenischen Bodens landwirt- tum von Bauern und Landarbeitern 
genüber, die eine jahrhundertelange einer amtlichen Qualitätskontrolle _schaftlich nutzbar. Diese teilen sich überführt. Nur etwa 8 % aller länd- 
Kolonialherrschaft und imperilist- unterliegt. „Volksgesundheitszüge” in 21 Mio, ha Wald, 6 Mio. ha voll lichen Kieineigentümer und Land- 
sche Ausbeutung dem chilenischen wurden eingerichtet, die besonders wertiges Ackerland und der Rest ist arbeiterfamilien wurden von der 
Volk aufgebürdet hat, Hinzu kam die Südprovinzen bereisen und dort Weide. Von den 6 Mio. ha voll- Agrarreform begünstigt. Es ist somit 
wertigem Ackerland werden aber auch klar, daß die christdemokrati- 
nur 2 Mio. ha bewirtschaftet, 2/3 sche Regierung mit Hilfe des Agrar- 
die gleichfalls liegen also brach. Dies hängt mit  reformgesetzes offenbar die Schaf- 

im Lande umberreisen, sollen vor dem Latifundiensystem zusammen, fung einer kleinen ndlichen Mi 
roßgrundbesitzertum, das sei. telschicht beabsichtigte. Diese soll 
nen Besitzern freistllt, was sie be- te niedere und mittlere Bauern spal- die Verstaatlichung der größten. 
wirtschaften wollen und was nicht. ten und als „Puffer“ zwischen den Bergbau- und Industriebetriebe in 


knappen Wahlsieg die Regierung in kostenlos an jedes Kind unter 15 


Schwierigkeiten und Problemen ge- 


billigen „ 


/olksbrot”" he 


eine aktuelle Krise, wie sie in allen eine kostenlose ärztli 
kapitalistischen Ländern mit gesetz- und _Behandiu 
mäßiger Regelmäßigkeit auftritt - „Volkskulturzüge", 
auch in solchen Ländern, deren G: 

sellschaftsstruktur noch halbfeudale allem das Analphabetentum be- dem 
Verhältnisse aufweist und deren „‚ei- kämpfen, das trotz eines „ 
gener” Kapitalismus bislang im we- der allgemeinen Schulpflicht“ von 


Volkes rührt nämlich nicht von e- Zahlen: 6 326) Großerunäbesitzer 

senkt, Genau wie die Arbeitslosen- ner naturgegebenen Unterentwick- " und verfügten über nahezu 75 % 

quote ist die Inflationsrate damit lung seines Landes her, von beson- der 

allerdings immer noch ungeheuer ders ungünstigen klimatischen und flächen und Weiden. 

geographischen Verhältnissen oder 

nach Angaben von Präsident Allen- gar von der Faulheit und Ungeschick- 

de — die Realeinkommen um $5 % lichkeit, Chile ist sogar mit seinen heit“ hat die Enteignung der Groß 

erhöht. Somit konnte der Anteil riesigen Kupferbeständen von c 

der Löhne und Gehälter am Na- 34 % des Weltvorrats, mit seinen des Landes an die Bauern zu einer 

ionaleinkommens binnen eines Jah- Naturstoffen Molybdän (metall ihrer wichtigsten 

res.von SO ®-auf,59 % gesteigert scher. Grundstoff, der als Zusatz stimmt. Dies soll auf der Grund. 
‘ zu Edelstahl dient), Eisenerz und jage eines Agrarreformgesetzes ge- 

Salpeter und m 

maligen Regierung des Christdemo- Eigenbedarf ausreichenden Kohle- Regierung des Christdemokraten 

kraten Frei sind $0 % der Kinder feldern eines der reichsten Länder Frei beschlossen wurde. Das Gesetz 

unter 15 Jahren in Chile unterer Lateinamerikas. Not und Elend des legt 80 ha bewässertes Land als 

nährt. Der Ermährungs- und Ge- chilenischen Volkes liegen vielmehr _Höchstgrenze des Privatbesitzes fest, 

sundheitszustand des chilenischen in seiner Ausplünderung durch die Die Regierung Frei sah dies Gesetz. 

Volkes ist katastrophal. Die Raten Großgrundbesitzer 

isten, wie auch in sei. Gebrauch. Innerhalb eines Jahres 

ner Ausplünderung durch die impe- hat die „Regierung der Volksein- 

riaisischen Industriestaaten begrün- heil” nun bereits genau so viele 

det. Dies kennzeichnet die gesamte 


”Friedlicher Übergang „,, 
zum Sozialismus : 


nn mn 
(und auf der Seite des chilenischen Volkes und für die Verbesserungen in seinem Kampf gegen 


den Imperialismus Stellung zu nehmen. Es witt aber noch etwas hinzu: Die „Volkseinheit- 
Regierung” erhebt den Anspruch,ein „neues Modell“ auf dem Weg zum Sozialismus zu pri- 
sentieren. Und mit dem Wahlsieg der UNIDAD POFULAR (,.Volkseinheit”) im September 
1970 und der weiteren Entwicklung in Chile glauben auch die Revisionisten und Rechts- 
Opportunisten in unserem Land (DKF usw.) endlich den langerschnten Beweis für ihre Theorie 
vom „friedlichen Übergang” zum Sozialismus gefunden zu haben, dem auch die westdeutschen 
Arbeiter nachstreben sollen. Unserer Auffassung nach ist ein solcher Triumpf nicht mar über- 
trieben, sondern in höchstem Maße verantwortungslos. Erstens werden dadurch die unter- 
schiedlichen Kampfbedingungen des chilenischen Volkes und der Arbeiterklasse in der Bun- 
desrepublik einfach und galant mißachtet. Zweitens werden die Gefahren geleugnet, in denen 
sich die „Volkseinheit-Regierung” in Chile tatsächlich befindet. Dies allerdings berührt einen 
grundsätzlichen Aspekt der chilenischen Entwicklung: Mit derartigen Konzepten, wie sie die 
„Unidad Popular“ anbietet, hat die internationale Arbeiterbewegung bislang keinen einzigen 
lüngerdauernden Erfolg erzielen können. 


Wir veröffentlichen einen Artikel, der ausführlicher zur Entwicklung in Chile und den da- 
mit verknüpften Problemen Stellung nimmt. Wegen seiner Länge können wir den Artikel 
nicht auf einmal abdrucken, sondern müssen ihn unterteilen. Der 1. Teil, der nachfolgend 
abgedruckt ist, befaßt sich mit den Verbesserungen, die sich für das chilenische Volk unter 
der „Regierung der Volkseinheit” ergeben, sowie mit den Resktionen der alten Ausbeuter- 
Klassen und des Imperialismus. In den weiteren Teilen befassen wir uns vor allem damit, ob 
die „Regierung der Volkseinheit“ das chilenische Volk ausreichend gegen die Angriffe der 
Reaktion rüstet und ob ihre Politik geeignet ist, tatsichlich eine sozialistische Gesellschaft 
in Chile zu schaffen. Darin werden u.a. folgende Fragen behandelt: Möglichkeit eines Miltär- 
putsches und einer imperilisischen Intervention; Mobilisierung und Organisierung des Volkes, 
Einhaltung der bürgerlichen Verfassung: Bändnispolitik der „Volkseinheit-Regierung“; Ver“ 
staalichung und Sozialismus. 


landwirtschaftlichen Nutz- 


Die „Regierung der Volksein- 
grundbesitzer und die Verteilung 


Aufgaben be- 


seinen für den schehen, das bereits 1967 unter der 


und einheimi- aber lieber im Aktenschrank als in 


Latifundien enteignet, wie die Frei- 
Regierung während ihrer ganzen 6- 
‚jährigen Amtszeit: ca. 1400. Die 


sentlichen durch die imperialistische 1925 immer noch 15 % beträgt. Die _ Diese Herren nutzen das-Land aber Latifundien-Besitzern und der zu- Chile. Diese sind zümeht von zus 
‚Ausbeutung durch andere kapitali- Zahl der fertiggestellten Wohnungen nur, insoweit es ihnen ein angeneh- nehmend radikalisierten landlosen lindischem Kapital beberrscht, wor 


ien vorhanden ist 


iv“ widmete sich so zunächst den „leben“ auch allein in den Slums zur Sicherung 


wurde von 12.000 im Jahre 1970 mes und sorgenfreies Leben bringt. Bauernschaft wirken, die sich immer allem von US-Konzernen. Die US- 
ierung der Volksein- mehr als vervierfacht, Allerdings Das Volk ist für sie nur Arbeitsvich häufiger durch Landbesetzungen ihr Imperialisten hatten im Chile bis 
ihrer prunkvollen Recht selbst verschaffte. Die „Re- zum Regierungsamtritt der „Umidad 


dringendsten Nöten des Volkes und der Hauptstadt Santiago mehr als Feste und zur Aufrechterhaltung gierung der Volkseinheit“ rechnet Popular" Priyatinwestitiomen im Wet 
der Behebung der aktuellen Wirt- 1/2 Million Menschen unter den ihres lindlichen Besitzstandes—an- nun damit, daß bei zügigem Voran- von rund 1 Milliarde Dollar, worom 


schaftskrise. 
Während das Brutton: 


unwürdigsten Bedingungen — wäh- sonsten kümmert es diese Herren schreiten ihrerAgrarreformdasLati- nach einer Berechnung von 1968 
nalpro- rend nur einige hundert Meter ent- einen Dreck, ob das Volk Lebens- fundiensystem in spätestens drei ca. 60 % in Großberpwerken ange- 


dukt 1970: nur ein Wachstum von fernt, im Zentrum der Hauptstadt, mittel hat oder nicht. Wie die „Uni Jahren ganz aus Chile verschwun- jegt waren. Allein in den Jahren. 


knapp 2,5 % verzeichnete und auch dieeinheimischen und ausländischen dad Popular 


in ihrem Programm den ist. Einem Artikel des amerika- 1968 bis 1969 schafften US-Kon- 


inden drei Jahren zuvor nicht höher Kapitalherren sich ihre luxuriösen vom Dezember 1969 darlegt, könn- nischen Wirtschaftswissenschaftiers zerne insgesamt 1,2 Mrd Dollar 
als2,7 % kletterte, erreichte es 1971 _Privatvillen und Büroräume einrich- _ten in Chile 30 Millionen Menschen Andrew Zimbalist zufolge, brachte Profit aus dem Land und entzogen. 


im ersten Jahr der UP-Regierung ten. 
eine Rate von 8,3 %. Die 
1e Produktion vergrößerte 


ernährt werden, also das Dreifache die „Regierung der Volkseinheit" sie so der Entwicklung der chilemi- 
Als grundsätzliche Aufgabe zur der heutigen Bevölkerung. Dennoch bereits eine Gesetzesvorlage im Par- schen Wirtschaft. Diese Summe war 
Verbesserung der Lebensverhältni- muß Chile für rund 180 — 200 lament ein, wonach die Höchst- eine Steigerung um fast das Doppek- 


mur um knappe 0,8 %. 1971 er- se für das chilenische Volk betrach- Millionen Dollar Lebensmittel ein- grenze des ländlichen Privatbesitzes te der Jahre von 1959 bis 1964. Die, 
reichte die Steigerung der Indu- tet die „Regierung der Volkseinheit“ führen. Das Latifundiensystem ver- weiterauf 40 ha heruntergeschraubt Kupferminen, der wichtigste Reich- 
strieproduktion erstmals seit zehn die Agrarreform zur Beseitigung des | hindert eine Entwicklung der Land- werden soll. Zimbalist berichtet in tum Chiles, standen zu 85 % unter 
Jahren wieder 12 %. 1970 betrug Latifundiensystems (Großgrundbe- wirtschaft im Interesse des Volkes seinem im Januar dieses Jahres ge- US-Kontrolle. Bei den riesigen Pro- 


die Arbeitslosenquote in Groß-San- 
tiago noch 8,3 %. Binnen eines 


izertum) und die Befreiung von Bis 
perialistischer Ausbeutung durch _ heit 


ur „Regierung der Volksein- schriebenen Artikel auch, daß die - fiten der Anacomda-Gesellschaft und 
besaßen 53 % aller chileni- Enteignungen bis zur 80 ha-Grenze der Kenecott-Copper-Gesellschaft 


‚Jahres konnte sie auf vorerst 38 % die Nationalisierung „der größten schen Bauern kein eigenes Land. noch im April 72 abgeschlossen sein verblieben dem chilenischen Staat 
gesenkt werden. Die Inflationsrate Bergbau- und Industriebetriebe. Das Demgegenüber waren aber rd. 1,8% werden. Eine Bestätigung konnten 


wurde von 35 % im Jahr 1970 auf Elend und die Not deschilenischen aller Familien auf dem Land (in wir dafür jedoch noch nicht finden. 


Forts. nächste Seite 
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aber nur 35 Mill. Dollar jährlich 
von diesem Reichtum — weniger 
als ein siebentel von dem, was die 
US-Konzerne zuletzt dort heraus 
zogen. Westdeutsche Konzerne ha- 
ben über 250 Mil. DM Kapital in 
Chile. 

Am 11: Juli 1971 ratifizierte der 
‚chilenische Kongreß (Parlament) ein 
von der Regierung vorgelegies Ge- 
setz. zur vollständigen Nationalisie 
zung des Kupferbergbaus und son- 
Stiger national wichtiger Ressourcen 
und Produktionsmittel. Mittlerweile 
sind auch die Eisenerzgruben der 
nordamerikanischen Bethlehem Iron 
Mines Company und die größte 
Kohlengrube des Landes (Lota y 
Schwager) verstaatlicht sowie der 
überwiegende Teil der Textil- und 
Zementindustrie, Die Nationalisi- 
rungen erfolgten allerdings zumeist 
gegen Entschädigung, d.h. Aufkauf 
durch den Staat von den meisten- 
teils ausländischen Konzernen 
Ebenso kaufte die Regierung die 
Aktienmehrheit der größten Banken 
auf, sodaß sie jetzt — nach letzten 
eigenen Angaben - über 90 % des 
Bankkapitals kontrolliert 

Bei der Enteignung der chileni- 
schen Kupferminen in US-Hand ging 
die „Regierung der Volkseinheit” 
gewitzt vor: Allende gestand den 
enteigneten US-Konzernen eine be- 
rächtliche Abfindungssunme von 
über 600 Mio. Dollar zu. Sodann 
errechnete er, daß diese Konzerne 
inden vergangenen 15 Jahren durch- 
weg einen jährlichen Gewinn von 
40 % des Umsatzes gescheffelt hat- 
ten. Dies konnten sie nur durch fast 
völlige Ruinierung der Minen und 
Hinterlassung völlig veralteter Ma- 
schinen, was dem chilenischen 
Staat ungeheuere. Instandhaltungs- 
kosten verursacht, sowie durch 
‚enorm gesteigerte Ausbeutung chi- 
lenischer Arbeitskraft. Die Folgen 
dieser imperialistischen Raubmetho- 
den muß jetzt das chilenische Volk 
umso bitterer tragen. Also setzte 
Allende den „normalen“ Profit mit 
10% des Umsatzes fest und 208 die, 
Differenz zum tatsächlich herausge- 
‚preßten Profit als Schulden an das 
Chilenische Volk von der Abfin- 
dungssumme ab. Im Endresultat 
mußten die US-Kupferkonzerne auf 
‚eine „Entschädigung“ verzichten — 
und £rhielten obendrein noch Mil- 
lionenrechnungen von der chileni- 
schen Regierung zugesandt, weilihre 
Schulden bei weitem höher Iagen 
als die vereinbarte Abfindung 
Summe. 

Das Progranım der „Unidad 
Popular“ sieht die Schaffung einer 
„dreigeeilten“ Wirtschaft vor einen 
Verstaatlichten Sektor, einen Sektor 
des „gemischten Eigentums“ (halb- 
staulich-halbprivat) und einen Sck- 


Großgrundbesitzer in Chi 


&s also Über 34.000 private Indu- 
striebetriebe geben, die dann vor- 
wiegend in der Hand. chilenischer 
Kapitalisten sind. Aber auch das 
ausländische Kapital sol nicht ganz 
nationaliiert werden. In einer kürz- 
lich vorgelegten Liste mit 91. Be- 
trieben, die zT. verstaatlicht und 
ZT. „gemischtwirtschaftlich“ wei- 
tergeführt werden sollen, tauchen 
viele ausländische Unternehmen un- 
ker der Rubrik „gemischtwirtschaft- 
lich“ auf. Westdeutsche Kapitalien 
fehlen ganz in dem Katalog. Die 
chilenische Regierung hegt die Hof. 
mung, daß sie mit einer Drosselang 
ihrer Verstaalichungspläne die aus- 
ländischen Kapitalisten wieder wohl 
gesonnener stimmen und auch die 
Kapitalflicht chilenischer Kapita- 
Histen bremsen kann. 

im Handel soll nur eine kleine 
Gruppe von Distributionamonopo- 
ien enteignet werden. Die 120.000 
Betriebe des Kleinhandels und des 
mittleren Handels werden in Privat, 
besitz bleiben. 


Die sogenannte „Wirtschaft des 
Übergangs zum Sozialismus“ zielt 
im industrieellen Sektor im wesent- 
lichen nur auf eine Befreiung von 
imperialistischer Ausbeutungab und 
kommt damit nicht nur den chileni- 
schen Arbeitern, söndern auch ei 
nem Großteil der einheimischen 
Bourgeoisie zugute. 


IKonterrevolution schläft nicht] 

Dennoch hat die „Regierung der 
Volkseinheit‘ ihre Maßnahmen zur 
Verbesserung der Lebenslage des 
chilenischen Volkes von Anfang an 
unter Drohungen, Provokationen 
und Sabotageakten der in- und aus- 
ländischen Reaktion durchführen 
müssen, 


Allende hatte bei den Präsident- 
schaftswahlen im September 1970 
nur eine einfache Mehrheit (36,3 
% der Stimmen) erhalten, vor dem 
Kandidaten der extremen Rechten 
Jorge Alessandri, mit 34,9 & der 
Stimmen. Nach der chilenischen. 
Verfassung wurde damit eine Ent- 
scheidung des Kongresses zwischen 
den beiden Kandidaten mit den 
meisten Stimmen erforderlich, die 
Ende Oktober stattfand und zu- 
gunsten der „Unidad Popular” aus- 
fiel. Während dieser Zeit bis zur 
endgültigen Bestätigung durch das 
Parlament setzten bereits massive 
Versuche der Reaktion ein, das Zu- 
standekommen der „Regierung der 
Volkseinheit“ doch’noch zu ver- 
hindern. Um die nötige Stimmen- 
mehrheit im Parlament für seine 
Wahl zum Präsidenten zu „sichern”, 

mußte Allende das Versprechen ab- 


tor des Privateigentums. Die Ent- 
eignungen betreffen fast ausschließ- 
lich ausländisches Kapital. Von den. 
rund 35.000 Industriebetrieben in 
(Chile sollen nur ca. 150 Monopol- 
unternehmen enteignet werden. 
bzw. sind es bereits. Weiterhin wird 


legen, getreu der bürgerlichen Ver- 
fassung des chilenischen Staates zu 
regieren. Dies hatte die „Unidad 
Popular“ allerdings auch schon in 
ihrem Programm vom Dezember 
1969. zugesichert. Dennoch waren 
große Teile der herrschenden Klasse, 


Elendsquartier in Chile 


in Chile, vor allem die Großgrund- 
besitzer, und nicht zuletzt die im- 
perialistischen Staaten mit einer 
Wahl Allendes nicht einverstanden. 


Durch Kapitalflucht, Produk: 
tionsdrosselungen, zahllosen Finanz- 
manövern, Produktionssabotagen 
und Provokationen versuchten die 
Imperilisten die wirtschaftlichen 
und politischen Schwierigkeiten 
Chiles zu vergrößern. Wenige Tage 
vor der Kongreßentscheidung ließen 
Gruppierungen des Militärs, der 
rechtsradikalen Parteien und des 
rechten Flügels der Christdemokra- 
ten den Oberkommandierenden der 
Armee, _Generalstabschef Ren 
Schneider, ermorden. Diese Aktion 
sollte der Linken in die Schuhe ge- 
schoben und so ein Militärputsch 
vor Bildung der „Regierung der 
Volkseinheit“ provoziert werden. 
Die chilenische Bevölkerung durch- 
schaute jedoch diese Provokation 
und erkannte deren rechtsradikale 
Urheber. Eine breite Empörungs- 
welle des chilenischen Volkes konn- 
te so die Pläne der Reaktion durch- 
kreuzen, 


Erst vor kurzem ist bekannt ge- 
worden, daß der US-Mammutkon- 
zern ITT (International Telephone 
and Telegraph Corporation) in ge- 
meinsamer Arbeit mit dem US-Ge-- 
heimdienst CIA und dem State 
Departement ( US-Außenministe- 
tium) den Regierungsantritt Allen- 
des Ende 1970 verhindern wollte 
ITT kontrolliert in Chile 70 % der 
Telefongesellschaft des Landes, be- 
sitzt dort eine Elektroanlagenfabrik, 
eine Nachrichten-Übermittlungs-Ge- 
sellschaft und zwei Hotels — It. 
„Frankfurter Rundschau” Investi- 
tionen im Gesamtwert von ca. 220 
Millionen Dollar. Der nordamerika- 
nische Journalist Jack Anderson 
veröffentlichte Ende März. dieses 
Jahres Fotokopien über Geheim- 
Papiere derITT, in denen die Putsch- 
pläne enthalten sind. Wie daraus 
hervorgeht, wurde der US-Botschaf- 
ter in Chile, Edward Korry, vom 
US-Außenministerium angewiesen, 
„alles nur Mögliche zu tun — bisan 
den Rand einer Intervention wie 
in Santo Domingo —, um Allende 
an der Machtübernahme zu hindern” 
(„Spiegel“. 3.4.72). Der ITT-Kon- 
zen war bereit, Schmiergelder bis. 
zu siebenstelligen Summen für ei- 
‚nen Militärputsch auszugeben. An- 
stelle des gewählten Allende sollte 
der. chilenische General Roberto. 
Viaux die Regierungsgewalt über- 
nehmen. Viaux sitzt inzwischen in 
Santiago im Gefängnis, 

Die massenhafte Empörung des 
chilenischen Volkes, ihre Solidart- 


tät mit der „Regierung der-Volks- 
einheit“ sind der wesentliche Grund, 
weshalb trotz der Umsturzversuche 
seitens der Imperialisten und. der 
Großgrundbesitzer Allende dennoch 
am 4. November 1970 seine Re- 
sierung bilden konnte. 

Aber die Reaktion ist keines- 
wegs geschlagen in Chile. Im Ge- 
genteil muß gesagt werden, daß sie 
offenbar nach einem langfristigen 
Plan wirtschaftliche und politische 
Schwierigkeiten im Land heraufbe- 
schwören will, bisihr der Zeitpunkt 
zum Sturzder „Regierungder Volks- 
einheit‘"günstiger erscheint. 

Großgrundbesitzer lassen bei- 
spielsweise ganze Viehherden über 
die Grenze nach Argentinien trei- 
ben. Dadurch wird die Lebensmit- 
teiversorgung des chilenischen Vol- 
ikes sıbotiert. Bereits zugesagte Kre- 
üite wurden von imperialisischen 
Staaten wieder gestrichen. Durch 
Interventionen des US-Kapitals und 
wahrscheinlich auch des BRD-Ka- 
pitals sank der Kupferpreis auf dem 
Weltmarkt von 67 auf 45 Cent pro 
Pfund, also um ein Drittel (die BRD 
ist der größte Kupferabnehmer 
Chiles). Da das Kupfer rund 80 % 
der chilenischen Exporte ausmacht, 
bedeutet dies erheblich verminderte 
Deviseneinnahmen. Die Devisenbe- 
stände — notwendig für den inter- 
nationalen Handel, z.B. Lebensmit- 
telimport - sind fast aufgebraucht 
Chile ist heute mit über ca. 4 Mrd 
Dollar im Ausland verschuldet. 

Die von ihnen selbst herbeige- 
führten wachsenden wirtschaft. 
lichen Schwierigkeiten Chiles neh- 
men die Reaktionäre dann zum 
Anlaß, um die „Untauglichkeit“ 
der Nationalisirung, Latifundien- 
Enteignungen, höheren Löhne, ge- 
Fingeren Arbeitslosigkeit usw. zu 
„beweisen“ 

Die Großgrundbesitzer haben auf 
dem Land „weiße Garden” aufge- 
baut, Privattruppen, die sie vor 
Enteignungen und Landbesetzun- 
zen durch die landlosen Bauern 
schützen sollen. Immer häufiger 
mehren sich die Fälle, wo Bauern 
von diesen faschistischen Schergen 
erschlagen werden. 

Im Juni vergangenen Jahres wur- 
de durch die Ermordung des Christ 
demokraten Edmundo Perez Zujovic. 
der unter der Regierung Frei Innen- 
minister war, eine neue Provoka- 
ion gestartet. Der Großteil der 
Presse, der noch in der Hand der 
Reaktion ist, machte die „Links 
radikalen“ insgesamt und die „Re- 
Sierung der Volkseinheit“ insbeson- 
dere dafür verantwortlich, da deren 
Politik eine „Atmosphäre der Ge- 
walttätigkeit "und des Chaos“ go- 
schaffen hätte. 

Zujoric wurde ermordet von An- 
gehörigen der „Vanguardia Orge- 


nizada del Pueblo“ (VOP — „Avant- 
gardeorganisation des VoIk&s“). die 
sich selbst als „links“ bezeichnet. 
Tatsache aber isi, daß die VOP von. 
Rechtsradikalen und CIA-Agenten 
durchsetzt ist, ‚die den Mantel 
„links“ benutzen, um das Volk ge- 
gen die Linken aufzuhetzen. Dafür 
haben sie sogar einen ihrer eigenen 
Leute über die Klinge springen Ias- 
sen. Wer würde schon daran zwei- 
feln, daß der Reaktionär Zujowie 
von Linken ermordet wurde? Die 
Geschichte der internationalen Ar- 
beiterbewegung kennt tausende von 
Beispiele für derartige Provokatio— 
men der Reaktion, die glaubhaft 
den Linken angelastet werden kön- 
nen. 

Die mit der Ermordung Zujovics 
verbundene Hetzkampagne gegen 
links hatte für die Reaktion über- 
dies das äußerst positive Ergebnis, 
48 die rechtsradikale „Nationak 
partei” und die Christdemokraten 
sich wieder zu einem engen Bünd- 
nis zusammenschlossen. Bei der Prä- 
sidentenwahl im September 1970. 
hatten diese beiden Parteien der 
herrschenden Klasse getrennt kan- 
didiert und damit ungewollt einen. 
Wahlsieg der „Unidad Popular“ be- 
günstigt. 

Am 1. Dezember 1971 führten 
guigekleidete „Damen“ aus der 
Bourgeoisie und’ dem Kleinbürger- 
tum eine Demonstration gegen die 
„Regierung’der Volkseinheit” durch. 
"Zuihrem „Schutz“ hatten sie Sch 
gertrupps bei sich, die einen Sturm 
auf das Haus des Gesundheitsmi- 
'nisters veranstalteten und mehrere 
Parteilokale der Linken zerstörten. 
Die, Allende-Regierung verhängte 
wegen. der zunehmenden Provoka- 
tionen für knapp eine Woche den 
Ausnahmezustand über Santiago. 
und schloß eine Zeitung und zwei 
Radiosender der Reaktion — aber 
nur für einige Tage. 

Kurze Zeit später, zu Anfang 
dieses Jahres, veräbten Rechtsradi- 
kale ein Attentat mit Maschisen- 
Pistolen auf den Bürgermeister der. 
Provinz Lianquihue, der Mitglied 
der „Kommunistischen Partei Chiles‘ 
ist. Die Kugeln verfehlten jedoch 
ihr Ziel und trafen statidessen sei- 
nen Chauffeur, Mitglied der Christ- 
demokraten. 

Es ist damit zu rechnen, daß 
die Reaktion in diesem Jahr ihre 
Gegenoffensive zum Sturz der „Re- 
gierung der Volkseinheit“ verstär- 


der Großgrundbesitzer und einher 
mischen Kapitalisten sowie des Im- 


perialismus verfolgt. 1 
{wird fortgesetzti) 
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NAMIBIA: Aufstand gegen die süd- 


afrikanische Ausbeuterherrsc 


Ar 13. Dezember 1971 begann 
bisher größte Streik in der 
Geschichte Namibias (Sücwest-Afri- 
ka}: Zuerst in der Walfischbai, dann 
ich in 
bias logten über 
0.000 Afrikaner ihre Arbeit in den 
Industrien, Minen und Farmen nie- 
der und versetzten damit die weiße 
‚Ausbeuterklasse in Angst. Deshalb 
wurden sofort die nördlichen Pro- 
vinzen von der Außenwelt abge- 
riegelt, vier portugiesische Batall- 
!ione an der Grenze in Angola zu- 
sammengezogen und über 100.000 
Polizisten von Südafrika aus nach 
Namibia geschickt. Aler auch der 
brutale Polizeiterror (unzählige Tote 
und Gefangene) konnte den Frei 
heitswillen der. Afrikaner nicht 
brechen. 

Heute befinden sich 
von ihnen noch im Streik, der sich 
in Teilen Ovambolands zum bo- 
waffneten Aufstand. ausgeweitet 
hat. 

Die südafrikanische Polizei ver- 
sucht, die streikenden Arbeiter in 
ihren Konzentrationslagern. auszu 
hungern. Sie deportierte Tausende 
Ovambos zurück in das umzäumte 
Reservat „Ovamboland". Doch di 
Solidarität der unterdrückten Afr 
kaner machte diese Maßnahmen 
wirkungslos. Über alle Stammesge- 
‚gensätze hinweg, bilden Ovambos, 
Hereros und andere eine einheit- 
liche Streikfront. Schwarze Poli 
zisten versorgten die Lagereinwoh- 
ner mit. Nahrung. Kein Afrikaner 
war als Streikbrecher zu finden! 

Jetzt, nach über 5 Monaten und 
gewissen‘ Zugeständnissen der sid- 
afrikanischen. Ausbeute, sind erst 
5.000 Afrikaner wieder an die Ar- 
beit gegangen, 

Damit erweist sich dieser Streik 
als politischer Aufstand gegen die 
‚Ausbeuterherrschaft. Zum Teil mit 
Pfeil und Bogen gehen die Afrl 
kaner: gegen Polizeieinheiten vor. 
Die gesamte Wirtschaft Südwest: 
afrikas ist. lahmgelegt. Die sidafr 
kanische Regierungerließ eine totale 
|Nachrichtensperre, um ihre Nieder- 
lagen zu verhüllen. Ihr gesamtes 
‚Ausbeutersystem ist bedroht. 
ie bürgerliche Presse, die diese 
Vorgänge nicht ganz totschweigen 
konnte, orakelte indessen über 
möglichen Ursachen des Streiks, 
dieses in dem seit 
Kontraktarbeits- 
system gefunden zu haben. Danach 
können die Afrikaner nämlich eine 
Arbeitsstelle, auf die sie ja dringend 
angewiesen sind, nur durch die 
Zentralstelle für Eingeborenenar- 
beit‘ vermittelt: bekommen. Diese 
bestimmt nicht nur ihren Arbeits- 
platz und Mindestlohn, sondern ver- 
bietet ihnen während der Dauer des 
Kontraktes auch noch die Stelle zu 
wechseln oder vorzeitig heimzu- 
kehren sowie. jeglichen. Familien- 
besuch. 

Solche Gesetze der Sklaventrei- 
berei in Verbindung mit strikten 
Paßgesetzen für Afrikaner, unbe- 
grentzen Verhörzeiten, Folterungen, 
Hinrichtungen und einem perfekt 
‚geflochtenen Netz von Polizeispit- 
zein sichern die Herrschaft der 
weißen Ausbeuterklasse, Dazu eine 
UNO-Analyse: „Das Ergebnis der 
Gesetze und Anordnungen, die das 
‚Apartheidssystem kennzeichnen, ist 


die Schaffung eines indirekten 
Zwangsarbeitssystems mit einem 
Überangebot an billigen farbigen. 
‚Arbeitskräften. Der gesamte süd- 
afrikanische Boom beruht auf Aus- 
beutung der Farbigen.” 

Ein weißer Arbeiter verdient in 
‚der Industrie fünfmal, in den Berg- 
werken 16 mal mehr als ein afri- 
'kanischer. Der Durchschnittsiohn. 
der Afrikaner in Namibia betrug 
(ca. 45 DM monatlich. 

Dementsprechend forderten die 
enden Arbeiter zunächst u.a.: 
Freie Wahl des Arbeitsplatzes 
Gleicher Lohn und gleiche Be- 
handlung für alle, unabhängig 
von der Hautfarbe 
Für den Lebensunterhalt aus- 
reichende Löhne 
Entfernung der Zäune und Kon- 
rollen um Ovamboland. 


Die sidafrikanische Regierung ver- 
sprach einige unbedeutende Ver 
besserungen, die keine der For- 
derungen erfüllten. 


Kolonialzeit 11880 — 1818) gab es 
in Namibia zahlreiche Aufstände, die 
von den Deutschen alle zusammen- 
‚geschossen worden sind. So meinte, 
der deutsche General v. Trotha zu 
dem dreijährigen Hereroaufstand 
(1904-7): „Ich glaube, daß 
Nation vernichtet. werden muf 
Deshalb wurden 70 % aller Hereros. 


Das Elend der Ausbeutung 


Neben dieser Methode der sch 
baren Zugeständnisse betrieben die 
Kapitalisten aber gleichzeitig mas- 
aive Vorbereitungen für den Ernst- 
Hal 

„Die Anlage der afrikanischen 
Vorstädte wurde u.a. nach strate- 
gischen Gesichtspunkten geplant. 
Eine solche Lokstion könnte inner- 
halb kürzester Zeit abgeriegelt, auf 

ren übersichtlichen Straßen kann 
‚jeder gewaltsame Widerstand mühe- 
1os gebrochen werden.” (H. Adam, 
„Südafrika-Soziologie einer Rassen- 
gesellschaft‘) 

„Kein anderer Staat hat zudem 
seine Bevölkerung vergleichbar in- 
tensiv auf unkonventionelle Krieg- 
führung im eigenen Land vorberei- 
tet ... Die beachtliche Lufttrans- 
Portkapazität — auch ihr steht. in 
‚Afrika. nichts vergleichbares gegen- 
über — garantiert rasche Mobilität 
für den Fall, daß rebeilierende Be- 
völkerungsteile niedergehalten wer- 
den müssen.” (Die WELT) 


Von spontanen Erhebungen . 
Trotz der seit eh und jeh vor- 
handenen Entschlossenheit der 
Herrschenden, jeden Widerstand so- 
fort brutal zu zerschlagen, haben 
die Afrikaner immer versucht, das 
herrschende System zu beseitigen. 
Schon während der deutschen 


niedergemetzeit. 

Der erste Weltkrieg endete damit, 
daß Deutschland sämtliche Kolonien. 
verlor. Die Siegermächte teilten die 
Welt ausschließlich nach ihren im- 
perielistichen Interessen auf, ohne 
dabei auch nur im geringsten nach, 
den berechtigten Forderungen der 
‚Afrikaner zu fragen. So wurde Süd- 
afrika die Regierungsgewalt über. 
Namibia unter der Oberhoheit des 
Völkerbundes zugesprochen, denn 
1915 hatten englische und südafri- 
kanische Truppen gemeinsam die 
Deutschen in SW-Afrika besiegt. 
Diese Oberhoheit war jedoch von 
Anfang an nichts anderes als eine 
Ieere Phrase, denn Südafrika ver- 
wandelte Namibia sehr schnell in 
einen integrierten Teil und beu- 
tete das Land nach besten Kräften 

Daran hat sich bis heute nichts. 
geändert. Zwar übernahmen die Ver- 
einten Nationen 1946 die Aufgaben 
und Verpflichtungen des Völk 
bundes, doch für die Nationalisten. 
in Südafrika zählte der „Geist des. 
Mandates“ nicht länger. Sie gingen 
dazu über, die bisher zumindest 
verbal anerkannte Oberhoheit der 
„Weltgemeinschaft” offen zu miß- 
achten. Es zeigte sich die wahre- 
Funktion der UNO: Man verfaßte 


zahlreiche Resolutionen, in denen 
die UNO Südafrika das Mandat ent- 
209. Auch gab es einen Beschluß 
des Weltsicherheitsrates und ein 
Rechtsgutachten des internationalen 
Gerichtshofes von den Haag, in 
denen die sidafrikanische Präsenz 
in Namibia als illegal bezeichnet 
wurde, und man alle Länder auf- 
forderte keine Verhandlungen mit. 
Südafrika zu führen, in denen die- 
ses Land für Namibia spricht. Aber 
darüber hinaus wurde nichts unter- 
‚nommen, was. die Situation wirk« 
lich grundlegend veränderte, weil 
von vornherein feststand, daß. die 
Imperialisten diese Beschlüsse so- 
wieso nicht einhalten würden. 

Es ist immer das Vorgehen der 
Imperialisten, daß sie einerseits in- 
ternationalen Abkommen „gegen 
jede Rassendiskrimminierung” bei- 
treten, wie z.B. die BRD, und an- 


‚gen. Auf diese Weise schaffen sich 
die internationalen. Monopole ein 
demokratisches Feigenblättchen, 
mit dem sie ihre dreckigen Machen- 
schaften vor den Massen besser be- 
mänteln wollen. Hinzu kommt noch, 
daß sie ja auch am Geschäft mit den. 
unabhängigen afrikanischen Staaten. 
interessiert sind, und da würde sich 
eine allzu offene Unterstützung der 
faschistischen Regimes negativ aus- 
wirken, 


.. und moralischen Appellen .. 

Die Wirkungsiosigkeit solcher in- 
ternationalen Beschlüsse mußte auch 
die SWAPO (South West Africa 
erkennen. 


Peoples. Organisation) 
Die Afrikaner hofften 
Gründung 1959 noch, 
auf Selbstbestimmung mit. fried- 
lichen Mitteln erreichen zu können. 
Sie wendeten sich an die UNO und 
erfaßten Appelle an die Regierung 
von Südafrika, aber diese stellte sich, 
taub oder antwortete mit brutalem 
Terror. Deshalb gab die SWAPO 1966 
diese Illusion auf und ging zum 
bewaffneten Guerillakampf über, 
weil nur auf diese Weile das Volk 
selbst, geführt durch eine schlag- 
kräftige revolutionäre Organisation, 


ten kann, nicht aber irgendwelche 
internationalen Gremien. 


. zu sozialistischen For- 


Heute hat die SWAPO 100.000 
Miglieder und arbeitet überall im 
Land am Aufbau revolutionärer Kz- 
der. Ein englischer Journalist schrieb 
nach einem Besuch in Namibia 
über den Streik: „Aber es gibt 
meiner Meinung nach keinen Zwei 
fel daran, daß die SWAPO sehr 
viel damit (mit dem Streik) zu 
tun hat. Alle Ovambos, die ich 
in Namibia getroffen habe, sprachen 


I 
(Ber 
der 

N SWArO 
über die SWAPO als dem wichtig: 
sten Element im Widerstand gegen 
die weiße Vorherrschaft” (‚The 
Guardian“ 12.171) 

Die Afrikaner wissen, daß hinter 
der weißen südafrikanischen Kapi- 
talistenklasse die Imperialisten. 
stehen, denen es: 


1. um die Sicherung und Aus- 
beutung von Rohstoffquellen, 

2 um hohe Profite durch die 
reichlich vorhandenen billigen 
Arbeitskräfte und 

3 um die Erhaltung ihrer mili- 
rischen Interessen in die- 
sem Teil der Weit geht. 


Wo derartige Profite winken, sind 
natürlich auch die deutschen Kapi- 
talisten nicht fern. Schon längst 
treffen sie sich mit den Vertretern 
des sidafrikanischen Monopolkapt- 
als zu „Arbeitsgruppen“, an denen 
von deutscher Seite Leute wie: 
Stoltenberg, Fritz Berg vom BDt, 
Richard Jäger als Vertreter von F-J. 
Strauß und die Repräsentanten von 
Krupp, AEG, Siemens, BASF, 
Bosch, Demag, Lurgi, VW, Degussa, 
Thyssen, Klöckner, Oetker, Luft- 
'hansa, Rheinstahl, Deutsche Bank, 
Dresdner Bank, Commerzbank teil- 
nehmen. Aber alle diese sauberen 
Herren sind doch nur die Spitze 
eines Eisberges, wie das enorm an- 
wachsende Handelsvolumen zwi- 
schen beiden Ländern zeigt, denn 
die BRD ist der drittwichtigste 
Handelspartner Südafrikas. Schät- 
Zungsweise über 300 deutsche Fir- 
men besitzen dort Zweigwerke oder 
Kapitalbeteiligungen, denn Südafri- 
ka garantiert ihnen doppelt so hohe 
Profitraten als die meisten Länder 
der Erde. Die Gefahren, die sich 
aus dieser Verlagerung der Produk- 
tion- auch für die deutsche Arber 
terklasse ergeben, sind mur allzu 


den Bantus in Südafrika selbst ge- 
gen die Ausbeutung und Unterdrük- 
kung. Ihr Kampf reiht sich damit. 
ein in die Befreiungskämpfe der 
Völker Mosambiks, Angolas, Viet- 


nams und der übrigen dritten Weit. 
‚gegen den Imperialismus und seine 


Lakaien. 
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Kapital 
kommui 


nistischen Gruppen außerhalb der 
sodaß ihre zeit- und kraftaufwen- 
Gewähr für den Mißerfolg ihrer Ar- 
beit seien. 


Seit kurzem scheint sich aber 
ander Einschätzung der Kapitalisten 
über Erfolg und Mißerfolg der 
kommunistischen Bewegung einiges. 
zuändern, wo für wir ein paar Belege, 
bringen wollen. Wir können mit G; 

nugtuung feststellen, daß die Arbeit 
‚des KOMMUNISTISCHEN BUNDE: 
an dem leiser gewordenen Opt 
mismus auf Seiten des Klassenfein- 
des offenbar „mitschuldig"“ _ ist, 
Nachdem Springers „Welt” sich im 
‘Sommer letzten Jahres bereits üher 
die „straff. organisierten Kohorten. 
des "Sozialistischen  Arbeiter- und 
Lehrlingszentrum‘ “ in Hamburg 
beklagte (das SALZ war eine Vor. 
uferorganisation des KB) und der 
Jüngste Bericht des schleswig-hol- 
steinischen Innenministeriums den 
Zusammenschluß verschiedener 
'norddeutscher Gruppen zum KOM - 
MUNISTISCHEN BUND sowie die 
Verbreitungdes ARBEITERKAMPF 
hervorhob, sind vor allem folgende 
Berichte aus jüngster Zeit bemer- 
kenswert: 

Die Polizei“. Zentralorgan für 
„Sicherheits- und Ordnungs- 
‚ brachte in ihrer Ausgabe 
. Februar einen kurzen Ar- 
tikel, in dem über die Zersplit- 
terung der sogenannten „Neuen 
Linken“ berichtet wird. E$ heißt 
dann weiter, daß es aber 

einigen bedeutenden Gruppen 
in absehbarer Zeit gelingen (kann) 
überregionale Zusammenschlüsse zu 
schaffen. Ansätze dafür zeichnen 
sich bei der Berliner maoistischen 
‚Kommunistischen Partei Deutsch- 
lands’ und Ihrem ‚Kommunistischen 
Studentenverband' sowie beim Ham- 


burger ‚Sozialistischen Arbeiter- und 
‚Lehrlingszentrum‘ ab. Diesen Grup- 
pen fehlt allerdings eine führende 
Persönlichkeit mit Ausstrahlungs- 
und Überzeugungskraft, die einen 
Einigungsprozeß entscheidend für- 
dern könnte 


Springers „Welt“ veröffentlichte 
Anfang März dieses Jahres eine Ar- 
ikelserie „Die Partisanen sind un- 
ter uns“, In dem zweiten Artikel 
dieser Serie befaßte sich die „Welt‘ 
am 6. März mit der Entwicklung 
der sog. „Neuen Linken“, womit 
alle linken Gruppen gemeint sind, 
die nicht mit der DKP überein. 
stimmen. Nach einer ausführlichen 
„Behaı des sog. „linken 
Terrors“ lautet der letzte "Ahlatz. 
des Artikels: 

‚In der'radikalen Linken hat folge- 
ichtig ein Disziplinierungsprozeß 
eingesetzt. Der „Kommunistische 
Bund“ in Hamburg zum Beispiel 

450 Jungarbeiter und Lehrlinge 
= fat in straff geführte, konspirativ 
arbeitende Gruppen gegliedert, Mo- 
matsbeitrag: 25 bis 50 DM. Die 
Welhnachtskratifikation war 1971 
von allen Mitgliedern in voller Höhe 
an diesen Bund abzuführen. Den 
beiden FÜhrern gebührt absoluter 
Gehorsam, äuf Befehl ist der Ar- 
beitsplatz zu wechseln und anders- 
wo eine neue Zelle aufzubauen. 
Die „Neue Linke‘ wandelt sich‘ 

In Zusammenhang mit einer Be- 
richterstattung über das Bomben- 
attentat auf Bundesrichter Budden- 
berg in Karlsruhe brachte die 
„Frankfurter Allgemeine Zeitung“ 
am 16, Mai einen Artikel über die 
Zersplitterung der kommunistischen 
Bewegung. Darin heißt es inmitten 
einer Aufzählung verschiedener lin- 
ker Organisationen‘ 

„Als besonders erfolgreich in der 
Beiriebsarbeit gelten die Aktionen 
des „Soztalistischen Arbeiter- und 
Lehrlingszentrums' in” Hamburg.” 

Das „Deutsche Ind 
in Köln gibt eine 
Die neue Linke“ heraus, die vor 
lem den Geschäftsleitungen aller 
Industriebetriebe in der Bundesre- 
publik „Hilfen für die Diskussion“ 
bieten soll. Die Ausgabe 11/1972, 
die nur knapp 7 Schriftseiten um- 
fußt, trägt den Titel „Agitation im 
Betrieb: Die roten ‚Kollegen” ". 


* * *UnserWeg 
Zeitschrift des KB zu 
Fragen der Arbeiterbewegung 


Im Abonnement DM 4,20 
(6Ausgaben incl. Porto) 
zu beziehen über 


VERLAG ARBEITERKAMPF 
J. Reents 

2000 Hamburg 13 
‚Rutschbahn 35. 


Zahlung bitte im Voraus 
auf das Postscheckkonto 
Hamburg 240 595 J. Reents 


Darin heißt es nach einigen zu- 
sammengewürfelten Informationen 
über die DKP und die ihr nahe- 
stehenden Organisationen SDAJ und 
MSB/Spartakus — sinnigerweise un- 
ter der Überschrift „Die junge stu- 
dentische (!) Linke“ 

„Nur wenige Gruppen der jungen 
‚neuen Linken waren bis jetzt in 
der Lage, auf breiter Basis Betriebr- 
arbeit zu leisten. Eine davon ist 
der „Kommunistische Bund“ Ham- 
burg. (früher: « „Sozialistisches. Ai 
beiter- und "Lehrlingzentrum“ 
SALZ), der sich mit mehreren nord- 
deutschen Gruppen der Linken zu- 
‚sammengeschlossen hat und allein 
in Hamburg 4 Branchen, 4 Be- 
triebs- und 2 Lehrlingszeitungen 
'herausgibt, Der Bund hat etwa 20. 
Betriebsgruppen, seine Funktionäre 
arbeiten in verschiedenen Gewerk- 
schaften mit.” 


[Nägel mit Köpfen 


Warum sind diese Zitate bemer- 
merkenswert? 

Der Klassenfeind bemüht sich 
zunehmend, innerhalb der linken 
Bewegung zu differenzieren, aus 
welcher Richtung seiner Herrschaft 
die größte Gefahr droht. Einige 
Gruppen scheinen demgegenüber 
immer noch der Auffassung zu sein, 
daß „spektakuläre Aktionen“ und 
besonders „rrrevolutionäres“ Auf- 
treten mit viel Mao-Bildern und 
autem Geschrei dem Klassenfeind 
‚Angst einflößen könnte. Diese Mei- 
nung ist aber völlig idiotisch, weil 
kein einziger Kapitalist sich. da- 
durch einschüchtern läßt oder sich 
‚davor fürchtet. Organisationen wie 
die verschiedenen „„KPD/ML«“ und 
andere Sektierer dienen auch dem 
Kapitalisten nur zur Belustigung. 
Allenfalls sind die Sektierer noch 
dazu geeignet, den Kommunismus 
beiden Arbeitern zu verunglimpfen, 
Von daher sind auch manche Be- 
richte in der bürgerlichen Presse 
über diese Leute zu verstehen — 
nicht etwa, weil sie eine Gefahr 
für das Kapital darstellen, 

Hand und Fuß hat nur eine kon- 
inuierliche Arbeit in den Betrie; 
ben — und das wissen die Kapita- 
listen schr wohl, wie sich besonders. 
an ihren internen Mitteilungsblät- 
tern zeigt. Sie schießen sich in 
„Abwehrmaßnahmen“ immer mehr 


zun Kommunistischen 


PnOGRAmmMarı. 


auf solche Organisationen und Grup- 
pen ein, die den Arbeitern eine 
tatsächliche Unterstützung in ihrem 
Kampf geben; die in der Lage sind, 
auf der Grundlage einer Teilnahme 
an den Kämpfen des Proletariats 
die Unzufriedenheit und die For- 
derungen der Arbeiter zusammen. 
zufassen und ihnen breitere. Be- 
kanntheit zu verleihen; die dem 
Kampf der Arbeiter zu größerer 
Bewußtheit verhelfen und an der 
Organisierung ihrer Kämpfe prak- 
ischen Anteil nehmen; die sel 
über ihre uneigennützige Arbeit in 
den Tagesfragen des Arbeiterlebens 
das Vertrauen der Arbeiter erkämp- 
fen, und die schließlich von den Ar- 
beitern deswegen (und nur deswe- 

n) auch zunehmend als Ratgeber 
für ihren längerfristigen Kampf zum 
Sturz der Herrschaft des Kapitals 
anerkannt werden, „Jeder Betrieb 
sei unsere Burg!” - mit einer kon- 
tinuierlichen Arbeit nach dieser 
Richtlinie haben die rusischen 
Kommunisten unter der-Führung 
von Lenin und die deutschen 
Kommunisten unter der Führung 
von Ernst Thälmann Erfolge er- 
zielen können, 


Wir stehen in der Bundesrepu- 
blik erst wieder sehr am Anfang 
und es gibt noch viele Differenzen 
innerhalb der Bewegung, welche 
Politik den Interessen der Arbeiter 
tatsächlich am meisten nützt, Ab- 
geschen von den Trugbildern der 
„KPD/MLS“ und der Westberliner 
KPD“, die das Problem des Wieder- 
aufbaus der Kommunistischen Par- 
tei einfach und galant durch eine 
entsprechende Selbstkrönung lösten, 
bestehen auch hier noch zahlreiche 
Meinungsverschiedenheiten inner- 
halb der kommunistischen Bewe- 
gung. Der KB vertritt in dieser 
Frage seit langer Zeit den Stand- 
punkt, daß neben der notwendigen 
Auseinandersetzung zwischen den 
verschiedenen Gruppen bereits eine 
Zusammenarbeit in vielerlei Fragen 
anzustreben ist. Als wichtigstes In- 
strument aber, das den Aufbau der 
‚Kommunistischen Partei vorantrei- 
ben kann, schen wir die Schaffung 
einer nationalen politischen Zei- 
tung an. Diese Zeitung muß von 
einem ideologisch standfesten Zen- 
trum der Bewegung herausgegeben 
werden und trotz aller Bereitschaft 
zur Diskussion aller für die Arbei- 


terbewegung wichtigen Fragen, eine 
klare proletarische Linie verfolgen. 
Sie muß sich weiter der Unter- 
stützung möglichst vieler Gruppen 
aus allen Teilen unseres Landes 
sicher sein, sowohl was die Zu 
sendung von Kritiken, Berichten 
und Artikeln angeht, als auch was. 
die Verbreitung der Zeitung unter 
den Arbeitern des jeweiligen Ortes 
betrifft. Es ist klar, daß eine solche 
Zeitung nur dann zum Sprachrohr 
der Arbeiterinteressen werden kann 
und die Organisierung der Arbeiter 
vorantreiben wird, wenn sie aufs 
engste verbunden ist mit der prak- 
tischen Arbeit in den verschiedenen 
Orten der Bundesrepublik 


Der KB hat mit dem ARBEI- 
TERKAMPF einen praktischen 
Schritt in dieser Richtung unter- 
nommen und auch bereits Unter- 
stützung von einigen anderen Grup- 
pen erhalten. Aber die Basis des 
ARBEITERKAMPF ist noch viel 
zu schmal, es sind noch viel zu 
wenig Gruppen, die diese Arbeit 
unterstützen, als daß wir leicht- 
fertig die bereits geleistete Arbeit 
übertreiben und die vor uns liegen- 
den, viel größeren Probleme herun- 
terspielen könnten. Schom gar nicht 
ist es angebracht, wenn beim der- 
zeitigen Stand der Bewegung irgend- 
eine Gruppe mit dem. selbstange- 
hefteten Orden‘ „Partei der Arbei- 
terklasse“ durch (die Gegend renat. 
Da mag man noch so eindringlich 
auf seine „Regionalkomitees“ in 
Dortmund, " Düsseldorf, Hamburg 
und Westberlin hinweisen. Bei einem 
Blick hinter die Kulissen, der be- 
dauerlicherweise nicht jedem Arbei- 
ter und auch nicht jedem Genossen. 
in einem anderen Ort möglich ist, 
verhält es sich mit diesen „Regio“ 
nalkomitees“ nämlich wie mit einer 
Kokosmuß: außen haurig und innen 
hohl. 


Was den KB betrifft, ao wird er 
weiterhin ohne sektiererische Selbst- 
Überschätzung bemüht sein, Nägel 
mit Köpfen zu machen. ‘Daß der 
Klassenfeind uns deswegen immer 
deutlicher aufs Kom nimmt, kann 
uns nur darin bestärken, unsere Ar- 
beit in der bisherigen Richtung mit 
noch größeren Anstrengungen fort- 
zusetzen: Was die Kapitalistenklas- 
se energisch. bekämpft, das kann 
für die Arbeiter nur gut sein! 


Von Pinelli zu Feltrinelli 


Eine Untersuchung der Zummmenhänge und Hintergründe um die Bomben 
| schiioe den 12. Dez. 1968 in Italien. Anfangı wurde vernscht, die Anschüäge dem 


ton gehen. Diese Verbrechen spielen im Rahmen des Vorhatens ser isaninchen 
Bourgeoisie, den „heißen Herbst” 1969 zu beenden und die Arbeiterklasse weder 
in die Defensive Zu drängen, eine nicht zu unterschätzende Rolle, Die Wachau. 
keit der Arbeiterklause hatte zur Folge, daß dies mar „ünzureichend” getung und 
Se Hintergründe entları: werden konnten. Nun versucht die Bürgefiche Presse 
Italiens massiv, zumindest eine Verbindung der Organisationen der bemudiuen 
‚Arbeiter mit dan Faschisten zu untersuelen. 


ur 

Wer ist Valpreda? Der Tod Pinelli’s, Der unterbrochene Prozef, Die 
wahren Schuldigen: Ventura, Freda, Rauti, Die Provokation (Infiütre- 
tion faschistischer Provokateure in linke Gruppen), Wer sind die Mörder? 


a1 
210€ 


(IN VORBEREITUNG) 
„Strage di Sıato“, Die Bomben der Bourgeoisie, „Strage di Stat” 
heute, Die Tage vor den Wahlen. 
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but verpackt 


I= sollten „alles tun, damit 
plätzen worden”. Dazu soll „akti 


Verlags-GmbH „informedia“ in Köln verschickte im April ein Schrei- 
'n an zahlreiche Kapitalisten. Darin wird aufgefordert: Die Kapitali- 
lie Betriebe nicht zu politischen Kampi- 
dienen, 


ine Zeitung, die an die Privat- 


adressen der Arbeiter geschickt werden soll: auf Veranlassung der jeweili- 
gen Geschäftsleitung eines Betriebes und auf deren Rechnung — denn 


knausrig sind. die Kapitalisten 
dient. 


aktiv“ soll durch „wirkungs- 
volle Mitarbeiter-Aufklärung” vor- 
hindern, daß „die Betriebsarbeit der 
Linksradikalen” Erfolghat. In einem 
beigelegten Prospekt zum Schrei: 
ben an die Geschäftsleitungen heißt 
6s in großen Buchstaben: „Die Fei 

de der Marktwirtschaft schlafen 


keineswegs, wenn es ihrer Interessan 


die die Leistungsfähigkeit und den 
Fortbestand der Wirtschaft in Frage 
stellen, begeistert begrüßt werden”. 
Dagegen soll „aktiv” den Arbeitern 
eintrichtern, daß sie sich nur „selbst 
auf die Finger hauen“, wenn sie die 
Kapitalisten angreifen. 

Wie die Arbeiter sich angeblich 


nicht! Sie arbeiten an der Basis 


issen listen aber 
mittiorweile, daß ihr Geschwätz von 
der „sozialen Marktwirtschaft” von 
„wir sitzen. alle in einem Boot” 
uw. nicht mehr so leicht bei.den 
‚Arbeitern ankommt, daß das Be- 
wußtsein der Arbeiter vom Klasson. 
gegensatz in dieser Gesellschaft ange- 
wachsen ist. Deshalb verspricht „in 


', daß in der Zeitung 
„nicht mit, dem Holzham- 
mer gearbeitet wird“, sondern „die 


‚Argumente gut verpackt (1) und 
wohl dosiert (!) an den Mann ge- 
bracht werden”. Dadurch hätten 
die Kapitalisten „eine reelle Chance, 
(daß die notwendigen Informatio- 
nen über. Leistung und Verantwor- 
tung des Unternehmers, über das 
Funktionieren unserer Wirtschaft, 
ankommen und verstanden worden, 
das kann morgen lebenswichtig sei 
— Iebenswichtig für die Ausbeuter 
natürlich! Die „Basis-Arbeit“ der 
Linken sei eine „tödliche Gefahr 
für alle Unternehmer“, heißt es in 
dem beigefügten Prospekt. Und wı 
tar: „permanente Verteufelung des 
Unternehmertums erzeugt ein Kli 
ma, in dem rote „Reformpläne‘ 


nur „selbst auf die Finger hauen“, 
das können wir z.B. — „gut ver 
packt und wohl dosiert” — der Aus. 
gabe. 6 (25. März 72) von „aktiv”" 
antnehmen: 

Dort wird in einem Artikel unter 
der Überschrift „Weg mit dem Pr 
fit — was dann? ” folgendermaßen 
argumentiert“; ‚Erträge un 
serer (71) Unternehmen“ würden 
„nicht nur von linken Radikalen 
gern und “bschätzig als ‚Profit‘ ver 
dammt“. Aber ohne Profit würde 
die Wirtschaft nicht mehr wachsen, 
\weil.dann ja auch keine. neuen Fa- 
briken usw. mehr finanziert werden 
könnten. Schließlich: wenn es keine 
Profite mehr gäbe, könne der Staat 
auch keine Steuern mehr von den 
Kapitalisten eintreiben. Da der Staat 
aber Geld braucht, bliebe keine 
andere Wahl, als die Lohnsteuer, 
Tabaksteuer usw. zu erhöhen. Wört- 
lich droht „aktiv“ dann: „Das hieße, 
dann, daß der kleine Mann die 
Zeche zahlt. Ein Bier kostet dann 
‚eben 1,50 DM, genauso das Liter 
Benzin. Bauen würde dann ohne- 
hin niemand mehr, weil die Be- 
steuerung von Hausbesitz das als 
Wahnwitz erscheinen ließe. Schönes 
Paradies, was? ” 

Je, die Arbeiter können schon 


froh sein, daß die Kapitalisten ihnen 
diese Sorgen abnehmen, indem sie 
sich_selbst durch den Profit ein 
Leben in Saus und Braus verschaf- 
fen. Der Verlag „‚intormedia“ hat 
schon recht, wenn er (lobend) „Die 
Zeit" zitiert, daß „aktiv“ einen 
„Hauch von BILD" habe! Durch 
den Sturz der Kapitalistenherrschaft 
und damit der Abschaffung des 
Profits wird der tatsächlich gesll 
schaftliche Reichtum nicht weniger, 
sondern mehr! Denn die Arbeiter 
werden nicht nur ebensoviel pro- 
uzieren, ‚sondern mehr (und vor 
allen Dingen mehr Sinnyolles!). Sie, 
werden ihre schöpferische Kraft un- 
gleich besser verwirklichen, weil nun 


nicht mehr ein Teil des von ihnen 
produzierten Reichtums in die Ta- 
schen der Kapitalisten wandert, son- 
dern alles der Gesellschaft, den Pro- 
duzierenden zugute kommt! 


[Gesen „rote Ido 


Das Schreiben von „intormedie‘ 
an zahlreiche Kapitalisten ist nicht 
bIoß ein einfaches Werbeschreiben, 
mit. dem. „informedia wie jeder 
apitalistische Verlag. saine Profit 
aussichten vergrößern will. Es han- 
deit sich hierbei um einen Teil der 
von den Kapitalisten seit. einiger 
Zeit eingeleiteten Propaganda. Offen- 
sive gegen „rote Arbeiter” und ge- 
gen die gesamte linke Bewegung. 
„aktiv“ gehört ebenso, zu dieser 
PropagandsOffensie des Kapitals 
wie die zur Zeit gesteigerte Hetz 
kampagne anläßlich , der Bomben 
ttentste der letzten Wochen. 


Schreiben an zahlreiche Kapitalisten 
geschickt (siehe ARBEITERKAMPF 
Nr. 14 und UNSER WEG Nr. 14, 
wo das Schreiben des DII im Orig 


nal abgedruckt ist). In ähnlicher 
Weise wurde dort die zunehmende 
„Unternehmerfeindlichkeit und die 


Propaganda - Offensive der Kapitalisten 


Verehrung roter Idole“ = als ein 
„‚Alarmzeichen” beschworen. Geich- 
zeitig wurde die SPD/FDP-Regie- 
rung angegriffen, die „der Wirtschaft 
der Bundesrepublik Belastungen in 
bisher nicht gekanntem Ausmaß be- 
schert. Die Kapitalistenklase wur 
de aufgefordert, „den Kampf um 
die marktwirtschaftiche Freiheit 
auf(zulnehmen, wenn sie nicht er 
(nes Tages al unterprivilegierte Min- 
derheit enden wil, und wenn sie 
„nicht Gefahr laufen” will, „in ei 
Der Woge von Fanatiumus, ldeolog 
sierung und Reformutopien unter- 
zugehen”, Die Kapitlisten sollten 


Öffentlichkeitsarbeit” 
und die  ‚Informations-Offensive‘ 


sar unterstützen. Konkret: Die ein- 
zeinen Kapitalisten sollten durch 
Spenden die Verbreitung des „Un- 
ternehmerbriefs” fördern. Zielgrup- 
pe dieser „Informations-Offensive”“ 
sollten sein: „Besonders ausgesuchte. 
‚Empfänger, die durch Beruf oder 
Stellung zur Meinungsbildung bei 
tragen“, also Schulen, Universitä- 
ton, Verwaltungsbeamte, Politike 
‚Journalisten, Pfarrer usw. 

Die Zeitung „aktiv“ dagegen soll 
sich direkt an die Arbeiter und An- 
gestellten wenden und sie im Sinne 
der Kapitalistenklasse beeinflussen. 

Der „Spiegel“ berichtete in wei 
ner Ausgabe am 29. Mai 72, daß 
seit mehreren Monaten die Presse- 
hats der Kapitalisteriverbände BDA, 
DI und DIHT unter der Regie 
von "BDA-Präsident Friedrich eine 
großangelegte Werbekampagne über 
die angeblichen Vorzüge der kapi- 
talistischen Ausbeuterherrschäft plö® 
nen. Absprachen fanden mit dem 
(CDU.Wirtschaftsrat statt und die 
CDU-nahe Werbeagentur „Alwo“ 
wurde mit. der Ausarbeitung von 
‚Anzeigen, Broschüren, Plakaten und 


Filmspots beauftragt. Die jetzige 
Hetzkampagne gegen „linke Bom- 
benleger”, gegen die gesamte linke 
Bewegung und alle dem Kapitalis- 
mus kritisch _gegenüberstehenden 
Menschen und die Angriffe sogar 
gegen die angeblich „zu schlaffe” 
SPD/FOP-Regierung sind möglicher. 
weise schon ein Ergebnis. dieser 
„konzertierten und konzentrierten 
Aktion“ der Kapitalistenverbände, 
Es ist ja auch nicht schwer zu erra- 
en, wer ein Interesse daran hat, die 
Linken in der Arbeiterklasse mit 
den übelsten Methoden, mit Lügen 
und Gewalt verächtlich zu machen. 
Die Kapitalistenklesse macht mo- 
bil. Sie ist bemüht, ihre Reihen 
enger zusammenzuschließen. Die Ar 
beiterklasse kann nur das Gleiche 
tun: Sie muß auch mobil machen 
und ihre Reihen fester zusammen- 
schließen. Die Reihen der Arbeiter 
sind zahlreicher und kräftiger. Ihre 
Solidarität ist größer und macht- 
voller. Sie ist die stärkste Klasse. 
Produziert den gesamten ge- 
wellschaftlichen Reichtum. Sie ist 
die aufstrebende Klasse und daher 
lebensfählger. Die Kapitalistenklasse 
sitzt auf dem absterbenden Ast. 
‚Aber dieser Ast wird nicht von 
allein abfallen, sondern. nur, wenn 
die Milionen. Arme der Arbeiter 
klasse geschlomen zur Axt greifen. 
Darauf müssen wir rüsten. 
Gegen die alleitige Offensive der 
Kapitalistenklasse - die einheitliche 
Kampftront der Arbeiterklasse! 
Und: Die Kollegen, die „akt 
unaufgefordert von den Kapital 
sten ins Haus geschickt bekommen, 
sollten sich im Batrieb zusammen- 
schließen und-mit-Hilfe ihres Be- 
triebirates von der Geschäftsleitung 
die sofortige Einstellung der Zu 
sandung verlangen. Sie können da- 
mit demonstrieren, daß sie diesen 
faulen Trick des Kapitals durch- 
schaut haben. 


Im Arbeiterbuch 
sind alle Agitations und 
|Propagandamaterialien des 
KB Hamburg erhältlich 
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